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Bist Du Deutschland? 

Eine nationale Erweckungskampagne lässt Schlimmes befürchten 


W o soll das alles enden? Vielleicht 
geht es dem einen oder der ande¬ 
ren ähnlich, dass diese Frage immer öf¬ 
ter wie von selbst auftaucht. Nicht 
nur beim Lesen der Tagespres¬ 
se, oder wenn Du Nachrichten 1 1 

guckst... Wie weit sind wir ei¬ 
gentlich noch vom Abgrund 
entfernt? Auch in der U-Bahn, 
beim Gang durchs Viertel, beim 
Warten auf dem Amt. Das kann 
doch auf Dauer nicht gut gehen. 

Was, wenn das System einfach 
kollabiert? 

Überlebenskunst 

Bislang habe ich eher zu 
den besonneneren Zeitge¬ 
nossen ge¬ 
hört. Ich 
habe 

Tscherno¬ 
byl und die 
Wiederverei¬ 
nigung genauso 
überlebt wie Reagans SDI-Pro¬ 
gramm, den sauren Regen, Hoyerswerda 
und Solingen, die Reps, 16 Jahre Hel¬ 
mut Kohl sowie die D-Mark und insge¬ 
samt vier Jahre zweite Liga mit dem 1. 
FC Köln. Und was hatte man uns nicht 
alles an die Wand gemalt. Irgendwann 
glaubte ich nicht mehr an den Unter¬ 


gang. Am 30. September 2005 habe ich 
meine Meinung geändert. Da 
habe ich einen TV-Spot der 
Kampagne „Du bist 
Deutschland" ge- 
sehen. Und mir 
wurde klar: Der 
Abgrund ist nah. 
Wir sehen ihn bloß 
nicht, weil es so 
dunkel ist. 

Über 33 Millio¬ 
nen Euro wurden 
von der Werbe- und 
Medienindustrie 
eingesetzt, um Bot¬ 
schaften wie fol¬ 
gende ins Hirn 
der Masse zu 
penetrie¬ 
ren: 

„Gib 
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nicht nur auf 
der Autobahn Gas. Es gibt 
keine Geschwindigkeitsbegren¬ 
zung auf der Deutschlandbahn. 

( Frage Dich nicht, was die ande¬ 
ren für Dich tun. Du bist 
Deutschland." Und dann 


kommt Günter Jauch und sagt: „Behän¬ 
der Dein Land doch einfach wie einen 
guten Freund." Klingt beknackt. Ist 
aber vielleicht ein Ansatz. 


Mein Freund Deutschland 

Wenn ein guter Freund mir so eine 
Scheiße mit Deutschlandautobahn er¬ 
zählt, dann ist er vermutlich besoffen 
und ich muss sehen, dass er irgendwie 
ins Taxi kommt. Aber mein Freund will 
nicht ins Taxi. Er redet einfach weiter: 
„Du bist Albert Einstein", sagt er mir 
und fragt dann: „Wie kann man Albert 
Einstein, Claudia Pechstein oder Günter 
Jauch sein?" Die Antwort gibt mir wie¬ 
der mein Freund: „Indem man zu sich 
selbst steht und an sich glaubt. Und da¬ 
für braucht man keinen Nobelpreis, kei¬ 
ne Goldmedaille oder eine Fernsehshow. 
Bring die beste Leistung, zu der Du fä¬ 
hig bist. Und wenn Du damit fertig bist, 
übertriff Dich selbst." 

Ich rieche seinen Atem. Deutsch¬ 
land ist nüchtern. Das ist schlecht. 
Dann ist er möglicherweise krank. Eine 
erste Diagnose lautet: schizoid-depres¬ 
sive Psychose. Der Mann braucht pro¬ 
fessionelle Hilfe. 


Fortsetzung auf Seite 6 


Die Jagdsaison ist eröffnet 

Arbeitsministerium und Bild blasen zum Angriff auf Alg II-Empfängerlnnen 


M itte Oktober veröffentlichte das 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Arbeit (und Arbeitslosigkeit) einen 
Bericht mit dem Titel „Vorrang für die 
Anständigen - Gegen Missbrauch, ,Ab- 
zocke' und Selbstbedienung im Sozial¬ 
staat." Auf 33 Seiten wurde ein Panora¬ 
ma des Sittenverfalls geboten, eine An¬ 
einanderreihung von scheinbar spekta¬ 
kulären Einzelfällen, geschildert im mo¬ 
ralisch-empörten Tonfall des ehrlichen 
Steuerzahlers. Das Pamphlet endete mit 
der Drohung, den starken Staat wieder 
auferstehen zu lassen und fortan un¬ 
barmherzig durchzugreifen: „Kontrolle 
ist gut", „Kontrolle wirkt", „Kontrolle 
wird strenger", brachte es der Texter¬ 
kollege im Ministerium auf einen Drei¬ 
satz, um den ihn der Genosse Stalin si¬ 
cher beneidet hätte. 

Die Bild-Zeitung war prompt zur 
Stelle und titelte am 17. Oktober: „Die 
Hartz IV-Schmarotzer". Der Artikel spei¬ 
ste sich fast ausschließlich aus der Mi¬ 
nisteriums-Vorlage. Die Jagd war also 
eröffnet, das Leitmedium hatte gebrüllt, 
in den folgenden Wochen durften Jour¬ 
nalistinnen vom Spiegel bis zur letzten 
Lokalpostille das tun, was sie schon in 
Sachen „Florida-Rolf" und in Punkto 
„Asylbetrüger" nie lassen konnten: das 
Hetzen. 

Interessanter Weise bemühte sich 
das Ministerium noch um eine gewisse 
Ausgewogenheit: ein Drittel Sozialbe¬ 
trug durch Arbeitslose, ein Drittel rassi¬ 
stische Hetze gegen arbeitslose Immi¬ 
granten, ein Drittel aber auch Kritik an 
Unternehmen und Wohlhabenden, die 
mit Ein-Euro-Jobs und anderen Mitteln 
Kasse machten. Im Fadenkreuz der Me¬ 
dien blieben jedoch nur zwei hängen: 
der Arbeitslose und seine Steigerung, 
der arbeitslose Ausländer. 


Die Helfershelfer 

Interessant ist auch, dass Clements Be¬ 
hörde erstmals auch seine Gegner klar 
benennt und einer sozialen Bewegung 
damit quasi den Status einer ernstzu¬ 
nehmenden Konfliktpartei zuerkennt. 


„Beihilfe zum Betrug statt Beratung - 
die Helfershelfer" heißt die Überschrift. 
Dort ist die Rede von einer PDS-Abge- 
ordneten, die Tipps zur optimalen Lei¬ 
stungsausbeute gab (ein ZDF-Team film¬ 
te mit versteckter Kamera); gleiches war 
von einem ver.di-Berater zu vermelden. 
Außerdem wird der in unseren Kreisen 
beliebte „Leitfaden Alg Il/Sozialhilfe" 
der AG TuWas gelistet, ohne ihm einen 
einzigen Fehler nachweisen zu können. 
Ferner beschwert man sich über eine 
namenlose Gruppe von Beratern und In¬ 
itiativen, die auch im Internet ihr Un¬ 
wesen treiben: „Ihr Spielfeld ist oft die 
Grauzonen zwischen Erlaubtem und Ver- 
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botenem". Wir nehmen an, dass auch 
die Publikationen der FAU im Ministe¬ 
rium aufmerksam gelesen werden. 


Clements Desaster 

Das Gesamtvolumen der Alg II-Kosten 
von Bund und Kommunen beläuft sich 
in diesem Jahr auf rund 50 Mrd. Euro. 
Unter dem Strich wird der Bund 2005 
voraussichtlich 26 Mrd. an Zuschüssen 
für Alg II ausgeben. Das sind 14 Mrd. 
mehr als für die 2004 gezahlte Arbeits¬ 
losenhilfe. Damit liegt der Bundeszu¬ 
schuss für die Arbeitslosigkeit über dem 


Etat des Verteidigungsministeriums 
(was Gegnerinnen das Militärs nicht be¬ 
sonders stören dürfte). 


Der sportliche Ehrgeiz 

Das deutsche Proletariat reagiert offen¬ 
bar sehr flexibel, ideenreich und sach¬ 
kundig auf den Hartz-IV-Angriff. Der 
einzige Punkt, wo überhaupt ein Miss¬ 
brauch möglich ist, existiert in der Fra¬ 
ge der Mieten. Ansonsten gibt es ja für 
alle sowieso nur das Gleiche: 345,- Euro 
im Westen, 331,- im Osten. An der Miet¬ 
front plante der Staat mit der Definition 
von „Bedarfsgemeinschaften" seinen 
großen Raubzug und wollte arbeitende 
Menschen für ihre arbeitslosen Lebens¬ 
gefährten haften lassen. Das hat zu ei¬ 
ner Welle von Zellteilungen geführt. 
Paare zogen auseinander, Kinder zogen 
aus und beantragten getrennt Alg II. Al¬ 
lein in Berlin, so der Kölner Stadt-An¬ 
zeiger, seien seit Jahresanfang die 
„Hartz IV-Haushalte" von 225.000 auf 
314.000 in die Höhe geschnellt. 

Was in diesem Fall legal ist, lassen 
wir mal dahin gestellt sein. Was legitim 
ist, können wir jedoch klar definieren: 
Dass ein ungerechtes Gesetz mit den 
Möglichkeiten gekontert wird, die eben 
dieses Gesetz bietet. Wie Gewalt Gegen¬ 
gewalt erzeugt, so ruft der Sozialraub 
den „Sozialschmarotzer" hervor. Wir 
vermeiden allerdings dieses faschistoi¬ 
de Wort und sprechen lieber von „Prole¬ 
ten mit sportlichem Ehrgeiz". 

Und wir sollten nicht in die Litanei 
vom „aufrechten Arbeiter und den we¬ 
nigen schwarzen Schafen" verfallen, die 
Sozialdemokraten, Gutmenschen und 
DGB reflexartig zur Verteidigung ihrer 
Klientel ablassen. Sagen wir es klar und 
deutlich: Ja, wir kennen dutzende von 
Menschen in unserem Bekanntenkreis, 
die tricksen und maggeln, dass es eine 
Freude ist. Wir hören ihnen gerne zu 
und interessieren uns für ihre Erfah¬ 
rungen. Und wir fühlen uns unter ihnen 
in bester Gesellschaft. 

Heiner Stuhlfouth 
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IWW-Rundreise 

An Laß Lieh des 100. 

Geburtstages der WobbLies 
befindet sich deren GeneraL- 
sekretärin ALexis Buss auf einer 
Vortragsreise durch die Schweiz 
und wird anschließend auch für 
einige VeranstaLtungen nach 
Deutschland kommen (siehe 
Termine). 



Streiks an italienischen 
Unis 

Aus Protest gegen die 
neoLiberaLe UmgestaLtung der 
Universitäten gingen 
Zehntausende am 25. Oktober 
in Rom, Genua und Mailand auf 
die Straße. 

Am 17.11. soLLen in aLLen 
Universitätsstädten ItaLiens 
weitere Demonstrationen 
foLgen. 


Kauf Dich glücklich 

Beim Syndikat A ist eine neue 
Broschüre mit einem Text von 
WaLther L. Bernecker zu den 
Diskussionen Libertärer 
Organisationen in Spanien über 
die Frage des „reinen" oder 
„syndikaListischen" 

Anarchismus erschienen. 

Dabei handeLt es sich um den 
zweiten Teil einer Reihe von 
Nachdrucken aus dem „Archiv 
für die Geschichte des 
Widerstandes und der Arbeit". 
Zu beziehen von: 
http://www.syndikat-a.de 
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FAU-Ticker 


+++ Ende September wurde in 
Potsdam eine neue Ortsgruppe 
gegründet +++ die Ortsgruppe 
Döbeln hat sich aufgelöst und ist 
offiziell aus der FAU ausgetreten 
+++ das nächste Regionaltreffen 
West der FAU findet am 20. 
November in Köln statt. Infos bei 
der Regionalkoordination West 
(siehe Kontakte) +++ das 
Allgemeine und das 
Bildungssyndikat Osnabrück 
treffen sich jetzt jeden Mittwoch 
statt jeden Donnerstag +++ das 
nächste IAA-Plenum findet 
voraussichtlich im Frühjahr 2006 
in Prag statt +++ 


P ropaganda ist ja an sich nichts neues — wenn der Begriff auch ganz zu Anfang eher neutral war und 
einfach nur die Werbung für die eigenen Ideen bedeutete. Wenn man das Wort heute hört, denkt man 
dagegen sofort an Goebbels und sein Propagandaministerium - eine zentral geführte Institution, die 
möglichst alle Medien zur Manipulation der Massen funktionalisieren sollte. Wobei man wenigstens 
gleich wußte, wo der Gegner steht. 

Heutzutage kommt die Propaganda für das herschende System weitaus vielfältiger daher, ohne dass gleich 
offensichtlich ist, wer eigentlich dahinter steckt und welche Interessen da vertreten werden. Einige Werbe¬ 
agenturen, private Unternehmen und Prominente werben für einen bedingungslos positiven Bezug zur deut¬ 
schen Nation. Das Arbeitsministerium startet eine Kampagne gegen ALG II-Empfänger, die von den Mainstre¬ 
am-Medien einhellig mitgetragen wird - überall weiss man auf einmal von „Sozialschmarotzern" zu berichten, 
die ein echtes Problem für uns alle darstellen sollen. Die Bundeswehr gestaltet ihre Public-Relations-Konzep- 
te neu, um die Öffentlichkeit auf kommende Kriege vorzubereiten. Alles Propaganda, die zum erstarkenden Na¬ 
tionalismus und Militarismus passt, aber geradezu beiläufig und harmlos daherkommt, ohne dass ein lenken¬ 
der Wille dabei offensichtlich ist. 

Es scheint kaum möglich, diese Kampagnen zu erklären, ohne dass es gleich verdächtig nach Verschwö¬ 
rungstheorie riecht. Es wäre sicher interessant, die Mechanismen der heutigen Propaganda einmal fundiert zu 
analysieren. Das würde allerdings den Rahmen dieser Zeitung sprengen. Aber wie auch immer: Es handelt sich 
definitiv um Propaganda für das herschende System. 

Wenn konservative Politiker zum Beispiel planen, die Armee für die innere Sicherheit einzusetzen, ist das 
Bild, das die Öffentlichkeit von der Bundeswehr hat, dabei ein wichtiger Faktor. Wenn man mit zunehmenden 
sozialen Protesten rechnet, die einen solchen Einsatz erst notwendig erscheinen lassen — wie geschehen in 
Frankreich, wo Antiterrorsoldaten gegen Streikende eingesetzt wurden —, ist es hilfreich, wenn die sozial Schwa¬ 
chen vorher ordentlich diffamiert worden sind. 

So geht dann alles Hand in Hand und passt wunderbar zueinander. Man darf sich nur nicht davon blenden 
lassen, dass es kein Propagandaministerium mehr gibt. Das System ist zwar trickreicher geworden, aber schon 
noch durchschaubar, wenn man genau hinsieht. 

Das alles und weitere Themen findet Ihr in 
dieser Ausgabe unseres Propagandablatts. Wir 
wünschen viel Spaß beim Lesen. 

Eure Layouter 



Syndikate, Ortsgruppen und Kontakte der freien arbeiter/innen-Union (FflU-IPfl) 


Region Nord - 

Bremen .FflU-Iflfl Lokalföderation Bremen, 

Postfach 10 56 74, 28056 Bremen, www.fou- 
bremen.de.vu 

Syndikat der Lohnabhängigen und Erwerbslosen (SLE- 
FAU), sle-hb@fou.org, c/o FAU Bremen 
Bielefeld .... c/o „Umweltzentrum",August-Bebel-Str. 16,33602 Biele¬ 
feld, Treffenjeden 1. und 3. Dienstag im Monat, 19.30 
Uhr, faubi@fou.org, www.fou-bielefeld.de.vu 
Flensburg .... c/o Infocafe, Hafermarkt 6, 24943 Flensburg 
Homburg .... FAU-IAA Ortsgruppe und GNLL/FAU Hamburg, Fettstroße 
23, 20357 Homburg. Offenes Treffen jeden Freitag, 

19 Uhr, fauhh@fou.org 

Hannover . . . . UJZ Korn, Kornstraße 28-30, 30167 Hannover. Treffenje¬ 
den Dienstag 21 Uhr, letzten Dienstag im Monat offener 
Abend ab 20 Uhr, fauh@fou.org, Tiermedizinisches Syndi¬ 
kat, tiermedizin@fou.org 

Osnabrück . . . FAU-IAA Osnabrück, Postfach 1925, 49009 Osnabrück 
Treffen: Cafe „Mono Negra", Alte Münze 12, jeden Mitt¬ 
woch 17 Uhr Allgemeines Syndikat, 20 Uhr Bildungssyndi¬ 
kat, fauos@fou.org 

Region West - 

Bochum.Kontakt über FAU Dortmund, faudo@fou.org, öffentli¬ 

ches Treffen: Jeden dritten Donnerstag im Monat ab 19 
Uhr Thekenobend im Sozialen Zentrum Bochum, Rottstr. 

31 

Bonn. Lokalföderation FAU-IAA Bonn, „FAU-Laden", Wolfstr. 10 

Hinterhaus, 53111 Bonn, Tel. 0228/9637775, 
faubn@fou.org, offenes Treffen oder Veranstaltungen 
bzw. Volxküche, freitags 21 Uhr, „FAU-Laden" Allgemei¬ 
nes Syndikat c/o FAU-IAA Bonn 

Dortmund .... c/o „Langer August", Braunschweiger Str.22, 44145 
Dortmund, foudo@fou.org. 
www.fau.org/ortsgruppen/dortmund 
Duisburg .... FAU Duisburg Lokolföderotion, Querstr.38, 47178 Duis¬ 
burg, öffentliches Treffen: Jeden ersten Donnerstag im 
Monat um 21 Uhr in der Kneipe „DJÄZZ", Börsenstr.ll, 
Info-Telefon und SMS: 0179 325 86 48, faudu@fau.org, 
http://www.fou-duisburg.tk 

Düsseldorf ... FAU Düsseldorf, Allgemeines Syndikat, Postfach 10 24 

04, 40015 Düsseldorf, faud@fau.org, Fax: 01212-5-110- 


29-174, Fon/SMS: 0179-32 586 48, www.fau.org/orts- 
gruppen/duesseldorf oder www.free.de/osti 
Köln . Allgemeines Syndikat und Arbeitslosen-Syndikat c/o In¬ 

foloden „LC 36", Ludolf-Comphausen Str.36, 50672 Köln, 
donnerstags um 20.30 Uhr, osk@fou.org 
Krefeld . 02151/394270 

Moers .c/o „Barrikade", Bismarckstr. 41a, 47443 Moers, fau- 

mo@fau.org 

Münster.FAU und Bildungssyndikat c/o Infoladen „Bankrott", 

Dohlweg 64, 48153 Münster; faums@fou.org, 


www.fou.org/ortsgruppen/muenster, Treffenjeden 
Dienstag 19 Uhr 


Region Ost- 

Altenburg .... fauabg@fou.org 

Berlin .Straßburger Str. 38, 10405 Berlin, faub@fou.org, Tel.: 

030 - 287 008 04, Fox: 030 - 287 00 13, 


www.fau.org/ortsgruppen/berlin, offenes Büro Dienstags 
14 - 20 Uhr 

Allgemeines Syndikat, 2. und 4. Mittwoch im Monot 19 Uhr, 
Bildungssyndikat, 1. und 3. Mittwoch im Monot 20 Uhr, 
bsy-b@fau.org 

Kultursyndikat, 1. und 3. Donnerstag im Monot 20 Uhr, 
ksy-b@fau.org 

GNLL-Berlin-Brandenburg, Treffenjeden letzten Donners¬ 
tag im Monot 20 Uhr, faugrs@fau.org 


Dresden.FAU Dresden, c/o Stadtteilladen, Rudolfstr. 7, 01097 

Dresden, offen: freitags 16 - 20h, fou-dd@gnuviech.info 
Göttingen . . . FAU-IAA Göttingen, c/o Buchladen „Rote Straße", Niko¬ 
laikirchhof 7, 37073 Göttingen 

Gronsee.FAU-IAA Ortsgruppe und GNLL/FAU Landwirtschaft Berlin- 

Brandenburg, fougrs@fau.org 
c/o Th. Beckmonn, Dorfstr. 13, 16775 Wolfsruh 
Holle/Saale ... c/o Infoladen Glimpflich, Ludwigstr. 37, 06110 Halle/Saale, 
ebenfalls GNLL-KONTAKT 

Leipzig.c/o „Libelle", Kolonnadenstr. 199, 04109 Leipzig. Jeden 

1. Donnerstag im Monot, faul@fou.org 
Magdeburg ... FAU Magdeburg, foumd@fou.org, c/o „Blaue Welt Ar¬ 
chiv", Thiemstrosse 13, 39104 Magdeburg 

Strelitz .Kontakt: 0171/9547879 

Schwerin .... Kontakt über Leipzig, fausn@fou.org 


Region Süd 

Dochau .Kontakt über München 

Frankfurt/M. . c/o DFG/VK, Mühlgosse 13, 60486 Fronkfurt/Main, 
Sonntags 19 Uhr, fouffm@fou.org 

Freiburg.FAU-Ortsgruppe, c/o Infoloden Freiburg KTS, Boslerstr. 

103, 79100 Freiburg, foufr@fou.org, Treffenjeden Mitt¬ 
woch gegen 20 Uhr im autonomen Zentrum KTS 


Gießen/Wetzlar FAU Ortsgruppe und Bildungssyndikat, c/o „Infoladen 
Gießen", Alter Wetzlorer Weg 44, 35392 Gießen, 
faugi@arcor.de, faugi@fou.org, www.ok44de.vu, jeden 
Montog 19 Uhr Treffen des Allgemeinen Syndikats und des 
Bildungssyndikots 

München .... Schwanthaler Str. 139 (Rg), 80339 München, 0173 - 
4048195, info@fou-muenchen.de 

Tübingen .... c/o Infoloden „Grenzenlos", Schellingstr. 6, 

72072 Tübingen 

Wiesbaden . . . GNLL-KONTAKT, über Frankfurt/Main 

Schweiz- 

FAU-CH.Postfach 580, CH-8037 Zürich 


Bundesweite Branchen-Koordinationen - 

Bildungssyndikate: bsy-public-info@list.fou.org, www.bildungssyndi- 
kot.de 

GNLL/FAU Landwirtschaft: Berlin-Brandenburg, über Gransee, 
gnll@fau.org 

GNLL/FAU Naturkostindustrie: über Homburg 

Regionalkoordinationen - 

Nord: Osnabrück | West: Münster | Ost: Göttingen | Süd: München 

Geschäftskommission der FAU-IAA - 

Wolfstr. 10, 53111 Bonn, Tel.: 0228 - 9637775, geko@fou.org 

Internationales Sekretariat der FAU-IAA - 

c/o FAU Bonn, is@fou.org 

Internationale Arbeiter/Innen-Assoziation (IAA) - 

IAA/IWA/AIT-Sekretariat, Box 1977, Vika 0121, N - Oslo (Norge), 
secretariado@iwo-ait.org, http://www.iwa-ait.org 
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Betrieb und Gesellschaft Nr 172 


Recht und Willkür 

Update zum Prozess in Magdeburg 


D ie Verschleppungsstrategie des Skandal¬ 
richters Braun im Revisionsverfahren ge¬ 
gen Daniel W. ist DA-Leserlnnen hinlänglich 
bekannt: Carsten verbringt mittlerweile den 
fünften Monat in Beugehaft, Marco dürfte bei 
Erscheinen dieser Zeitung die in solchen Fäl¬ 
len maximal mögliche Haftdauer von sechs 
Monaten abgesessen haben und die Haftstra¬ 
fe des über ihn gefällten Urteil „erwarten". 
Durch die Stattgabe eines Antrags der Anwäl¬ 
te wird seine bevorstehende Haftstrafe bis in 
den Februar ausgesetzt, da er laut Gesetz das 
Recht in Anspruch nehmen kann, seine Aus¬ 
bildung vor Haftantritt abzuschließen. 

Beim jüngsten Verhandlungstag am 4. 
Oktober kündigte Braun an, die Beweisauf¬ 
nahme am 1. November schließen und die 
Zwangsmaßnahmen gegen Carsten und Marco 
beenden zu wollen. Wohlgemerkt: Marcos 
Beugehaft endete ohnehin bereits am 26. Ok¬ 
tober. 


Ströbele: Gericht verstößt gegen 
Menschenrechte 

Es waren viele Prozessbeobachterlnnen im Ge¬ 


richtssaal, unter ihnen der grüne Bundes¬ 
tagsabgeordnete Hans-Christian Ströbele. Da¬ 
durch ließ sich Braun offensichtlich jedoch 
nicht von seiner auch gegen geltendes Recht 
verstoßenden Vorgehensweise abbringen. Der 
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Prozesstag selbst verstrich wieder einmal in 
weniger als zehn Minuten, nachdem festge¬ 
stellt wurde, dass der vorgeladene Zeuge - der 
sich bereits etliche Tage zuvor krank gemeldet 
hatte - nicht erschienen war. Auch hätte am 
selben Tage die Beweisaufnahme abgeschlos¬ 
sen werden können, was auch die Freilassung 
der Beugehäftlinge bedeutet hätte - und von 
Braun offensichtlich nicht gewollt war. Auf 
der Pressekonferenz im Anschluss an die Ver¬ 
handlung erklärte Ströbele, dass ihm „sämtli¬ 
ches Verständnis für das Vorgehen des Rich¬ 
ters" fehle, das Vorgehen des Gerichtes ver¬ 
stoße gegen die Menschenrechtskonvention. 
Fraglich ist aber, ob die durch seine Anwe¬ 
senheit erhöhte Aufmerksamkeit in den Me¬ 
dien noch positive Folgen für die Gefangenen 
haben wird. 


Proteste und Solidarität 

Am 28. August und am 9. Oktober mobilisier¬ 
ten verschiedene Gruppen und Organisatio¬ 
nen vor die Mauern der JVA Halle, um sich mit 
den Gefangenen zu solidarisieren und das Vor¬ 
gehen der Justiz anzuprangern. In verschie¬ 
denen Redebeiträgen wurde die Solidarität zu 
Marco und Carsten ausgedrückt und die an¬ 
deren Häftlinge über Standpunkte und Anlie¬ 
gen der Demonstrierenden informiert. Bei der 
letzten Knastkundgebung waren auch „Gei¬ 
gerzähler" aus Berlin und der Rapper Albino 


mit von der Partie - um den Gefangenen mit 
einem kleinen „Liveact" ihre Solidarität aus¬ 
zudrücken. 

Am 15.9. hatte eine „Unterstützerinnen¬ 
gruppe für die politischen Magdeburger Ge¬ 
fangenen" das Bürgerbüro von Ströbele be¬ 
setzt und dieses einen Tag später nach dessen 
Zusage, sich selbst ein Bild von den kritisier¬ 
ten Vorgängen beim Verfahren zu machen, 
nach einer Pressekonferenz wieder verlassen. 

Ein Solidaritätsschreiben des Gegeninfor¬ 
mationsbüro wurde inzwischen von weit über 
200 Personen und Organisationen unter¬ 
zeichnet, darunter zehn Ortsgruppen der FAU. 
Viele leisteten moralische und finanzielle 
Unterstützung, ohne die die laufenden Ko¬ 
sten der Gefangenen, wie z. B. Miete für die 
Wohnung, finanzielle Unterstützung im 
Knast, Strafbefehle, Anwaltskosten etc. kaum 
finanzierbar wären. Dafür ein Dank an alle! 

FflU Magdeburg, Infos und Hintergründe 
auch unterwww.soligruppe.de 

Die Gefangenen brauchen weiter unsere 
Unterstützung - nach der Beugehaft 
müssen sie 20 Euro pro Hafttag 
bezahlen! Spenden können auf das Konto 
der FAU, Kto-Nr. 961 522 01, BIZ 200 100 
20, Postbank Hamburg, Kennwort: 

„Beugehaft" überwiesen werden. 


Weil du arm bist musst du früher sterben! 

Soziale Lebensbedingungen beeinflussen Gesundheit und Gesundheitsverhalten 


Armut ist ein gravierendes 
Krankheitsrisiko, die internationale 
Studien des Düsseldorfer 
Medizinsoziologen Johannes Siegrist 
zeigen dies deutlich. Selbst in der 
reichen Schweiz sterben Männer der 
oberen Schicht im Schnitt 4,4 Jahre 
später als einfache Angestellte und 
Arbeiter. 

N icht nur Erwachsene tragen die Folgen 
der sich zunehmend verschlechternden 
sozialen Lage in Form von Herzinfarkten oder 
Depressionen, sondern auch diejenigen, wel¬ 
che es eigentlich am wenigsten treffen soll¬ 
te: Kinder! Nicht genug damit, dass sie teil¬ 
weise schon mit Untergewicht auf die Welt 
kommen und auch später Probleme mit ihrem 
Gewicht haben. Auf Grund der stärkeren Kon¬ 
kurrenz auf dem Arbeitsmarkt und dem dar¬ 


aus resultierenden Druck werden Kleinkinder 
trotz auffallender Krankheiten wie Erkältung 
oder Magen-Darm-Grippe in die Kinderkrip¬ 
pen gebracht. Im Klartext: Stress statt Erho¬ 
lung für die Kinder. Chronische Krankheiten 
sind nicht nur die Folge von Arbeitslosigkeit, 
sondern genauso von den momentanen Ar¬ 
beitsbedingungen. In vielen Betrieben wer¬ 
den so genannte Gesundheitspräventionen 
angeboten. Das bedeutet, die Erkrankten er¬ 
halten ein Rückkehrgespräch oder es werden 
Boni vergeben: „Wer weniger krank wird, be¬ 
kommt eine Prämie." 

Ärzte berichten, dass sich viele - aus 
Angst, ihren Job zu verlieren - einer Krank¬ 
schreibung verweigern. Die Konsequenz: Vie¬ 
le Krankheiten nehmen unnötiger Weise ei¬ 
nen chronischen Verlauf oder werden am Ar¬ 
beitsplatz weiter getragen. Auch wenn laut 
Statistiken das Sterblichkeitsrisiko nach drei 


Jahren Arbeitslosigkeit um das 3 - 4fache 
gegenüber Menschen mit Arbeit zunimmt und 
Krankheiten bei Arbeitslosen verstärkt auf- 
treten, stellt sich dennoch die Frage: Wie weit 
sind die Arbeiter heute mit ihren Krankheits¬ 
und Sterblichkeitsrisiken von denen der Ar¬ 
beitslosen noch entfernt? Und inwieweit stel¬ 
len Lohnarbeitende eine ernstzunehmende 
Gefährdung für ihre Mitmenschen dar? 

Gerade Menschen, welche in Lebens¬ 
mittelgeschäften oder in sozialen und medi¬ 
zinischen Einrichtungen tätig sind, haben 
eine große Verantwortung ihren Mitmen¬ 
schen gegenüber. Eigentlich wären sie ver¬ 
pflichtet, bei Krankheit zu Hause zu bleiben. 
So die Theorie. Doch sieht die Praxis leider 
anders aus. Keuchende Kassiererinnen an der 
Pennymarkt-Kasse, hüstelnde Erzieherinnen 
oder fiebernde Krankenpflegerinnen. Alle 
diese Beispiele sind schon längst keine Ein¬ 


zelfälle mehr. 

Laut einer Statistik des Bundesministeri¬ 
ums für Gesundheit und Soziale Sicherung 
(BMGS) fehlten die Beschäftigten 3,57 Pro¬ 
zent der Sollarbeitszeit. Das sind 3,9 Arbeits¬ 
tage weniger als im vergleichbaren Vorjah¬ 
reszeitraum. Insgesamt meldeten sich Ar¬ 
beitnehmer in den vergangenen Jahren sel¬ 
tener krank als in der ersten Hälfte der neun¬ 
ziger Jahre. In einer Zeit hoher Arbeitslosig¬ 
keit halten sich die Arbeitnehmer aus Angst, 
den Job zu verlieren, mit Krankmeldungen 
zurück, gehen sogar oftmals gegen den aus¬ 
drücklichen Rat des Arztes doch zur Arbeit. 
Immerhin können sie ja versuchen, sich mit 
Vitaminenpillen, Kneippbädern (gibt es auch 
in Supermärkten, welche bis 20 Uhr geöffnet 
haben) und Kaffee über Wasser zu halten. 

Julia 


Kolumne Durruti 




J etzt mal Schluss mit dem Gejammer! Kaum 
ist von gemeinnütziger Arbeit die Rede, den¬ 
ken alle gleich an Straßenfegen auf Ein-Euro- 
Basis, also daran, für einen Hungerlohn blass¬ 
grüne Zwergpudelscheiße vom Gehweg zu krat¬ 
zen. So ein Quatsch! Dafür gibt's doch kleine 
Wägelchen mit rotierenden Bürsten. Und wür¬ 
den wir all unsere Langzeitarbeitslosen auf die¬ 
se Dinger setzen, könnten wir problemlos die 
Straßenreinigung von Gibraltar bis Wladiwostok 
übernehmen. Wir Deutschen müssen endlich aufhören, gemeinnützige Arbeit als Bedro¬ 
hung zu empfinden! Wir müssen dem Staat wieder vertrauen! Die Bundesagentur gibt sich 
wirklich Mühe, jeden nach seinem Berufsbild zu vermitteln. Ich zum Beispiel darf die Boo¬ 
te des Kajakverbandes „Wasser(lite)ratten e.V." pflegen. Die meisten Mitglieder kenne ich 
noch aus dem Germanistikstudium, und oft stellt sich einer zu mir, um ein bisschen über 
Bücher zu plaudern, während ich den Fußraum seines Bootes wische. Natürlich werde ich 
auch mal verspottet, weil ich nicht so klug war, auf Lehramt zu studieren, aber da muss 
man halt durch. Für einen Dr. phil. kann man sich eben nichts kaufen. Ich hätte längst 
den Kontakt zur Literatur verloren, wenn ich nicht hier arbeiten dürfte. So bekomme ich 
wenigstens hin und wieder ausgelesene Bücher geschenkt. Mein Freund Dietmar hat es 
noch besser getroffen. Nach seiner Umschulung in den New Media-Bereich wurde er selb¬ 
ständig und ist wie 99,8 Prozent seiner zwei Millionen Mit-Umschüler natürlich gleich plei¬ 
te gegangen. Für seinen ersten Ein-Euro-Job wurde er dann - als Ex-Selbständiger - zur 
FDP geschickt. Parteien gelten ja als gemeinnützig. Aber weil die ihn nur für den Wahl¬ 
kampf brauchten, musste er neu vermittelt werden. Nun darf er nebenan die Yachten des 
Börsianer-Segelclubs „Wasser-Daxe e.V." streichen. Und weil die Daxe ihm ihre abgetra¬ 
genen Klamotten überlassen, sieht er jetzt wenigstens aus wie ein erfolgreicher Selb¬ 
ständiger. Der läuft nur noch in weißen Hosen und Jacketts mit Goldknöpfen rum, der 
Dietmar. Da machen die Mädels ganz schön Augen, wenn wir nach der Arbeit gemeinsam 
unser Büchsbier an Kuttes Sozialtränke schlürfen. So sieht Erfolg im kleinen aus. Und das 
ist die Wahrheit über Ein-Euro-Jobs! Wenn man uns jetzt noch die versprochenen 160 Ar¬ 
beitstunden im Monat gestattet, dann komme ich mit ALG II und Stundenlohn auf fette 
650 Euro im Monat. Das sind 1.300 Mark - wenigstens theoretisch, also quasi ideell. Und 


um Idealismus geht es schließlich, wenn wir mit unserer AG Deutschland die Globalisie- 
rungs-WM 2010 gewinnen wollen. Klein sein, groß denken. Als Boote feudelnder Litera¬ 
turwissenschaftler weiß ich doch, wovon ich spreche. Und es gibt immer noch vier Milli¬ 
onen Arbeitslose ohne Ein-Euro-Job. Das ist der eigentliche Skandal! Wenn wir erst mal 
darangehen, die auch noch zu vermitteln, werden wir endlich einen neuen Begriff von Ge¬ 
meinnützigkeit im Sinne der Volksgemeinschaft entwickeln müssen. Und das betrifft 
nicht nur die offensichtlich dem Gemeinwohl dienenden Arbeitsbereiche in Pflegedienst, 
Polizei oder Armee, deren Kosten man so auf ein Zwanzigstel senken könnte. Nein, ich 
glaube, wir müssen radikaler denken. Soll denn die Vorstandsetage der Deutschen Bank 
wirklich erst einen Verein gründen müssen, um Sekretärinnen auf Ein-Euro-Basis be¬ 
schäftigen zu dürfen? Der Nutzen ihrer Arbeit für das deutsche Gemeinwohl ist doch evi¬ 
dent! Und wie man an Dietmars coolen Jacketts oder meinem anwachsenden Bücher¬ 
schrank erkennen kann, lässt sich Arbeitslohn bei geschickter Vermittlung auch jenseits 
des schnöden Geldverkehrs verwirklichen. Jeder arbeitslose Ethnologe würde sich doch lie¬ 
bend gern als Ein-Euro-Fighter in den Irak vermitteln lassen. Und welchen arbeitslosen 
Installateur würde es nicht reizen, sein Rohr mal im Pornofilm zu verlegen? Wir Deutschen 
müssen uns einfach wieder klar machen, dass der Lohn der Arbeit im Spaß an der Arbeit 
liegt. Arbeit muss nicht bedeuten, dass man acht Stunden am Tag öde Tätigkeiten ver¬ 
richtet, um sich danach mit Geld schöne Dinge zu kaufen. Wenn wir es richtig angehen, 
kann jeder soviel Spaß an der Arbeit haben, dass er gar kein Geld mehr braucht. Warum 
einen sächsischen Skinhead mit einem Maurerjob langweilen, um ihm nachher viel Geld 
für neue Störkraft-CDs oder Ego-Shooter-Spiele zu geben? Einen Job als Aufseher im Asyl¬ 
bewerberheim würde der doch jederzeit für nur einen Euro die Stunde machen. Die vor¬ 
handenen Jobs sind einfach schlecht verteilt und deswegen überbezahlt. Wo steht ge¬ 
schrieben, dass wir Angela Merkel mit hunderttausenden von Euro für ihre Regierungsar¬ 
beit entschädigen müssen? Bestimmt gibt es jemanden, dem dieser Job so viel Spaß ma¬ 
chen würde, dass er ihn für einen Euro täte. Als einziges Argument gegen die Neustruk¬ 
turierung des Landes auf Ein-Euro-Basis wird immer wieder die Binnennachfrage genannt. 
Aber wozu brauchen wir noch Binnennachfrage, wenn wir dann so billig produzieren, dass 
sich die ganze Welt um unsere Waren reißt? Wirklich: Nicht der Ein-Euro-Job ist unser 
Feind, sondern die schlechte Laune! Was Deutschland wirklich braucht sind saubere Yach¬ 
ten und ... Fröhlichkeit. Da sind wir alle gefragt. Auch Du bist Deutschland! 

Markus Liske 
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► BERLIN 

Do. 3. November und Do. 17. 
November, 21.00 Uhr 
WAF-Salon, Rigaer Str. 77, 
Berlin-Friedrichshain 

FAU-Zapfabend mit Genosse 
Tonträger-Aktivist DJ Stanley 
Beamish (Punk, Garage) 

Fr. 4. November, 20.00 Uhr 
FAU-Lokal, Straßburger Str. 38, 
10405 Berlin-P'berg 
Dokumentarfilm: 
„Tornallom" (Spanisch mit 
Untertiteln; 45 min.) 

Fr. 11. November, 20.00 Uhr 
FAU-Lokal 

„Karneval der Eliten - 
Komm als Dein Feind!" 

Fr. 18. November, 20.00 Uhr 
FAU-Lokal 

„Was ist 

Anarchosyndikalismus?" 

Fr. 25. November, 20.00 Uhr 
FAU-Lokal 

„Einführung in das 
Arbeitsrecht" 

► BONN 

Mi. 16. November, 20.00 Uhr 
Buchladen Le Sabot 

Unionismus? Die IWW stellt 
sich vor (IWW-Rundreise) 

► FRANKFURT/M 

Do. 3.11.2005, 20.00 Uhr, 
FAU-Büro, Mühlgasse 13, Ffm 

Film zur Geschichte der IWW 
- „Die Wobblies" 

Do. 17. November, 20.00 Uhr 
„Exil", Leipziger Str. 85, Ffm. 

„One Big Union" (IWW- 
Rundreise) 

► FREIBURG 

15. November, 20.00 Uhr, KTS 

Die IWW stellt sich vor (IWW- 
Rundreise) 

► HAMBURG 

Veranstaltungsreihe zum 
Thema „Gender und Arbeit" 

„Schwarze Katze", Fettstraße 
23, 20357 Flamburg 

Do, 03. November, 19.30 Uhr 

Teil 2, Hilde Hoherz: 150 
Jahre Hausfrau 

Do, 17. November, 19.30 Uhr 

Teil 3, Tanja 

Carstensen/Melanie Groß: 
Feministische Theorien 

Do, 01. Dezember, 19.30 Uhr 

Teil 4, Sabine Groengroeft: 
Handlungsmöglichkeiten 
und gesellschaftliche 
Verhältnisse 

Do, 08. Dezember, 19.30 Uhr 

Teil 5, Jürgen Mümken: 
Schöne neue Arbeitswelt! 

►HANNOVER 

So. 13. November, 14.00 Uhr 
UJZ Korn, Kornstrasse 28-30, 
Flannover Nordstadt 

CAFE LIBERTAD 

Di, 22. November, 19.30 Uhr 
UJZ Korn 

ANTISEMITISMUS 

► KÖLN 

Sa. 12. November, 21.00 Uhr 
Ludolf-Camphausen-Str. 36, 
50672 Köln 

Cinematheque ömesöns zeigt 
Zombiefilm-Double-Feature- 
Nacht mit Vortrag: Aspekte des 
Klassenkampfes im Oeuvre 
George A. Romeros 
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Um 70 Prozent stieg die Zahl 
der psychischen 
Erkrankungen zwischen 1997 
und 2004. Der stärkste 
Anstieg psychischer 
Erkrankungen ist mit 123 
Prozent bei Frauen in der 
Altersgruppe zwischen 20 und 
24 Jahren, sowie bei Männern 
der Altersgruppe 25 -29 
Jahre mit 106 Prozent zu 
verzeichnen. 
Beschäftigte im Bereich 
Gesundheit und Soziales 
weisen ein sieben mal 
höheres Krankheitsrisiko im 
Bezug auf psychische 
Erkrankungen auf als der 
Durchschnitt. 



Krankmeldungen 

Der allgemeine Krankenstand 
erreichte im Votjahr einen 
erneuten Tiefstand. 3,2 
Arbeitnehmerinnen von 1000 
wurden letztes Jahr pro Tag 
krankgeschrieben. 

(7 *) Kaputtes Kreuz 

22,6 Prozent aller 
Krankschreibungen erfolgten 
2004 auf Grund von Muskel- 
und Skeletterkrankungen. Sie 
stellen damit die am 
häufigsten auftretende 
Krankheitsgruppe dar. 
Überproportional betroffen 
von diesen Erkrankungen sind 
Fahrzeugreiniger und -pfleger 
mit 18,3 durchschnittlichen 
Krankheitstagen, gefolgt von 
Pflaster- und Steinsetzern 
15,1 Arbeitsunfähigkeitstage) 
und Gleisbauern (13,4 AU- 
Tage). 

Quelle: 
DflK-Gesundheits- 
report 2005 
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Hit dem Panzer auf die Demo 

Der „Bürger im Uniform" gegen den „Bürger auf der Straße"? 


Z u den Ritualen rechter Politiker gehört 
die Forderung nach einem verstärkten 
Einsatz der Armee zur Gewährleistung der in¬ 
neren Sicherheit. Als Totschlag-Argument 
helfen da natürlich die Schlagwörter „11. 
September", „Terrorbekämpfung" bzw. 
„internationaler Terrorismus". Neu ist aber 

I nun, dass die Sicherheitsexperten der Union 
den Einsatz der Bundeswehr im Inneren im 
Grundgesetz festschreiben wollen. Vom 
Schutz der Fußballstadien bei der Fußball- 
Weltmeisterschaft 2006 über Personalkon¬ 
trollen bis hin zur Überwachung von U-Bahn- 
Stationen soll die Bundeswehr nach den Plä¬ 
nen von CDU/CSU die gesamte Palette poli¬ 
zeilicher Aufgaben durchführen können. La¬ 
pidar werden die Vorstellungen von CDU/CSU 
damit begründet, dass die Bundeswehr im 
Ausland ja schon Polizeiaufgaben übernom¬ 
men habe und im Inland Liegenschaften be¬ 
wache. Dies solle nun auf eine „gesetzliche 
Grundlage" gestellt werden. Wie genau der 
neue Gesetzestext im Grundgesetz allerdings 
heißen soll, darüber schweigen die Politiker 
dieser christlichen Partei. Von der Merkwür¬ 
digkeit einmal abgesehen, dass man - um 
den „internationalen Terrorismus" zu be¬ 
kämpfen, unsere Bürgerrechte weiter ein¬ 
schränkt, unsere Pässe mit biometrischen 
Daten versieht usw. - mit polizeilichen wie 
mit militärischen Mitteln den sogenannten 
„internationalen Terrorismus" nicht bekämp¬ 
fen kann. Schließlich ist der Nährboden des 
Terrorismus nur eine Reaktion auf die jahr¬ 
zehntelange Ausbeutung der unteren Bevöl¬ 
kerungsschichten in den dortigen Ländern, 
das Aufrechterhalten von undemokratischen 
bzw. diktatorischen Regierungen, die dafür 
die Ausbeutung der Ressourcen für die kapi¬ 
talistischen Märkte unterstützten und nicht 
zuletzt - wie im Falle von Bin Laden - die 
Unterstützung und den Aufbau von terrori¬ 
stischen Organisationen, um einen bestimm¬ 
ten Feind - bei Bin Laden war es die Sowjet¬ 
union, die aus Afghanistan vertrieben wer¬ 
den sollte - zu bekämpfen. 


Die Argumente der CDU und die 
von Schily reichen nicht für eine 
Grundgesetzänderung! 

Hört man sich die Argumente von 
CDU/CSU, aber auch die vom Ober-Noske Otto 
Schily (SPD) einmal genauer an, bleibt erst 


einmal festzustellen, dass alle Argumente, 
die sie für eine Grundgesetzänderung im Sin¬ 
ne eines Bundeswehr-Einsatzes im Innern 
anbringen, keine Grundgesetzänderung 
rechtfertigen. Obwohl aus anarcho-syndika- 
listischer Sicht weder Polizei noch Bundes¬ 
wehr eine „Berechtigung" haben, möchte ich 
an dieser Stelle einmal auf die Trennung von 
Polizei und Bundeswehr eingehen. Die 
Bundeswehr dient laut Grundgesetz zur mi¬ 
litärischen Abwehr gegen einen Feind von 
außen. Die Polizei soll die innerstaatliche 
Rechtsordnung schützen. Im Grundgesetz ist 
aber geregelt worden, wann, wie und unter 
welcher Voraussetzung die Bundeswehr im 
Innern eingesetzt werden kann. 

Argument 1 der CDU/CSU - Terroristische 
Abwehr: Die Konservativen fordern einen 


Bundeswehreinsatz im Innern, um gegen 
eine „terroristische Bedrohung" besser Vor¬ 
gehen zu können. 

Dazu braucht es keine Grundgesetzände¬ 
rung! Das Grundgesetz (Art. 87a) erlaubt 
schon jetzt den Einsatz der Bundeswehr, 
wenn die Polizei mit einer Bedrohung nicht 


fertig werden kann. 

Argument 2 der CDU/CSU - Naturka¬ 
tastrophen: Wenn das nächste mal wieder das 
Hochwasser das Land unter Wasser setzt, 
dann soll die Bundeswehr, so die konserva¬ 
tiven Rechtsgelehrten, „legal" Sandsäcke 
stapeln dürfen. 

Bei keiner Naturkatastrophe, wo die 
Bundeswehr mit Rat, Tat, Material und fern- 
sehgerechten Aktionen geholfen haben, 
stand die Bundeswehr jemals auf dem Boden 
der Illegalität. Nach GG 35 Abs. 2 dürfen 
nämlich seit der Hamburger Flutkatastrophe 
von 1962 Länder, Bundesgrenzschutz und 
andere staatliche Verwaltungen die Bundes¬ 
wehr um „Amtshilfe" bitten, wenn der Feind 
mal nicht Terroristen, sondern die Natur ist. 

Der Bundeswehr-Einsatz bei der Luftsi¬ 


cherheit und zum Schutz von Atom-Anlagen 
gehört schon lange zum möglichen Szenario 
und war daher schon vor der Diskussion um 
den Abschuss von Passagiermaschinen ge¬ 
setzlich geregelt. 


Ballern auf das Volk? 

Was wollen die Konservativen dann mit einer 
Grundgesetzänderung? Warum steht im 
Wahlprogramm von CDU/CSU kein konkreter 
Vorschlag, von dem was sie ändern wollen? 
Mal ganz abgesehen davon, das auch Ober- 
Noske Otto Schily schon lange vor dem 11. 
September 2001 von einer Vernetzung zwi¬ 
schen Bundeswehr und Polizei gesprochen 
hatte. Otto Schily sprach davon, dass er die 
Bundeswehr bei den 1. Mai-Demonstrationen 
in Berlin einsetzen wollte oder die Bundes¬ 
wehr zum Schutz des Castors heranziehen 
würde. Obwohl Bundeswehr-Verbände offi¬ 
ziell gegen den Vorschlag der Konservativen 
protestierten, bereitet sich die Bundeswehr 
schon lange auf den Inlandseinsatz vor. Of¬ 
fiziell, so heißt es aus dem Verteidigungsmi¬ 
nisterium, trainieren die Soldaten den Ein¬ 
satz für den Kosovo, wo die Bundeswehr Po¬ 
lizeiaufgaben wahrnimmt. Dies stimmt nur 
zum Teil. Zum einen bereitet sich die 
Bundeswehr natürlich auf den Einsatz im Ko¬ 
sovo vor, zum anderen trainieren inzwischen 
Einheiten wie die KSK und Fallschirmsprin¬ 
gereinheiten (also Eliteeinheiten) den Poli¬ 
zeieinsatz. Nur sind diese Einheiten nicht im 
Kosovo und sollen dort auch nicht eingesetzt 
werden. Warum trainieren dann berufsmäßig 
ausgebildete Killer Polizeiaufgaben? 

Die Konservativen bauen vor. Es ist in 
unserer Gesichte keine Seltenheit, dass die 
Oberen immer Militär gegen das Volk einge¬ 
setzt haben, wenn die Unruhen auf der Stra¬ 
ße zu groß wurden. Und dass die Zeiten här¬ 
ter werden, ist uns allen klar. Wir reden hier 
nicht von Bundeswehr-Soldaten als Hilfspo¬ 
lizisten bei der Fußball-Weltmeisterschaft, 
sondern von Spezialeinheiten, die im Notfall 
Demonstrationen bekämpfen sollen. Linke 
Propaganda? In Italien wurde vor drei Mona¬ 
ten genau so ein Gesetz verabschiedet - 
nicht nur mit dem Argument der Terrorbe¬ 
kämpfung. 

Anna Homburg 



„Kein Technisches Hilfswerk“ 

Die neue Kommunikationsstrategie der Bundeswehr 


D ie bundesrepublikanische Öffentlichkeit 
müsse darauf „vorbereitet" werden, dass 
deutsche Soldaten bei kriegerischen Ausein¬ 
andersetzungen „in größerer Zahl sterben" 
und „andere Menschen töten". Dies erklärte 
Oberst Rainer Senger, seines Zeichens Kom¬ 
mandeur der „Akademie der Bundeswehr für 
Information und Kommunikation" (AIK), An¬ 
fang September im Umfeld einer Fachtagung 
von 130 Experten aus Militär, Wissenschaft 
und Politik. Die AIK ist die Nachfolgeein¬ 
richtung der „Akademie für Psychologische 
Verteidigung" (vormals „Psychologische 
Kampfführung"/PSK). Auf ihrem Gelände in 
Strausberg bei Berlin veranstaltet sie seit 
zehn Jahren militärpolitische „Symposien", 
bei denen regelmäßig auch prominente Jour¬ 
nalisten anwesend sind. 


Psychologische Kriegsführung und 

Dieses Mal waren unter anderem Thomas 
Roth, Leiter des ARD-Hauptstadtstudios, und 
Claus Christian Malzahn, Redakteur des 
„Spiegel", dabei. Laut Bundesverteidigungs¬ 
ministerium sprachen sie sich für einen „of¬ 
fenen und vertrauensvollen Umgang" zwi¬ 
schen Bundeswehr und Medienvertretern 
aus. Ein solcher dürfte bitter nötig sein, soll 
die von Dieter Ose, dem Leitenden Wissen¬ 
schaftlichen Direktor der AIK, geforderte 
„Neuorientierung in der Informationsstrate¬ 
gie der Bundeswehr" Erfolg haben. Im Kern 
geht es darum, den im Militärjargon als 
„Transformation" bezeichneten Umbau der 
deutschen Streitkräfte zur jederzeit weltweit 
einsatzfähigen Interventionsarmee medial zu 
begleiten. Wie AIK-Kommandeur Senger 


beim diesjährigen „10. Strausberger Sympo¬ 
sium" ausführte, müsse der „Bürger" verste¬ 
hen, dass die Bundeswehr in Zukunft ver¬ 
mehrt „friedenserzwingende, also intensive 
Maßnahmen" im Ausland durchführen werde 
und „kein Technisches Hilfswerk in Fleck¬ 
tarn" sei. Bereits im Juni dieses Jahres hat¬ 



te Bundesverteidigungsminister Peter Struck 
(SPD) erklärt, es sei „nicht auszuschließen, 
dass wir in [...] Einsätzen Soldaten verlieren 
werden - nicht nur durch Unfälle oder An¬ 
schläge, sondern durch eine militärische 
Auseinandersetzung". 


... bürgerliche Medien zielen auf ... 

Die Grundlage der "neuen Informations- und 
Kommunikationsstrategie" bilden denn auch 
die von Struck im Mai 2003 verkündeten 
„Verteidigungspolitischen Richtlinien". Die¬ 
sen zufolge lässt sich „Verteidigung geogra¬ 


fisch nicht mehr eingrenzen", weshalb die 
Aufgabe des deutschen Militärs in der „Ge¬ 
staltung des internationalen Umfelds in 
Übereinstimmung mit deutschen Interessen" 
bestehe. Diese euphemistische Umschrei¬ 
bung potentieller Gewaltmaßnahmen nannte 
AIK-Kommandeur Senger auf der Strausber¬ 
ger Tagung einen „Paradigmenwechsel in der 
deutschen Sicherheitspolitik", der sich jetzt 
auch in der „sicherheitspolitischen Kommu¬ 
nikation" ausdrücken müsse. Generalleut¬ 
nant Walter Jertz, während des Krieges gegen 
Jugoslawien 1999 Pressesprecher bei der 
NATO, wurde konkret: In seinem Referat be¬ 
schwor er die „Macht der Bilder", die sich 
darin ausdrücke, dass „komplexe Zu¬ 
sammenhänge" oft schon „mit einem einzi¬ 
gen Bild" verständlich gemacht werden 
könnten. 


... Militarisierung der Bevölkerung 

Fast alle Forschungseinrichtungen, die für 
die Propagandaarbeit des deutschen Militärs 
relevant sind, wurden mittlerweile in Straus¬ 
berg konzentriert. Neben der AIK befindet 
sich hier das „Sozialwissenschaftliche Insti¬ 
tut der Bundeswehr" (SoWi), das der AIK 
mittels Meinungsumfragen die Ansatzpunkte 
für die gezielte Beeinflussung von Bevölke¬ 
rung und Truppe liefert. Das „Zentrum für 
Transformation", das den Umbau der 
Bundeswehr zur Interventionsarmee im 
Kriegseinsatz wissenschaftlich begleitet, 
wird ab 2006 auf dem „Campus Strausberg" 
untergebracht sein. Bereits frühzeitig wurde 
eine Außenstelle des „Zentrums Innere Füh¬ 
rung" eingerichtet. Hier macht man sich 


schon länger darüber Gedanken, wie Solda¬ 
ten durch gezielten „Drill" auf den Umgang 
mit „Verwundung und Tod im Einsatz" oder 
„Geiselhaft" vorbereitet werden können. Die 
zu diesem Zweck entwickelte „einsatznahe 
Ausbildung", die in der Vergangenheit zu 
Misshandlungen und Schikanen führte, soll 
jetzt offenbar ihr Pendant in der an die Be¬ 
völkerung gerichteten „Informationsarbeit" 
finden. Dazu passt, dass die von der Bundes¬ 
wehr in Kooperation mit dem Deutschen 
Journalisten-Verband und der Berufsgenos¬ 
senschaft Druck und Papierverarbeitung an¬ 
gebotenen Kurse für Kriegsberichterstatter 
ausgerechnet an der skandalumwitterten In¬ 
fanterieschule in Hammelburg stattfinden. 

Peer Heinelt 
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Kündigung im Strafvollzug 

Wie Gefangene sich gegen Arbeitsentzug gerichtlich wehren können 


Strafgefangene und 
Sicherungsverwahrte sind in 
Deutschland im Unterschied 
beispielsweise zu Spanien oder 
Frankreich verpflichtet, eine ihnen 
zugewiesene Arbeit, die ihren 
körperlichen Fähigkeiten angemessen 
ist, auszuüben (vgl. § 41 
Strafvollzugsgesetz). Wie verhält es sich 
nun, wenn die Anstaltsleitung einem/r 
Gefangenen die Arbeit entzieht? Mit 
dieser Frage soll sich dieser Beitrag 
beschäftigen. Zum einen werde ich die 
strafvollzugsrechtliche Seite kurz 
beleuchten (l.) r einen Einzelfall 
darstellen (2.) und auf die 
zivilrechtliche Seite hinweisen (3.), um 
mit einem Resümee zu schließen (4.). 


1. Strafvollzugsrechtliche Grund¬ 
lage 

So paradox und auch zynisch es sich anhö¬ 
ren mag, aber bei der Zuweisung eines Ar¬ 
beitsplatzes an eine/n Gefangene/n han¬ 
delt es sich um einen „begünstigenden Ver¬ 
waltungsakt" (vgl. Arloth/Lückemann, 
Strafvollzugsgesetz-Kommentar, § 37, RZ. 
4). Die Entscheidung der Justizvollzugsan¬ 
stalt (=JVA) über die Ablösung von einer 
zugewiesenen Tätigkeit ist infolgedessen an 
den Grundsätzen über den Widerruf solcher 
begünstigenden Maßnahmen zu messen. 
Dabei ist nicht etwa der Weg zu den Ar¬ 
beitsgerichten eröffnet, da Gefangene kei¬ 
ne Arbeitnehmer im Sinne des Arbeitsrechts 
sind. Sie können sich jedoch vor den ört¬ 
lichen Strafvollstreckungskammern bei den 
Landgerichten zur Wehr setzen. Die Gerich¬ 
te verlangen, dass im Falle des Widerrufs 
die Haftanstalten von einem zutreffend und 
vollständig ermittelten Sachverhalt ausge¬ 
hen, bei ihrer Entscheidung den Vertrau¬ 
ensschutz des Gefangenen beachten und 


insbesondere die Grenzen des ihnen zuste¬ 
henden Beurteilungsspielraumes einhalten. 
Ficht ein Insasse die Ablösung von seinem 
Arbeitsplatz erfolgreich an, ist er/sie wieder 
einzustellen (OLG Karlsruhe, AZ. 1 Ws 


61/05, Beschluss vom 3.8.2005). 


2. Ein konkreter Einzelfall 

Zum besseren Verständnis des eben gesag¬ 
ten, schauen wir uns den Fall von Peter L. 
an. Er verbüßt eine lebenslange Freiheits¬ 
strafe und war als „Einkaufshelfer" einge¬ 
setzt, d. h. er musste im Gefängnisshop die 
Regale mit Waren befüllen und an den Ein¬ 
kaufstagen die Einkäufe der Mitgefangenen 
abwickeln helfen. Da er die den Shop be¬ 
treibende Firma REWE illegalerweise veran¬ 
lasst habe, Kartoffeln zu bestellen, wurde er 
von der JVA von diesem Arbeitsplatz ent¬ 
fernt. Kartoffeln seien in der Anstalt ver¬ 


boten, so die Begründung der JVA. 

Diese Entscheidung beanstandete das 
Oberlandesgericht Karlsruhe (a.a.0.). Zum 
einen liege kein schwerwiegender Pflicht¬ 
verstoß vor, noch sei Herr L. als untragbar 


anzusehen. Die JVA habe den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit außer acht gelassen, 
da eine Abmahnung ausreichend gewesen 
wäre, zumal zuvor und zwischenzeitlich 
wieder Kartoffeln in der JVA zulässig seien. 
Das heißt: Die JVA ging nicht von einem 
vollständig ermittelten Sachverhalt aus, 
denn sie hatte „unterschlagen", dass Kar¬ 
toffeln früher zulässig waren. Und sie hat 
ihren Beurteilungsspielraum überschritten. 
Herr L. war wieder einzustellen. 

3. Zivilrechtliche Seite 

Während Arbeitnehmer/innen im Falle un¬ 
gerechtfertigter Kündigung vor den Ar¬ 


beitsgerichten auf Ersatz des entgangenen 
Lohns klagen können, müssen Gefangene 
einen beschwerlichen Weg auf sich nehmen. 
Die Vollstreckungsgerichte entscheiden nur 
über (Un-)Rechtmäßigkeit der „Kündi¬ 
gung", will man die entgangenen Einkünf¬ 
te ersetzt haben, muss man vor den Zivilge¬ 
richten einen Amtshaftungsprozess (Art. 34 
Grundgesetz i. V. m. § 839 BGB) gegen das 
Bundesland, nicht etwa gegen die JVA füh¬ 
ren. Dabei muss dann der/die Kläger/in be¬ 
weisen, dass das Personal der Anstalt die 
ihnen obliegenden Amtspflichten vorsätz¬ 
lich oder grob fahrlässig verletzt hat, als es 
die „Kündigung" ausgesprochen hatte. 
Schuldhaft handelt jedoch ein Beamter nur, 
wenn seine Rechtsauffassung gegen den 
eindeutigen Gesetzeswortlaut oder ein¬ 
schlägige Rechtssprechung verstößt. Und 
um das Ganze noch zu erschweren, besteht 
für den Prozess Vertretungszwang. Man 
muss folglich einen Anwalt einschalten. Den 
meist mittellosen Gefangenen bleibt also 
nur die Möglichkeit, Prozesskostenhilfe zu 
beantragen, und zu hoffen, dass diese be¬ 
willigt wird, um dann Klage einreichen zu 
können. 


4. Resümee 

Wir haben gesehen, wie schwierig es für Ge¬ 
fangene ist, sich gegen den ungerechtfer¬ 
tigten Entzug ihrer Arbeit zu wehren. Die 
allermeisten von ihnen sind auf die ca. 150 
- 200 Euro Monatsverdienst (wovon 3/7 zum 
Kauf von Nahrungs-, Genuss- und Körper¬ 
pflegemitteln ausgezahlt werden) existen¬ 
ziell angewiesen - um so schwerer wiegt für 
sie der Rauswurf aus einem Arbeitsplatz. 

Die Privilegierung des Justizpersonals 
macht es zudem zu einer Herkulesaufgabe, 
sich gerichtlich zur Wehr zu setzen. Herr L. 
beispielsweise gewann erst in zweiter In¬ 
stanz nach 3V 4 -jährigem Prozessmarathon, 
und zur Zeit läuft sein Prozesskostenhilfe¬ 
gesuch, um den Lohn für diese, über drei 
Jahre dauernde Ausfallzeit einklagen zu 
können. 

Thomos Meyer-Falk, JVA Bruchsal 
www.freedom-for-thomas.de 
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Erfahrungen mit der Armutsverwaltung 

Kämpferische Gewerkschaft zwischen symbolischen Aktionen und integrierender Beratung 


Mit der verschärften Drangsalierung von 
Erwerbslosen durch Hartz N & Co. haben 
soziale Kämpfe im Kontext der staatlichen 
Erwerbslosenverwaltung erheblich an 
Bedeutung gewonnen. Vor 
Basisgewerkschaften wie derFAU steht 
als eine zentrale Aufgabe, in diesem 
Bereich Widerstand zu entfalten, in dem 
sich die Zersetzungssymptome des 
kapitalistischen Systems immer 
offenkundiger zeigen, zumal die 
etablierten Gewerkschaften hier 
weitgehend durch Nichtbeachtung 
„glänzen". Der Betroffenenkreis von 
Hartz N ist weit: Erwerbstätige werden in 
die Bedürftigkeitsberechnung von 
Bedarfsgemeinschaften einbezogen - 
vom 15- bis 65-jährigen; 
Wohngemeinschaften geraten in den 
Papierkrieg; wer projektbezogene 
Arbeitsverhältnisse tätigt , kann der 
zeitweisen Arbeitslosenverwaltung nicht 
ausweichen; Ein-Euro-Jobberfinden sich 
neben Lohnarbeitern wieder. Wo aber das 
ganze Arbeitsrecht nicht gilt , bedarf es 
erst recht unserer klassischen 
Kampfmittel. 

S eit Ende der 90er Jahre haben die EU-Re- 
gierungen beschlossen, einen Niedrig¬ 
lohnsektor durchzusetzen - so aufgegriffen 
mit der Stellungnahme des Wirtschaftsmini¬ 
steriums vom August 2002 . Dass die Beschäf¬ 
tigungsmaßnahme, der Ein-Euro-Job etc. kei¬ 
nen Lösungsansatz bietet, sondern der wohl¬ 
feilen Überlegung von „politischen Gründen" 
entstammt, bekennt ein Papier der Bundes¬ 
agentur für Arbeit vom 9. August 2004. 

Nach spektakulären, eher auf Außenwir¬ 
kung zielenden Aktionen wie Agenturschluss 


zu Beginn der Einführung von ALG II ist bei 
sozialen Initiativen in den vergangen Monaten 
die beharrliche Basisarbeit in den Vordergrund 
getreten - teilweise mit aufschlussreichen Ein¬ 
blicken in die Machenschaften der Armuts¬ 
verwaltung, denn keine offizielle Instanz wer¬ 
tet die Praxis der Jobcenter aus. 

So ist die FAU Berlin seit mehreren Mona¬ 
ten jeden Dienstag für mehrere Stunden vor 
der Arbeitsagentur Berlin-Pankow präsent. 
Aus den zahllosen Gesprächen mit den „Kun¬ 
dinnen" der Agentur, aus dem Rücklauf von 
verteilten Fragebögen, aus Diskussionen mit 
den Agenturbeschäftigten, aus Begleitungen 
der Erwerbslosen in die Agentur sowie aus In¬ 
fogesprächen mit Betroffenen im Gewerk¬ 
schaftslokal lässt sich ein Bild der Praxis 
zeichnen, angesichts dessen uns die Haare zu 
Berge stehen. Die SGB II-Gesetzgebung reali¬ 
siert sich mit inoffiziellen schikanösen Me¬ 
thoden; diese machten wir zum Schwerpunkt 
unserer Tätigkeit. 



Da es kaum freie Stellen gibt, besteht die 
primäre Aufgabe der Arbeitsagenturen darin, 
die Zahl der Bezieherinnen staatlicher Trans¬ 
ferleistungen zu reduzieren und die Erwerbs¬ 
losenstatistik zu schönen. 

Es zeigt sich: 


- Unterlagen (Anträge, Dokumente, Wider¬ 
sprüche, etc.) „verschwinden" in einem von 
uns nicht für möglich gehaltenen Umfang. Wir 
schätzen die von diesen „in einer Großver¬ 
waltung normalen" (Agenturleiter Hieb) Vor¬ 
gängen Betroffenen auf mindestens die Hälf¬ 
te der „Kundinnen". Mehrere „Kundinnen" be¬ 
richteten gar davon, dass ihre Antragsunter¬ 
lagen drei Mal „verschwunden" seien, und das, 
obwohl die Daten teilweise im Beisein der An¬ 
tragsteller in das Computersystem eingegeben 
wurden. 

- Die Antrag stellerinnen werden von den 
Agenturbeschäftigten häufig herablassend 
oder demütigend behandelt und bezüglich ih¬ 
rer Rechte falsch informiert (Zitat einer Sach¬ 
bearbeiterin: „Sie als Ausländerin haben hier 
nichts zu suchen."). 

- Vorladungen, oft ohne besonderen Anlass, 
treffen oft zu spät ein und bringen die „Kun¬ 
dinnen" in die Bredouille. (Gibt es dazu inter¬ 
ne Vorgaben?) Manche Angaben in den Vorla¬ 
dungen führen die Betroffenen in die Irre 
(„Wir möchten mit Ihnen über Ihre berufliche 
Zukunft sprechen" - Ankündigung einer Ein¬ 
gliederungsvereinbarung). 

- Manche „Kundinnen", die auf ihrem Recht 
bestehen, begegnen Einschüchterungen 
(Wachschützer in der Agentur, Reindrücken 
in Maßnahmen). 

Das neue Agentur-Gebäude (in Berlin) ist 
für Besucherinnen unzuträglich eingerichtet 
(Keine Wartemarken, zu wenig Sitzplätze). 
Als Ansätze von Gegenwehr haben sich be¬ 
währt: 

- Informierung der Kundinnen über ihre Rech¬ 
te (Flugblätter, Hartz-Info) 

Begleitung (Recht auf Beistand gemäß § 13 
SGB X) 

- Die Agentur-Beschäftigten in die Pflicht 


nehmen (Anschreiben) 

- Ermunterung zu Dienstaufsichtsbeschwer¬ 
den und Klagen 

- Hartz-Info im FAU Lokal 
Wichtige Tipps: 

- Abgabe von Dokumenten quittieren lassen; 
Auskünfte schriftlich einfordern (§33 SGB X) 

- Namen der Sachbearbeiterlnnen merken 

- Nicht länger als einen Monat auf Bescheide 
warten. Zwei Wochen darauf Dienstaufsichts¬ 
beschwerde stellen, mit zwei Wochen Frist und 
der Ankündigung einer Klage beim Sozialge¬ 
richt. 



Dabei geraten wir zwischen Stellvertreter¬ 
politik und Solidarität, um die Betroffenen zu 
ermutigen und damit die Abwehrfront gegen 
die stetige Einschränkung unserer Lebensbe¬ 
dingungen zu entwickeln. Zwischen Panik und 
trügerischer Rechtssicherheit können wir z.B. 
bei der „Eingliederungsvereinbarung" Ansätze 
aufdecken, um Handlungsschritte zu entfal¬ 
ten. Dabei gewinnt die FAU Ansehen als selbst¬ 
verständlicher Faktor im sozialen Kampf, sieht 
sich aber auch Fragen der Bündnisarbeit und 
der Vereinnahmung durch Instanzen der (po¬ 
litischen) Konfliktverwaltung ausgesetzt. 

flntihortz-flG FAU Berlin 


Ein-Euro-Job-Zuwei- 
sung rechtswidrig man¬ 
gels Bestimmtheit 

Unverzichtbare Voraussetzung 
von „Arbeitsgelegenheiten" mit 
Mehraufwands-Entschädigung 
ist die vorherige genaue 
Festlegung durch das Jobcenter 
von zeitlichem Umfang, 
zeitlicher Verteilung und Art 
der Tätigkeit sowie Höhe der 
Aufwandsentschädigung. Der 
Hilfsbedürftige muss erkennen, 
ob das Angebot - als 
zusätzliche Arbeit im 
öffentlichen Interesse - 
angemessen, erforderlich und 
geeignet ist, um die 
Eingliederung in den ersten 
Arbeitsmarkt erreichen zu 
können. 

Nachträgliche Regelung ist 
unzulässig. Solche 
rechtswidrige Beschäftigung 
darf sofort abgebrochen 
werden, ohne 
Leistungskürzungen. 

AZ. L 5 B 161/05 ER AS - LSG 
Hamburg - Beschluss v. 
11.07.2005 

so auch: S 37 AS 4801/05 ER - 
SG Berlin - Beschluss v. 
18.07.2005 

- aufgrund von AZ. 5 C 35.88 - 
BVerwG-Urteil v. 4.6.1992 
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„Die gerichtliche 
Auseinandersetzung um den Tod 
von Günter Sare ging durch zwei 
Instanzen. Im November 1990 
sprach das Landgericht Frankfurt 
die Besatzung des Wasserwerfers 
vom Vorwurf der fahrlässigen 
Tötung frei. Der Demonstrant 
selbst (...) habe die 
Verkehrslage falsch 
ein geschätzt. Während einer 
Demonstration, so erklärte das 
Gericht, herrsche eine 
„Kampfsituation" - und jedem 
Demonstranten sei bewusst, 
dass er auf Wasserwerfer zu 
achten habe." 

Zitat aus einer Radiosendung 
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Günter Sare und der Abend des 28.9.19$5 


Auszüge aus einer Rede zum 20. Jahrestag des Todes von Günter Sare 


Günter Sare wurde am 28. September 
1985 von einem Wasserwerfer der Polizei 
getötet 

Am Abend dieses Tages blockierten 
mehrere Hundert Menschen den Eingang 
zum Haus Gallus, in dem eine NPD- 
Veranstaltung stattfinden sollte. Die 
Polizei setzte Wasserwerfer und 
Schlagstöcke ein, um die Veranstaltung 
durchzusetzen. Kurz vor 21:00 Uhr kam es 
erneut zu Auseinandersetzungen. „Der 
Wasserwerfer IV/l r Kennzeichen WI3026, 
spritzt mit 15 Atü und ist 26 Tonnen 
schwer. Er steuert auf mehrere Personen 
zu, die auseinanderstieben. Nur ein 
Demonstrant bleibt auf der Straße zurück. 
Der Strahl des Wasserwerfers erfasst ihn. 
Um 20.52 Uhr überrollt das Gefährt 
Günter Sare." (FR) 

D er Abend hatte nichts Besonderes für mich 
zu bieten. Eine NPD-Saalveranstaltung 
wurde in dieser bewegungsreichen Zeit eher 
als Routine ab gebucht. Ich hatte eine Kon¬ 
zertkarte in der Tasche und wollte mich nicht 
allzu lange im Stadtteil Gallus aufhalten. In 
dem Aufruf zur Gegenkundgebung wurde zwar 
vor einem harten Polizeieinsatz gewarnt, aber 
wir waren in keiner Weise in Sorge und woll¬ 
ten rechtzeitig in der Batschkapp (Frankfurter 
Diskothek) sein. 



Bevor ich zum Haus Gallus gegangen bin, 
saß ich noch etwas im noch nicht eröffneten 
LZ (Libertäres Zentrum) und war dann mit an¬ 
deren, die auch kein so großes Interesse an 
dem „Ausländerfreundschaftsfest" hatten, 
zum Beginn der Blockadeaktion losgegangen. 
Eigentlich waren wir nicht sonderlich daran 
interessiert, an einer DKP-dominierten Veran¬ 
staltung teilzunehmen 

Gegen ca. 16:30 Uhr standen wir an den 
Absperrgittern im Grünstreifen der Frankenal¬ 
lee, die das Haus Gallus großzügig umgaben. 
Eine halbe Stunde später trafen die ersten Na¬ 
zis ein. Es kam immer wieder zu Rangeleien , 
und nicht wenige NPDler mussten abziehen. 
Die Polizei unternahm immer wieder Ausfälle, 
um Faschisten den Zugang zu ihrer Veranstal¬ 


tung zu ermöglichen. Trotzdem waren wir 
recht zufrieden mit dem Ergebnis der Blocka¬ 
de. Es gab zwar einige Verletzte, aber nichts 
wirklich dramatisches. Leider wurden auch 
zwei Menschen voreilig als NPD-Sympathisan- 
ten „enttarnt" und verprügelt. 

Als es schon Dunkel war und von den ca. 
1.200 Menschen nur noch ca. 500 übrig waren, 
fing die Polizei mit Schlagstock und WAWE an, 
die Blockade abzuräumen. Es entstand ein Hin 
und Her, und es gab die ersten Schwerverletz¬ 
ten. Eine Auseinandersetzung mit der Polizei 
war nicht Ziel der Veranstaltung, und die im¬ 
mer weiter abbröckelnde Beteiligung machte 
uns mittlerweile doch Sorgen. Es gab leider 
keine Verabredung, wann die Aktion gemein¬ 
sam beendet werden sollte. Aus heutiger Sicht 
einer der größten Fehler, der sicher auch heu¬ 
te noch gerne wiederholt wird. 

Ich entschied zu diesem Zeitpunkt, mit 
den Menschen, mit denen ich zusammen nach 
Frankfurt gefahren war, unser Freizeitpro¬ 
gramm zu beginnen. Wir wollten diesen Mo¬ 
ment relativer Ruhe nutzen und uns auf den 
Weg machen. Der neuner Wasserwerfer mit der 
Bezeichnung IV /1 und dem berüchtigten 
Kommandanten Reichert stand auf der ande¬ 
ren Seite des Grünstreifens vorm Haus Gallus. 
Als er anfuhr, hatte ich gerade meine Sani- 
Kennzeichnung ausgezogen. Ich verfolgte den 
WAWE mit den Augen und sah, wie er in die 
Hufhagelstraße abbog. Später wunderte ich 
mich, dass er nur 23 km/h gefahren war. Der 
Einsatzleiter sollte den WAWE mit den Worten: 
„unterstützen sie die Einsatzkräfte im Kreu¬ 
zungsbereich" losgeschickt haben. 

Ich packte meinen Sani-Latz in meine Ta¬ 
sche, war kurz ab gelenkt und konnte die Kreu¬ 
zung von meinem Standpunkt sowieso nicht 
richtig einsehen. Das dumpfe Geräusch, das 
beim Überfahren von Günter Sare entstand, 
konnte ich noch nicht einordnen. Es entstand 
plötzlich viel Bewegung, nur der WAWE war 
zum Halten gekommen. „Mörder, Mörder"- 
Rufe von der Kreuzung, ich sah eine Person 
auf der Kreuzung liegen. Der nächste Polizei¬ 
ausfall verdeckte die Sicht. Wir rannten auf 
die Ecke zu und wurden sofort zurück geprü¬ 
gelt. Mir war nicht ganz klar, was eigentlich 
passiert war. Ich zog meine Kennzeichnung 
wieder an, hinter mir weinte ein Genosse und 
wiederholte immer wieder fassungslos: Rat- 
tey! Glauben konnte ich es immer noch nicht, 
und die Verbindung zu dem von den Bullen 
1981 während einer Räumung in Berlin vor ei¬ 
nen BVG-Bus getriebenen Klaus-Jürgen Rattey 
weigerte ich mich zu sehen. 

Mein Versuch zu dem Verletzten zu gelan¬ 
gen, wurde von den Einsatzkräften vereitelt. 
Sie quittierten unsere Forderung, den Weg 
freizugeben, um erste Hilfe zu leisten, mit 
Hohn. Sie waren in keinster Weise verunsi¬ 
chert. Ich lief um den WAWE, aber auch auf der 
anderen Seite war kein Durchkommen. Ich 
sah, dass andere Menschen bereits von Polizi¬ 
sten umringt bei dem Verletzten knieten, und 
gab mein Vorhaben auf. 

Ich ging wieder um den WAWE zurück, um 
zu meinen Leuten zu kommen. Die Wasser¬ 


werferbesatzung hatte mittlerweile mehrere 
Dosen Coke aufgerissen, und mir schien, als 
prosteten sie sich feixend zu. Von der S-Bahn¬ 
brücke wurden Polizisten mit Steinen bewor¬ 
fen. Die Auseinandersetzung fand dann stadt¬ 
einwärts statt. Die Situation war völlig un¬ 
übersichtlich geworden. Auf der Kreuzung be¬ 
mühten sich die Sanis um den Verletzten. Die 
Zeit, bis der Rettungswagen eintraf, schien 
endlos. Endlich war er da. Günter Sare wurde 
eingeladen und weggefahren. Einer der Erst¬ 
helfer stand mit einem Mega auf der Kreuzung 
und sagte, dass der Verletzte zum Zeitpunkt 
des Verladens noch gelebt hätte. Das wirkte 
nicht wirklich beruhigend auf uns. Die Er¬ 
kenntnis, dass es kaum möglich war, von ei¬ 
nem 26 Tonnen schweren Wasserwerfer über¬ 
fahren zu werden und das zu überleben, mach¬ 
te sich breit. Es bildete sich eine Demo in Rich¬ 
tung Polizeipräsidium. Ich blieb auf der Kreu¬ 
zung, immer wieder dachte ich: Es war doch 
alles schon rum. Ein Mensch aus unserer Grup¬ 
pe hatte einen blutgetränkten Lappen an ei¬ 
nen Stock gebunden und rannte damit 
schreiend vor der Absperrung auf und ab. Wir 
versuchten ihn zu beruhigen. 

Irgendwann saß ich mit ihm total er¬ 
schöpft vor dem LZ und sah Flammen aus der 
Mercedes-Benz-Niederlassung auf der ande¬ 
ren Straßenseite schlagen. Sie wurden mit Bei¬ 
fall begrüßt. Wie lange wir noch dem Spekta¬ 
kel beiwohnten, weiß ich nicht mehr. Ich ging 
noch mal zur Kreuzung zurück. Dort war in¬ 
zwischen ein Staatsanwalt eingetroffen und 
in der Blutlache liegt ein Stein. Er sollte die er¬ 
ste Lügenversion beweisen, nach der Günter 
von einem Stein getroffen worden sein sollte 
und deshalb vor den WAWE fiel. Spät nachts 
gingen wir nach Hause. 



Am Sonntag früh wurde eine Mahnwache 
eingerichtet, die hauptsächlich von der WN 
getragen wurde. Nachdem die Sonntagsspa¬ 
ziergänger (an der Startbahn West) informiert 
wurden, kam es an der Startbahn zu massiven 
Auseinandersetzungen. Dort war die Empö¬ 
rung groß. Die Menschen hatten auch dort 
schon Jahre lang genug Erfahrungen mit Po¬ 
lizeigewalt gemacht und die Stimmung: „Jetzt 
reicht es!", machte sich überall breit. 

Am Abend versammelten sich ca. 2.500 
Menschen auf dem Paulsplatz. Der Hass war 
greifbar, die Wut riesig. Überall wurde das 
Pflaster ausgegraben und mit den Füßen wei¬ 
ter geschoben, so das alle was abbekommen 
konnten. Mit dem Fronttransparent „Die Trau¬ 
er in Kraft verwandeln. Günter Sare von der 
Polizei ermordet!" ging es Richtung Theater¬ 
platz. Dort gelang es der Polizei, die Demo zu 


teilen. Das vordere Stück wurde dann durch 
die entglaste Münchnerstraße zum Bahnhofs¬ 
platz getrieben. Dort kam es zum ersten gro¬ 
ßen Polizeikessel der Geschichte. Später auch 
zu den massivsten Zerstörungen, die im Ge¬ 
wahrsamsknast im Klapperfeld je erlebt wur¬ 
den. Auch der WAWE-Einsatz durch die Zel¬ 
lenfenster dürfte eine ganz neue Sache gewe¬ 
sen sein. 



In den folgenden Tagen kam es immer 
wieder zu mehr oder weniger gelungenen De¬ 
moversuchen. Wir waren kaum mehr in der 
Lage, unsere Wut auf die Straße zu tragen, da 
wir weder der hemmungslosen Polizeigewalt, 
noch der Medienhetze etwas Adäquates ent¬ 
gegen zu setzen hatten. Bürgermeister Wall¬ 
mann lies alle Versammlungen verbieten. Nur 
die Beerdigung und der Trauermarsch vom 
Gallus zum Höchster Friedhof blieben relativ 
unbehelligt. In Frankfurt machte sich das Ge¬ 
fühl von besetzter Stadt breit. Um die 2.000 
Beamte waren fast ständig im Einsatz. Es wur¬ 
de mancherorts nachts mit unbeleuchteten 
Wannen Streife gefahren, auch kleine Gruppen 
wurden sofort angegriffen. Verletzte einfach 
liegengelassen. 

Am Sonntag wurde am Rande des er¬ 
wähnten Kessels eine Frau so schwer verletzt, 
das sie einen hohen Querschnitt erlitt. Die 
Krankenkasse verweigerte ihr die Unterstüt¬ 
zung mit der Begründung, sie hätte sich mit 
der Demonstrationsteilnahme wissentlich 
selbst in Gefahr gebracht und müsste für die 
Folgen auch selbst aufkommen. Die Wut wur¬ 
de sicher nicht kleiner in diesen Tagen. Die 
Angst aber stärker. 

Die Grünen verabschiedeten sich endgül¬ 
tig von der Bewegung. Nach kurzer Unterbre¬ 
chung der Koalitionsverhandlungen mit Dach- 
latten-Börners SPD und der abgeschmetterten 
kleinlauten Forderung nach einem Untersu¬ 
chungsausschuss wurde Fischer Umweltmini¬ 
ster, und die Grünen stimmten für den Kauf 
neuer WAWEs. Was heute selbstverständlich 
klingt, war damals für viele Menschen Verrat. 

Die Solidarität im In- und Ausland tat uns 
sehr gut und dämpfte auch das Gefühl der 
Ohnmacht. In vielen Städten gab es spontane 
Demos und nicht wenige militante Aktionen. 

Es gäbe sicher noch viel zu erzählen, aber 
wir wollen heute erst mal nur einen Anfang 
machen, und vielleicht ergeben sich noch ei¬ 
nige Fragen und das gemeinsame Interesse, 
sich der eigenen Geschichtslosigkeit entgegen 
zu stellen. 

Olliver 


Fortsetzung „Bist Du ...?" von Seite 1 


Die Krise der Werbe- und Medien¬ 
branche 

Doch Spaß beiseite: Was steckt hinter „Du bist 
Deutschland"? Eine Pressemitteilung gibt Auf¬ 
schluss: „Auf mehr als 33 Millionen Euro be¬ 
rechnet sich das Brutto-Werbevolumen der von 
Sendern und Verlagen kostenfrei zur Verfügung 
gestellten Werbeplätze." Aha. Umsonst also. Wie 
das? 

Die Werbeindustrie ist ungefähr seit dem 
Zusammenbruch der New-Economy 2001 in ei¬ 
ner Krise. Die Kunden springen ab. TV- und 
Kino-Spots ziehen nicht mehr recht, ebensowe¬ 
nig wie Printwerbung und Plakate. Die Endver¬ 
braucher haben a) immer weniger Geld zu ver¬ 
schenken, b) keinen Bock mehr auf die ewige 
Werbung, c) ihr Konsumverhalten so geändert, 
dass sie weniger TV und Kino gucken, sich da¬ 
für um so mehr DVDs kaufen, runterladen und 


brennen. Auch verlieren die Zeitungen ans 
Internet. Der wichtigste Punkt liegt aber beim 
Umsatz. Die Industrie merkt, dass sie für Milli¬ 
onen an Werbung keine nennenswerten Ver¬ 
kaufserlöse erzielen kann („Return on invest- 
ment"), und reduziert ihr Auftragsvolumen. 

Die Krise der Werbeindustrie zieht mit einer 
Verzögerung von zwei, drei Jahren eine Krise 
der durch Werbung finanzierten Medien, sowohl 
des Privatfernsehens als auch der Zeitungsver¬ 
lage, nach sich. Sie manifestiert sich u.a. in der 
Kirch-Pleite. Auch die Hamburger Agentur Jung 
von Matt, eine der größten und bis dato re¬ 
nommiertesten in Deutschland, die für „Du bist 
Deutschland" verantwortlich zeichnet, hat mas¬ 
sive Probleme, ihr bisheriges Auftragsvolumen 
zu halten. Sie haben schlicht Kapazitäten frei. 
Unterbeschäftigte „Kreative". Gleiches gilt für 
die Werbeplätze im Fernsehen, die nicht mehr so 
einfach zu füllen sind. Und ist euch schon mal 
aufgefallen, dass manche Plakatwand über Wo¬ 
chen, gar Monate nicht mehr erneuert wird? 


Der unpolitische Kapitalismus 

Die materielle Basis der Kampagne ist also ge¬ 
nau die Krise, aus der sie uns führen will. In Zei¬ 
ten von brummenden Auftragsbüchern hätte 
der Kapitalismus keinen Cent für solche absur¬ 
den Sperenzchen über. Schließlich, so sah man 
das früher, sind wir doch nicht im Ostblock. Die 
Ideologie des Kapitalismus war, dass er offiziell 
keine hatte. Er war einfach sexy, gut aussehend, 
schnell, rasant, luxuriös und bot allen, die sich 
anstrengen wollten, ein Versprechen auf ein 
besseres Leben. Für Ideologie war die Politik 
da. Der Kapitalismus verkaufte sich als unpoli¬ 
tisch. 

Ein historischer Vorgänger von „Du bist 
Deutschland" war dieser Bundespräsident mit 
der getönten Diktatoren-Brille und der Stimme 
von Franz-Josef Strauß - Roman Herzog. Der 
hielt am 26. April 1997 im Berliner Adlon seine 
große Ruck-Rede. Darin hieß es: 

„Die Welt ist im Aufbruch, sie wartet nicht 


auf Deutschland. 

Aber es ist auch noch nicht zu spät. Durch 
Deutschland muss ein Ruck gehen. Wir müssen 
Abschied nehmen von liebgewordenen Besitz¬ 
ständen. Alle sind angesprochen, alle müssen 
Opfer bringen, alle müssen mitmachen." 

Klingt irgendwie bekannt. Aber: Alle müs¬ 
sen Opfer bringen? Das würde 2005 niemand 
mehr sagen, wo alle wissen, wessen liebgewon¬ 
nene Besitzstände unter den Hammer kommen, 
und wer sich die Taschen mit Geld voll stopft. 
Immerhin hat Roman Herzog, so unsympathisch 
seine Erscheinung auch war, soviel Manieren 
gehabt, dass er dieses bescheuerte GeDUze 
unterlassen hat. 

So haben sich die Zeiten geändert. Inzwi¬ 
schen müssen wir uns von jedem Drecksack im 
Fernsehen ansprechen lassen, als hätten wir 
schon mit ihm im Schützengraben gelegen. Wo 
soll das alles enden? 

Heiner Stuhlfouth 
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Neues von der LIDL Front 

Weil eine Journalistin negativ über LIDL berichtete, wurde sie auf die Straße gesetzt 


D ass LIDL nicht gerade der beste Arbeit¬ 
geber ist, ist hinreichend bekannt. Erst 
recht, seitdem ver.di mit einem Schwarz¬ 
buch gegen den Konzern anrennt, der keine 
Betriebsräte duldet. Jetzt nimmt die Ge¬ 
schäftsführung von LIDL unliebsame Jour¬ 
nalisten aufs Korn. Und das Schlimmste - 
die Zeitungen ziehen mit. 

Vor ein paar Wochen lud der LIDL-Kon- 
zern Journalisten ins Zentrallager nach Bie¬ 
tigheim ein, um mit einer Offensivkampag¬ 
ne das angeschlagene Image aufwerten zu 
lassen. Das Zentrallager von LIDL ist einer 
der wenigen Geschäftsbereiche von LIDL, in 
denen der Konzern einen (chefhörigen, de¬ 
voten) Betriebsrat duldet. Bietigheim sollte 
der Auftakt einer Medien-Kampagne sein, 
die helfen sollte, das Negativimage loszu¬ 
werden und einen Gegenpol zu den zahlrei¬ 
chen Gewerkschaftsaktionen zu bilden. Vie¬ 
le der eingeladenen Journalisten taten dem 
Konzern auch den Gefallen und schrieben 
wahre Lobeshymnen über den Konzern. 

Eine Journalistin von den Badischen 
Neuesten Nachrichten (BNN) hielt sich nicht 
an die LIDL-Erwartungen und schrieb einen 
sachlichen Artikel. Sie zitierte einen LIDL- 
Mitarbeiter mit den Worten: „So schlimm ist 
es nicht mit den Arbeitsbedingungen, und 
man wird nach Tarif bezahlt." Dumm nur, 
dass sie auch aus dem Schwarzbuch zitierte. 
Es war das Zitat: „LIDL erwirtschaftet seine 


Gewinne mit den schlechten Arbeitsbedin¬ 
gungen der Mitarbeiter". In ihrem Artikel 
erwähnte die Journalistin noch die hohe 
Fluktuation, auch im Zentrallager. Einen Tag 
später war die Journalistin ihren Job los. 

Tendenziös berichtet und vom Be¬ 
triebsrat versetzt 

Der Chefredakteur und Herausgeber der Zei¬ 
tung, Klaus Michael Baur, begründete den 
Rauswurf damit, dass die Journalistin ten¬ 
denziös berichtet habe. Ihr Artikel zeige 
eindeutig eine negative Haltung gegenüber 
dem LIDL-Konzern. Die fristlose Kündigung 
wurde vom Betriebsrat der Zeitung abgeseg¬ 
net. 

Nachspiel: Auf Druck des Journalisten¬ 
verbandes sah sich Baur inzwischen genö¬ 
tigt, eine Presseerklärung zu der Kündigung 
der Journalistin abzugeben. In der Erklä¬ 
rung hieß es, es sei zwar richtig, dass der 
LIDL-Konzern für rund 1,4 Millionen Euro 
jährlich Anzeigen in der BNN schalte, es sei 
auch richtig, dass der Konzern sich am Er¬ 
scheinungstag des Artikels bei ihm gemeldet 
habe, aber der LIDL-Konzern habe niemals 
eine Kündigung der Journalistin verlangt. 
Es sei falsch, dass LIDL gedroht habe, keine 
Anzeigen mehr zu schalten. Er habe aus 
freien Stücken entschieden. Diese Presseer¬ 
klärung sagt wohl mehr, als man zu fragen 


gewagt hätte. 



Ist 

nicht zu 
billigen 


Da Baur die Pressefreiheit dem LIDL- 
Kommerz geopfert hat, schreiben wir nun, 
was Sache ist, da es in der DA niemals An¬ 
zeigen von LIDL geben wird: LIDL ist ein 
Scheiß-Konzern, die BNN eine Zeitung, die 
man niemals anfassen bzw. kaufen sollte 
und Baur ein großes A...! 

Anna Homburg 



W er hätte das gedacht: Die Dienstlei¬ 
stungsgewerkschaft ver.di feiert Erfol¬ 
ge. Zumindest behauptet sie das. Applaus 
gab es am 1. Oktober zwar reichlich, nur kam 
der - wie gehabt - von der Arbeitgeberseite. 
Für die Beschäftigten von Bund und Kom¬ 
munen gilt fortan der bereits im Frühjahr 
abgeschlossene, in seinen Details allerdings 
nachverhandelte Tarifvertrag öffentlicher 
Dienst (TVöD), der den Bundesangestellten¬ 
tarif (BAT) ablöste. Die Arbeiterinnen und 
Angestellten jedenfalls können sich warm 
anziehen: Einführung „leistungsabhängiger" 
Gehaltsbestandteile, Streichung der sozia¬ 
len Komponenten, Schaffung von Niedrig¬ 
lohngruppen, Ausweitung der Arbeitszeit, 
Kürzung der Jahressonderzahlungen sind 
nur einige der „Errungenschaften", die 
ver.di- Funktionäre für die Beschäftigten 
„rausschlugen". Damit das böse Erwachen 
nicht allzu schnell einsetzt, gelten parallel 
für zwei Jahre so genannte Überleitungsta- 
rifverträge, nach denen die Beschäftigten 
aus der alten Entgeltregelung in die neue 
Tarifstruktur „überführt" werden sollen. 

Possenspiel 

Bei all dem fragt man sich natürlich, warum 
die Beschäftigten der Länder alle paar Mo¬ 
nate die Brocken hinschmeißen und für eine 
Übernahme des TVöD streiken. Bisher gilt 
hier noch der BAT, für Neubeschäftigte aller¬ 
dings mit der Einschränkung, längere Ar¬ 
beitszeiten und die Streichung der Jahres¬ 
sonderleistung in Kauf nehmen zu müssen. 


Angeschmiert 

Zum Stand der Kämpfe im Öffentlichen Dienst 


Die Bundesländer waren aus der Tarifge¬ 
meinschaft ausgeschert; nachträgliche Ver¬ 
handlungen blieben ergebnislos. An gegen¬ 
seitigen Schuldzuweisungen fehlte es nicht; 
im Endeffekt sollte wohl der Eindruck er¬ 
weckt werden, die Fronten seien hoffnungs¬ 
los verhärtet. Mittlerweile steckt man wieder 
die Köpfe zusammen, und die in aller Regel¬ 
mäßigkeit ausgerufenen Warnstreiks dienen 
eher als Kulisse bzw. der Beruhigung der ei¬ 
genen Basis. Die Spatzen pfeifen es schon 
von den Dächern: Ein schneller Abschluss 
soll jetzt her! Die Tarifunion des Deutschen 
Beamtenbundes (dbb), dem sich auch An¬ 
gestellte angeschlossen haben, pfiff seine 
unteren Chargen bereits zurück. Zum Warn¬ 
streik in Niedersachsen am 6.Oktober mobi¬ 
lisierte deshalb nur ver.di. Der dbb wolle die 
derzeitigen Verhandlungen nicht gefährden; 
Arbeitskämpfe seien dabei kontraproduktiv 
und würden einen Abschluss nur noch wei¬ 
ter hinauszögern. 

Ganz anders sehen das offenbar die Be¬ 
schäftigten der Universitätskliniken in Ba¬ 
den-Württemberg. Dort musste ver.di jetzt 
der kampfentschlossenen Basis nachgeben 
und einen unbefristeten Arbeitskampf aus- 
rufen. Seit Anfang Oktober stehen die Kran¬ 
kenpflegerinnen und -pfleger sowie das Ver- 
waltungs-, Technik- und Küchenpersonal im 
Streik, um die Rücknahme der Verlängerung 
ihrer Arbeitszeiten und der Kürzung ihrer 
Gehälter zu erzwingen. 

Spaltung oder Chance? 

Nicht nur die Bundesländer haben durch ihre 
Alleingänge zur Spaltung der Kämpfe im öf¬ 
fentlichen Dienst beigetragen, sondern auch 
die zentralistisch-reformistischen Gewerk¬ 
schaften selbst. DBB und Marburger Bund 
wollen sich profilieren, ver.di verteidigt ihr 
Monopol. Interessant sind diese Hahnen¬ 
kämpfe nur insofern, dass sich die Gewerk¬ 
schaftslandschaft auch im öffentlichen 
Dienst über kurz oder lang auffächern wird. 
Preschte der dbb bislang nur mit eigenen 
Vorschlägen vor und ließ die ver.di-Mitglie- 
der Arbeitskämpfe allein ausfechten, probt 
der Marburger Bund bereits seit August den 
Alleingang an den Unikliniken, geht mit ei¬ 


genen tarifpolitischen Forderungen ins Ren¬ 
nen und mobilisiert zu Arbeitskämpfen. Seit 
September steht die Ärztinnengewerkschaft 
mit der Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) in separaten Verhandlungen, die noch 
auf Bundes- und Kommunalebene ausgewei¬ 
tet werden sollen. 

Nun haben alle genannten Verbände mit 
unserem Gewerkschaftsverständnis über¬ 
haupt nichts zu tun, sind weder basisdemo¬ 
kratisch, kämpferisch noch solidarisch, ganz 
zu schweigen von ihrem Mangel an gesamt¬ 
gesellschaftlicher Perspektive und einem po¬ 
sitiven Utopiebegriff. Dennoch bergen die 
Auseinandersetzungen auch eine Chance für 
eine Selbstorganisierung der Beschäftigten 
und damit des Aufbaus kleiner, unabhängi¬ 
ger Gewerkschaften wie der anarchosyndi- 
kalistischen FAU. Irgendwann stellt sich die 
Frage nach Alternativen zur zentralistisch¬ 
reformistischen Sackgasse, die viele Kolle¬ 
ginnen mit ihrem Austritt bereits beantwor¬ 
tet haben. Die so genannte „Gewerkschafts¬ 
linke", die so gar keinen Einfluss auf die 
Kämpfe gewinnen kann, ist es jedenfalls 
nicht. Linke Vorturner sind eben auch nur 
Vorturner. Und mal ehrlich: Wer braucht die 
schon? Chefs haben wir am Arbeitsplatz zur 
Genüge. 

flnarr 
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Thema krankheitsbedingte Kündigung 

Das Wetter wird schlechter, der Winter naht, die Vogelgrippe droht, keine Lust 
zum Arbeiten? Was tun? Wer zu viel krank ist/feiert, dem droht die Kündigung. 
Selbst ein Betriebsunfall kann im schlimmsten Fall zur Kündigung führen. Wie 
ist die Rechtsprechung? 

Die Arbeitsunfähigkeit (so der Fachausdruck) stellt keinen Kündigungsschutz 
her, wie vielfach gedacht wird. Eine Kündigung ist auch während und auch 
wegen der Krankheit möglich. Welche Voraussetzungen müssen aber erfüllt 
sein, damit die Kündigung rechtswirksam wird? 

Entsprechend der Rechtsprechung des BAG prüfte das Gericht die krankheits¬ 
bedingte Kündigung in drei Stufen: 

1. Zunächst ist eine negative Prognose hinsichtlich des voraussichtlichen Ge¬ 
sundheitszustandes erforderlich. 

2. Sodann müssen die zu erwartenden Auswirkungen des Gesundheitszustands 
des Arbeitnehmers zu einer erheblichen Beeinträchtigung der betrieblichen 
Interessen führen. 

3. Schließlich ist eine Interessenabwägung vorzunehmen, bei der zu prüfen ist, 
ob die erheblichen betrieblichen Beeinträchtigungen zu einer billigerweise 
nicht mehr hinzunehmenden Belastung des Arbeitgebers führen. 

Beispiel: 

Kündigung nach Betriebsunfall 

Ein Dachdeckergehilfe stürzte am 24.1.2002 von einer Leiter und zog sich hier¬ 
bei diverse Knochenbrüche zu. Wegen dieser Verletzungen war er bis 18.2.2003 
krank und befand sich danach in einer Umschulungsmaßnahme. Am 5.3.2003 
teilte er seinem Arbeitgeber mit, dass es ihm infolge des Arbeitsunfalls zur Zeit 
nicht möglich ist, den Beruf des Dachdeckers auszuführen, er nehme jedoch an 
einer Aktion für Arbeit „Strategische Berufswegplanung" teil und bat darum, den 
Arbeitsvertrag bis auf weiteres ruhen zu lassen. Dies war vermutlich ein Fehler. 
Prompt reagierte der Arbeitgeber mit Ausspruch einer ordentlichen personen¬ 
bedingten Kündigung. Diese war im Ergebnis auch sozial gerechtfertigt (LAG 
Hamm, Urt. v. 31.3.2004 - 18 Sa 2219/03). 

Mensch beachte! 

Im Hinblick auf die Mitteilung des Klägers, dass er dauerhaft den Beruf des 
Dachdeckers nicht mehr ausüben kann, war von einer negativen Zukunfts¬ 
prognose auszugehen und einer erheblichen Beeinträchtigung der betrieblichen 
Interessen. 

Nur wenn ein Arbeitnehmer auf einem anderen Arbeitsplatz weiter beschäftigt 
werden kann, sieht die Sache anders aus. 

Welcher Arbeitsplatz in Betracht kommen würde, muss aber der Arbeitnehmer 
darlegen, wenn der Arbeitgeber eine anderweitige Beschäftigungsmöglichkeit 
bestreitet. 

Keine Lohnfortzahlung bei fahrlässig verursachter Krankheit 

Frankfurt/Main - Krankgeschriebene Arbeitnehmer können ihren Lohnfortzah¬ 
lungsanspruch verlieren, wenn sie die Krankheit grob fahrlässig selbst verur¬ 
sacht haben. Das geht aus einem Urteil des Hessischen Landesarbeitsgerichts 
in Frankfurt hervor. 

Die Richter wiesen die Klage eines Lageristen gegen ein Nahrungsmittelunter¬ 
nehmen zurück (Az: 6 Sa 437/04). Der Mann sollte eine Packung Tiefkühlge¬ 
müse aus einem hohen Regal nehmen. Statt eine Leiter zu holen, stieg der 
Mann auf dem Regal herum, von dem er schließlich hinab stürzte und sich ei¬ 
nen Bänderriss am Fuß zuzog. 

Laut Urteil hätte der Arbeitnehmer als ein erfahrener Lagerarbeiter wissen müs¬ 
sen, dass er beim Besteigen des hohen Regals den Halt verlieren und abrutschen 
könnte. Dass er dennoch nicht die Leiter benutzt habe, sei als „gröblicher Ver¬ 
stoß gegen das von einem verständigen Menschen erwartete Verhalten" zu wer¬ 
ten. Wegen „grober Fahrlässigkeit" sei ein Lohnanspruch für die Zeit der Krank¬ 
schreibung deshalb entfallen. 

Meine Meinung dazu: 

Wer sich für einen Arbeitgeber in Gefahr begibt, ist eben selbst schuld. 

Attest allein kein Grund für krankheitsbedingte Kündigung 

Das Attest eines Arztes ist allein noch kein Grund für eine krankheitsbedingte 
Entlassung eines Arbeitnehmers. Das hat das hessische Landesarbeitsgericht in 
Frankfurt in einem Urteil entschieden. Die Richter gaben der Klage eines La¬ 
gerarbeiters gegen ein Frachtunternehmen statt und erklärten dessen Kündi¬ 
gung für gegenstandslos (Az.: 6 Sa 1420/03). 

Nach einer Leistenoperation hatte der Mann auf Verlangen der Vorgesetzten ein 
ärztliches Attest vorgelegt, wonach er künftig keine schweren Arbeiten mehr 
verrichten könne. Gleichwohl kam der Arbeitnehmer jeden Tag zur Arbeit. Wegen 
des Attests kündigte die Firma daraufhin aber trotzdem das Arbeitsverhältnis. 
Laut Urteil kann ein Attest mit einer ungünstigen Prognose nicht als Kündi¬ 
gungsgrund herangezogen werden, wenn der Arbeitnehmer weiter seine Arbeit 
verrichtet. Das Unternehmen hätte zumindest weitere Anhaltspunkte dafür lie¬ 
fern müssen, dass der Mitarbeiter trotz Anwesenheit im Betrieb wegen seiner 
Krankheit die arbeitsvertraglich geschuldeten Leistungen nicht erbringen kann, 
heißt es in der Entscheidung. 

Wichtig zu beachten: 

Es kommt immer wieder vor, dass Arbeitnehmer sich ein Attest ausstellen las¬ 
sen, welches ihnen bescheinigt, dass sie ihre Arbeit wegen einer Krankheit 
nicht mehr leisten können, und denken, sie werden automatisch auf einen an¬ 
deren Arbeitsplatz versetzt. Dies ist mitnichten der Fall. In der Regel steht die 
Kündigung ins Haus! Solch ein Arbeitsplatz muss dann erst mal nachgewiesen 
werden. Ansonsten bleibt mensch nur übrig, am gleichen Arbeitsplatz weiter zu 
arbeiten - wie im obigen Fall. 

Thersites 
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Glossar 

Closed shop: Ausgehandelte 
Vereinbarung zwischen 
Gewerkschaften und 
Arbeitgebern, die die 
Mitgliedschaft in einer 
Gewerkschaft zur Bedingung für 
eine Beschäftigung in einem 
bestimmten Betrieb macht (im 
Gegensatz zu „open shop" = 
gewerkschaftsfreier Betrieb). 
Dieses Prinzip, das einerseits 
vor innerbetrieblicher 
Lohnkonkurrenz und zum 
anderen vor Streikbruch 
schützen soll, wurde nach 
langer Tolerierung 1974 für 
kurze Zeit durch die Labour- 
Regierung rechtlich anerkannt. 

Featherbedding (in etwa 
„Verhätschelung"): 
Konservatives Schimpfwort für 
durch Gewerkschaften 
erkämpfte Arbeitspraktiken. 

Dazu gehören: 
Weiterbeschäftigung 
überflüssiger Arbeiter (infolge 
von Rationalisierung), 
ausufernde (angemessene) 
Ruhepausen, langsamer (nicht 
mörderischer) Arbeitstakt, 
übertriebene (notwendige) 
Sicherheitsstandards, 
Verhinderung von 
technologischem Wandel 
(Arbeitsplatzabbau) u.a. 

Flying pickets: Streikposten, 
die nicht dem bestreikten 
Betrieb angehören; meist 
Solidaritätsgruppen, die gegen 
übermäßig viele Streikbrecher 
zur Hilfe herangezogen werden 
müssen. 

Shop Stewards: Ehrenamtliche 
Funktionäre aus der 
Gewerkschaftsbasis und 
zugleich gewählte 
Interessenvertreter der 
Belegschaften. Shop Stewards 
haben weitreichende 
Verhandlungskompetenzen und 
Abschlußvollmachten sowie das 
Recht, gegebenfalls 
Arbeitskampfmaßnahmen 
ei nzu leiten. 



Arthur Scargill, damals Chef der 
NUM, 1984 auf einer 
Kundgebung der 
Bergarbeitergewerkschaft 


Ein Streik wie kein anderer 

Nach dem Streik der britischen Bergarbeiter von 1984 - 85 war nichts mehr so wie zuvor 


E s ist gar nicht einfach, für den britischen 
Bergarbeiterstreik von 1984/85 Superlative 
zu finden, die ihn angemessen beschreiben. 
Was sich in diesem Jahr jenseits des Kanals ab¬ 
spielte, sprengte die Grenzen des bis dahin Be¬ 
kannten. Für und Wider des Streiks spalteten 
und politisierten die ganze Gesellschaft. Er be¬ 
deutet die vielleicht einschneidenste Zäsur in 
der jüngeren britischen Geschichte. 

Anfang der 1980er Jahre war Großbritan¬ 
nien ein klassisches Industrieland. Neben der 
Stahlindustrie war vor allem der Bergbau eine 
der wichtigsten Branchen und in manchen Re¬ 
gionen der einzige Sektor, in dem man Arbeit 
finden konnte. 

Die rechtskonservative Regierung der To¬ 
ries unter der berüchtigten Premieminsterin 
Thatcher war 1983 bei den Wahlen bestätigt 
worden. Unter dem Eindruck wachsender Ar¬ 
beitslosigkeit, die an die 20%-Marke heranzu¬ 
reichen drohte, einem äußerst bescheidenen 
Lebensstandard der Arbeiterklasse und einer 
allgemeinen Perspektivlosigkeit für Jugendli¬ 
che begann die „Eiserne Lady" mit ihrem Pro¬ 
gramm zur rücksichtslosen Umgestaltung des 
gesamten sozio-ökonomischen Systems. Es 
beinhaltete die Privatisierung der meisten 
staatlichen Bereiche von Post, Telekom bis Ei¬ 
senbahn, die rigorose Zusammenstreichung so¬ 
zialer Hilfe und Förderung sowie die Umstel¬ 
lung der britischen Energieversorgung, die bis 
dahin von der Kohle abhängig war, auf Atom¬ 
kraft. Ein Großteil der Kohlezechen sollte des¬ 
halb schnellstmöglich geschlossen werden. Min¬ 
destens 70.000 Arbeitsplätze waren dadurch be¬ 
droht. Thatcher machte daraus keinen Hehl. Sie 
zeichnete ein düsteres Bild von einem rück¬ 
ständigen Land, das den Anschluß an die Welt¬ 
spitze längst verloren habe und nun sehr, sehr 
harten Zeiten entgegengehen müsse, da die nö¬ 
tige Modernisierung nur unter großen Opfern 
zu bewältigen sei. Sie versprach nicht das Para¬ 
dies, sondern die Hölle. Und sie pflegte ihre 
Versprechen zu halten. 

Der Streik begann am 5. März 1984 in Yorks- 
hire, wo die erste Zeche geschlossen wurde. Die 
lokale Sektion der Bergarbeitergewerkschaft 
NUM (National Union of Miners) billigte den 
Ausstand nachträglich, weitere NUM-Distrikte 
folgten. Binnen einer Woche hatte jeder zweite 


Bergarbeiter auf den britischen Inseln die Ar¬ 
beit niedergelegt. NUM-Boß Arthur Scargill gab 
sich kämpferisch und siegesgewiß. Und das 
nicht ohne Grund. Auch wenn die Kohleindu¬ 
strie mittelfristig abgewickelte werden sollte, 
war die britische Wirtschaft doch immer noch 
von der Kohle abhängig. Der völlige Stop der 
Kohleförderung stellte ein gewichtiges Druck¬ 
mittel in den Händen der Arbeiter dar. Dar- 
überhinaus konnte die Gewerkschaft auf die 
Kampferprobung ihrer Mitglieder zählen. Der 


nationale Bergarbeiterstreik von 1974 hatte die 
damalige Regierung zum Rücktritt gezwungen. 
Streiks waren in den 1970ern fast etwas alltäg¬ 
liches. So einen Streik aber hatte noch niemand 
mitgemacht. 

Die Tory-Regierung hatte sich auf die Aus¬ 
einandersetzung vorbereitet, und sie führte sie 
mit eben jener unerbittlichen Härte und Bru¬ 
talität, für die Margeret Thatcher heute sinn¬ 
bildlich steht. Zum einen hatte sie Kohlereser¬ 
ven anlegen lassen, zum anderen die Organi¬ 
sierung von Kohle aus dem Ausland in die Wege 
geleitet. Gegen die Streikenden wurde mit allen 
Mitteln vorgegangen: juristisch, politisch, pro¬ 
pagandistisch und militärisch. Man kannte 
Streikbrecher und „Bobbies", nicht aber jene 
neuen Sondereinheiten der Polizei, die mit 
Schlagstock, Hunden und Tränengas, beritten 
und zu Fuß auf die „picket lines" der Streikpo¬ 
sten losgelassen wurden. Auseinandersetzun¬ 
gen verliefen häufig blutig, schließlich gab es 
auch Tote. Aktivisten wurden observiert, Na¬ 
men und Autokennzeichen registriert. Kohle¬ 
reviere wurden abgeriegelt; es war bald nicht 
mehr möglich, sie zu betreten oder zu verlas¬ 


sen, ohne von der Polizei kontrolliert zu wer¬ 
den. Willkürliche Festnahmen waren an der Ta¬ 
gesordnung. Gewerkschaftsmitgliedern wurde 
offen gedroht, ihre Familien eingeschüchtert. 
Binnen weniger Wochen befand sich Großbri¬ 
tannien in einem Zustand, der mehr an einen 
Bürgerkrieg denn an einen Arbeitskampf er¬ 
innerte. 

Der Streik erfaßte das ganze Land - ohne 
freilich zum Generalstreik anzuwachsen. Zwar 
verweigerten Hafen- und Transportarbeiter die 


Arbeit, sobald sie Kohle befördern sollten, es 
kam sogar zu einigen mehrwöchigen Solidar- 
streiks. Doch insgesamt verhielt sich die briti¬ 
sche Arbeiterklasse passiv. Die Gewerkschafts¬ 
bosse hofften, letztendlich über politischen 
Druck mittels der Labour Party, mit der sie da¬ 
mals noch eng verzahnt waren, etwas erreichen 
zu können, und fürchteten durch zu starke Mi- 
litanz der Basis ihren Einfluß einzubüßen. Vie¬ 
le Arbeiter wiederum schüchterte die Drohung, 
wegen eines Solidarstreiks gefeuert zu werden, 
zu sehr ein. Was nicht heißt, daß sie nicht so¬ 
lidarisch waren. In Großbritannien und in Eu¬ 
ropa wurden insgesamt Spenden über 65 Mio. 
Pfund für die Bergarbeiter gesammelt, ein¬ 
schließlich Kleider-, Sach- und Essensspenden. 
Auch im Ausland, wo der Streik mit großem Me¬ 
dieninteresse verfolgt wurde, organisierten Ge¬ 
werkschaften Hilfe für ihre britischen Kollegen. 
Innerhalb der verhältnismäßig kleinen IAA 
nahm die Unterstützung für den Bergarbeiter¬ 
streik großen Raum ein. Dazu zählte neben Fi¬ 
nanzmitteln die Vermittlung von Kontakten zu 
Kollegen ins Ausland; während des besonders 
bitteren Winters 84/85 nahm die FAU Bergar¬ 


beiterkinder bei sich auf. 

Doch was war das alles wert? Großbritan¬ 
nien kannte keine Streikkassen. Wer streikte, 
stand ohne Lohn da. Lediglich Familien mit Kin¬ 
dern wurde eine lächerliche Sozialhilfe gezahlt. 
Es dauerte nicht lange, und tausende Familien 
saßen ohne Strom und Gas da und waren völlig 
von Almosen abhängig. Im Verlauf des Streiks 
nahm somit der Druck auf jeden einzelnen Berg¬ 
arbeiter zu. Viele sahen den Ausweg nur darin, 
Streikbrecher zu werden. Freundschaften, Ehen, 
Familien gingen daran zugrunde. Zum Ende des 
Streiks hin erschien der Kampf immer mehr 
ausweglos. Obgleich der Streik die Regierung 
die äußersten Reserven kostete, zeigte sie sich 
unerschüttert. Die von ihr initiierte „Gewerk¬ 
schaft der Streikbrecher" gewann von Tag zu 
Tag neue Mitglieder. Genau ein Jahr nach Aus¬ 
bruch des Streiks erklärte ein landesweiter De¬ 
legiertenkongreß der NUM den Streik mit knap¬ 
per Mehrheit für beendet. Die letzte Zeche ging 
drei Tage später wieder zur Arbeit über. 

Trotz der Niederlage in der Sache fanden 
damals viele Positives am Streik. Entschlossen¬ 
heit und Solidarität waren beeindruckend ge¬ 
wesen, die Situation hatte viele Gemeinschaften 
zusammengeschweißt. Doch nichts blieb davon 
übrig. Von damals 170 Zechen sind 15 übrig ge¬ 
blieben; statt fast 200.000 gibt es heute noch 
knapp 6.000 Bergarbeiter; die einst mächtige 
NUM ist zur Bedeutungslosigkeit geschrumpft. 
Ganze Regionen verfielen in Agonie, viele zogen 
fort, Drogenabhängigkeit und Selbstmorde nah¬ 
men sprunghaft zu. Die typischen Arbeiter¬ 
städte Großbritanniens gibt es nicht mehr, eine 
ganze Kultur wurde vernichtet. 

Das Inselreich unter dem Union Jack wur¬ 
de zum Musterland der New Economy. Für die 
Regierung und ihre kapitalistische Klientel 
stellt dies den ersehnten Fortschritt dar, für die 
gesamte britische Arbeiterklasse den Verlust fast 
aller in hundert Jahren Arbeitskampf mühsam 
erstrittener Zugeständnisse. Weder Führung 
noch Basis der britischen Gewerkschaften be¬ 
griffen rechtzeitig Bedeutung und Tragweite 
der Auseinandersetzung. Es war kein Streik um 
Arbeitsbedingungen, sondern ein auf die Spit¬ 
ze getriebener Machtkampf zwischen Arbeit und 
Kapital. Die Regierung wollte nicht einfach Löh¬ 
ne senken, sondern die Kohleindustrie als sol¬ 
che und die organisierte Arbeiterschaft als gan¬ 
zes zerschlagen. Dagegen hätte sich die Arbei¬ 
terklasse gemeinsam wehren müssen. Thatcher 
hatte die Systemfrage gestellt. Das hätte die Ar¬ 
beiterbewegung auch tun müssen. 

Motti 
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den Einzelnen. 


„So etwas wie Gesellschaft gibt es nicht“ 

Hintergründe zu Thatchers Angriff auf die Gewerkschaften 


D er Konflikt, der sich im Bergarbeiterstreik 
von 1984/85 dartat, war der entscheiden¬ 
de Schlag der Thatcher-Regierung, der not¬ 
wendig war, um die Hürden zur Durchsetzung 
einer neoliberalen Wirtschaftspolitik zu besei¬ 
tigen. Ziel war nicht nur die Umstrukturierung 
des britischen Bergbaus, sondern - und zwar 
vorrangig - die Entmachtung der Gewerkschaf¬ 
ten, um die gesellschaftliche Kräftekonstella¬ 
tion umzuwerfen und damit die Wirtschaft für 
private Unternehmen abzusichern. 


Gewerkschaftsmacht vor Thatcher 

Die Rolle der britischen Gewerkschaften ist tra¬ 
ditionell sehr speziell und oft schwer durch¬ 
schaubar. Vor den Umwälzungen in der That¬ 
cher-Ära teilte sich die gesellschaftliche Kräf¬ 
tekonstellation in drei Akteure (Regierung, Ar¬ 
beitgeber, Gewerkschaften) auf. So stellten seit 
den 50er Jahren die Gewerkschaften einen 
nicht zu übergehenden Einflußfaktor dar, der 
nicht nur ökonomisch begründet, sondern Teil 
des „nationalen Konsens" war. 

Wenn auch nicht besonders revolutionär 
ausgerichtet, so verstanden sich die Gewerk¬ 
schaften nicht als Sozialpartner, sondern als 
Widerpart der Arbeitgeber. Aus diesem Selbst¬ 
verständnis heraus sahen sie, jegliche Koopo- 
rationsformen zurückweisend, ihre Aufgabe in 
der bestmöglichen Interessenvertretung ihrer 
Mitglieder. 

Aufgrund der durchgehaltenen Tradition, 
Staat und Gerichte aus den Arbeitsbeziehungen 
herauszuhalten, existierte keine rechtliche Ta¬ 


rifverbindlichkeit sowie eine teilweise Immu¬ 
nität gegenüber Strafverfolgung gewerk¬ 
schaftlicher Aktivitäten. Da zusätzlich die mul¬ 
tigewerkschaftliche Gesamtheit z.B. bran¬ 
chenweite Übereinkünfte drastisch erschwerte, 
verlagerte sich die Verhandlungsebene zuneh¬ 
mend auf den Betrieb. Hier spielten die „shop 
Stewards" eine entscheidene Rolle, die in ihrer 
relativen Autonomie gegenüber der Gewerk¬ 
schaftszentrale oft und schnell als Initiatoren 
von Arbeitskämpfen auftraten, die nicht als 
letztes Mittel, sondern als konventionelle 
Handhabe des Interessenausgleichs angesehen 
wurden. Weiterhin stützten sich die Gewerk¬ 
schaften auf das Prinzip des „closed shop", das 
die Streikwaffe deutlich schärfte. 

Alles in allem konnten die Gewerkschaf¬ 
ten durch diese Machtfülle große Vorteile für 
ihre Mitglieder herausholen, was höhere Löh¬ 
ne, Arbeitsplatzerhalt und restrigierte Arbeits¬ 
praktiken umfaßte. Staatliche und private 
Unternehmen sahen in diesem für sie unkon¬ 
trollierbaren Arbeitsmarkt und den inflexiblen 
Arbeitspraktiken, auch als „featherbedding" 
bezeichnet, eine gravierende Behinderung der 
Produktivität. 

In der Tat hatte dieser Zustand eine ver¬ 
heerende Wirkung auf die britische Wirtschaft, 
die einen permanenten Niedergang zu ver¬ 
zeichnen hatte. Hierin zeigte sich das Dilemma 
der britischen Gewerkschaften - allerdings 
nicht wegen ihrer Weigerung, eine kooperati¬ 
ve Haltung innerhalb der Produktionsverhält¬ 
nisse im Kapitalismus einzunehmen, sondern 
wegen der Unfähigkeit, ihre quantitative Stär¬ 


ke zur Überwindung der Verhältnisse zu nutzen. 


Maggies Speisekarte 

Da die Gewerkschaften keine weitergehende 
Perspektive boten und bei der Interessenver¬ 
tretung auf Betriebsebene verharrten, war es 
für Thatcher ein Leichtes, sie vor der Öffent¬ 
lichkeit als Sündenböcke darzustellen, die eine 
egoistische Lohnpolitik ohne Rücksicht auf ge¬ 
samtwirtschaftliche Folgen praktizieren wür¬ 
den. Unter dem Eindruck eines „Gewerk¬ 
schaftsstaates" wurden die Wirkungen der Ge¬ 
werkschaften als „britische Krankheit" diagno¬ 
stiziert, und 1979 veröffentlichte ein Hauptbe¬ 
rater Thatchers eine Schrift, die Programm wer¬ 
den sollte: „Die Lösung des Gewerkschaftspro¬ 
blems ist der Schlüssel zu Großbritanniens Ge¬ 
nesung." 

Tatsächlich waren die Gewerkschaften eine 
Tatsache, die im Programm des Thatcherismus 
mehr als störend war. Zu den Eckpunkten die¬ 
ser stark liberal-konservativen Ideologie ge¬ 
hörte der freie Markt, eine monetaristische 
Wirtschaftspolitik und die drastische Ein¬ 
schränkung staatlicher Sozialleistungen, was 
eine Privatisierung staatlicher Betriebe und die 
Minimierung der Staatsrolle notwendig mach¬ 
te. Gewerkschaftsmacht stellt für diesen Markt¬ 
fundamentalismus, der allein auf den privaten 
Sektor als alles regulierende Kraft vertraut, eine 
Unvereinbarkeit dar. „So etwas wie Gesellschaft 
gibt es nicht", proklamierte Thatcher konse¬ 
quenterweise, und setzte an die Stelle sozialer 
Vorstellungen den Egoismus der konkurrieren- 


Zum letzten Gefecht 

Bereits 1979 hatte die Regierung Analysen 
durchführen lassen, unter welchen Bedingun¬ 
gen diese Konfrontationen geführt werden 
müßten. Und so wurden schrittweise Gesetze 
erlassen, die die Machtmittel der Gewerkschaf¬ 
ten immer weiter aufweichten: allmähliche Eli¬ 
minierung des closed shop, Verbot der flying 
pickets, Schadensersatzklagen bei Solidaritäts¬ 
streiks, innergewerkschaftliche Abstimmungs¬ 
richtlinien, etc. Insbesondere der Konflikt mit 
den Bergarbeitern, unter denen die als über¬ 
mächtig geltende Nationale Bergarbeiterge¬ 
werkschaft (NUM) maßgeblich war, wurde von 
langer Hand geplant. 

Bereits 1981 wies Thatcher die Nationale 
Kohlebehörde an, möglichst viel an Kohlere¬ 
serven anzulegen, um einen mehrere Monate 
dauernden Streik aussitzen zu können. Im wei¬ 
teren wurde die Polizei zentralisiert und speziell 
für Arbeitskämpfe ausgebildet, Militär und Ge¬ 
heimdienste wurden herangezogen, und letzt¬ 
lich wurden die Grubenschließungs- und Pri¬ 
vatisierungspläne zu einem Zeitpunkt öffent¬ 
lich gemacht, der hinsichtlich des Kohlebedarfs 
am günstigsten war. 

Als nach einem Jahr Streik der Widerstand 
gebrochen und die Bergarbeitergewerkschaft 
stark geschwächt war (der Streik kostete die 
Regierung mehr als der Falkland-Krieg!), ging 
die Regierung alsbald gegen die Gewerkschaf¬ 
ten in anderen Sektoren vor - mit Erfolg: das gi¬ 
gantische Privatisierungsprogramm konnte 
ohne größere Zwischenstöße realisiert werden, 
während Streik fast zu einem Fremdwort auf 
der Insel verkam. 

Holger Mareks 
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Interesse ... Engagement... los! Anarcho-Syndikalismus in der Schweiz 

Interview mit einem Vertreter der Freien Arbeiterlnnen-Union der Schweiz (FAUCH) aus Bern 


Das Gespräch wurde von Mitgliedern der 
FAU Bremen geführt 

- Wo liegen die allgemeinen Produk¬ 
tionsschwerpunkte in der Schweiz? Welche 
Berufsgruppen (Industrie/Dienstleistun¬ 
gen) könnten in der Schweiz hauptsächlich 
organisiert werden? 

Der Schwerpunkt liegt deutlich im 
Dienstleistungssektor, die Industrie und 
Landwirtschaft sind weniger von Bedeutung. 
Natürlich könnten sämtliche Berufsgruppen 
von der FAU organisiert werden, allerdings 
ist es sehr schwierig, vom „könnten" ins wirk¬ 
liche Organisieren überzugehen. Wir sind mo¬ 
mentan ein ziemlich bunter Haufen von Gym¬ 
nasiastinnen und Studentinnen, Gärtnerin¬ 


nen, Leute auf dem Bau, aus dem Kaufmän¬ 
nischen, Arbeitslose, Leute in Kollektivbe¬ 
trieben usw. 

- Seit wann gibt es in der Schweiz eine 
Freie Arbeiterinnen- und Arbeiter-Union? 

Die FAU gibt es seit dem Oktober 1999. 

- Haben die Zentralverbände in der 
Schweiz einen ähnlich betäubenden Einfluß 
auf die Arbeiterschaft wie beispielsweise der 
DGB in Deutschland? Was haltet Ihr von so- 
zialpartnerschaftlich-gesetzlicher Konflikt¬ 
regulierung? 

Das Pendant zum DGB ist der Schweizeri¬ 
sche Gewerkschaftsbund (SGB). In ihm sind 
16 Einzelgewerkschaften mit rund 380.000 
Gewerkschaftsmitgliedern organisiert. Dane¬ 
ben gibt es kleinere christliche Verbände und 
einige interessante Ansätze von Basisge¬ 
werkschaften. Die Führungsclique des SGB 
stammt alle aus der trotzkistischen Tradition, 
dementsprechend zentralistisch wird sie ge¬ 
führt. Sie sind sehr stark bei Kampagnen, z.B. 
gegen die Erhöhung des Rentenalters, usw. 
Aber allgemein mangelt es an einer kämpfe¬ 
rischen Basis, die fähig ist, selbständig 
Kämpfe anzureißen und durchzuführen. Die¬ 
se Tradition ist durch den jahrzehntelangen 
Arbeitsfrieden verloren gegangen. Natürlich 
halten wir gar nix von sozialpartnerschaft¬ 
lich-gesetzlicher Konfliktregelung. Wir haben 
nicht die gleichen Interessen wie die Unter¬ 
nehmerklasse und pfeifen auf die Sozialpart¬ 
nerschaft. Zumal diese bisher sowieso nur 
den Herrschenden genützt hat. 

- Eine besondere Schwäche kleiner syn¬ 
dikalistischer Organisationen besteht dar¬ 
in, an vielen Orten nur vereinzelt im be¬ 
trieblichen Bereich Fuß zu fassen. Da wird 
dann oft auf kulturelle Tätigkeiten und ein¬ 
fache Propaganda ausgewichen, um über¬ 
haupt an die Menschen heranzutreten. Gibt 
es bei Euch Syndikate mit dauerhafter be¬ 
trieblich-syndikalistischer Tätigkeit? 

Wir wären schon mal froh, überhaupt nur 
vereinzelt betrieblich Fuß fassen zu können. 
Von dem her versuchen wir über kulturelle 
Tätigkeiten (Konzerte, Filmabende ...) oder 
mit propagandistischen Mitteln an die Men¬ 
schen heranzutreten. Warum auch nicht? Wir 
versuchen z.B. an jeder Gewerkschaftsdemo 
dabei zu sein, unsere Inhalte mit der Mas¬ 
senzeitung „Rebellion", die wir mit der Orga¬ 
nisation Socialiste Libertaire (0SL) heraus¬ 
geben, einzubringen. Mit dem neuen Zei¬ 
tungsprojekt „NoPasaran!" wollen wir vor al¬ 


lem Jugendliche ansprechen. Daneben ver¬ 
suchen wir durch internationale Soliaktionen 
unsere syndikalistische Praxis zu stärken. Wir 
taten dies bei der Caballito-Kampagne, be¬ 
suchten die Arbeiterinnen der Filtrona-Be- 
triebe, die einen langen Streik führten, oder 
gerade anfangs September für die entlassene 
Starbucks-Arbeiterin Sarah Bender aus New 
York. 

- Habt Ihr ein besonderes Auge auf den 
boomenden Bereich prekärer Beschäfti¬ 
gung, der von den Zentralgewerkschaften 
wenig bis gar nicht abgedeckt wird? Ergeben 
sich dort bei Euch besondere Möglichkeiten 
syndikalistischer Tätigkeit? 

Ja, dort gibt es mit Bestimmtheit ver¬ 
schiedene Möglichkeiten. Nur wäre es ziem¬ 


lich anmaßend von uns, in diesen Arbeitsbe¬ 
reichen als Gewerkschaft aufzutreten und ih¬ 
nen irgendwelche Versprechungen zu ma¬ 
chen. Da sind wir zu schwach dazu. In Basel 
existiert eine kleine Basisgewerkschaft, die 
Interprofessionelle Gewerkschaft der Arbei¬ 
terinnen. Wir haben ein längeres Gespräch 
mit einem Vertreter gerade über diese Frage 
geführt. Die IGA macht diese Beratungsar¬ 
beit seit Jahren, dies ist extrem zeitaufwen¬ 
dig und bedingt auch ein großes Wissen über 
das Arbeitsrecht, die ganzen Sozialwerke, die 
Gesamtarbeitsverträge usw. Die Gefahr be¬ 
steht auch dort, zu einer reinen Dienstlei¬ 
stung zu verkommen — ohne kollektiven An¬ 
satz. Einerseits weil du keine freien Kapa¬ 
zitäten hast oder die betroffene Person auch 
nicht bereit ist, sich im Betrieb selber zu or¬ 
ganisieren. Oft liegen dem auch sprachliche 
oder kulturelle Gründe im Wege. Wir sind dar¬ 
an, uns auf gewerkschaftlicher Ebene weiter¬ 
zubilden und unsere eigenen Arbeitsverhält¬ 
nisse zu beleuchten, da kamen ganz interes¬ 
sante Sachen zum Vorschein: Ein Zimmer- 
mann-Lehrling, der zwölf Stunden arbeitet, 
eine KV-Angestellte, die mit fadenscheinigen 
Gründen entlassen wurde, usw. 

- Heftet Ihr Euch in eurem Auftreten 
oder gar als Organisation an soziale Bewe¬ 
gungen oder jugendliche Linksradikalismen 
oder tretet Ihr eigenständig, mit eigenen 
Inhalten und eigener Kultur auf? Werdet Ihr 
als eigenständiger Faktor wahrgenommen? 

Wir bewegen uns im libertären Brei. Der 
ist bekanntlich ja nicht so groß. Wir versu¬ 
chen aber — wie schon erwähnt — auch als 
Gewerkschaftsinitiative aufzutreten und wer¬ 
den teilweise auch als diese wahrgenommen. 
Dabei reichen die Sympathien bis in den Ge¬ 
werkschaftsapparat hinein, und wir werden 
auch als Kraft wahrgenommen, die die Aus¬ 
einandersetzung nicht scheut. Dazu zwei Bei¬ 
spiele: Bei einem Bauarbeiterstreik wurden 
verschiedene Baustellen mit Bussen besucht 
und lahmgelegt. Dabei gingen wir gemein¬ 
sam mit den Bauarbeitern vor, kappten den 
Strom, sabotierten den Kran ... Ein weiteres 
Beispiel geht wohl eher auf unseren anarchi¬ 
stischen und verschwörerischen Ruf zurück, 
wir wurden angefragt, einem multinationa¬ 
len Konzern den Ruf zu verbessern, was wir 
dann schlussendlich aber nicht machten. Was 
wir sicher versuchen, ist syndikalistische Fra¬ 
gen zu thematisieren, Veranstaltungen zu 
diesem Thema zu machen, die rot-schwarze 


Kultur zu fördern. 

- In welchen gesellschaftlichen außer¬ 
betrieblichen Bereichen seid Ihr aktiv? 

Wir sind aktiv in Antifa-Zusammenhän¬ 
gen, in der Squatter-Szene, bei Stadtentwick¬ 
lungsgeschichten, in der Sans-Papiers-Bewe- 
gung, in der Antiglobalisierungs-Bewegung, 
Infoläden, in Zeitungskollektiven, beim A- 
Camp ... 

- Gibt es in der Schweiz sog. „Gewerk¬ 
schaftslinke", Leute, die ernsthaft oder zum 
Schein versuchen, die sozialpartnerschaft¬ 
lichen Zentralgewerkschaften in Klassen¬ 
kampforganisationen umzuwandeln? Habt 
Ihr Kontakt zu ihnen? 

So eine ausformulierte Gewerkschaftslin¬ 
ke gibt es meines Wissens nicht, natürlich 
gibt es kämpferischere Kolleginnen, und mit 
manchen haben wir auch Kontakt. Aber ich 
habe mehr das Gefühl, die Idee, die Zentral¬ 
gewerkschaften in Klassenkampforganisatio¬ 
nen umzuwandeln, ist eine alte Geschichte. 
Viel mehr gibt es den Trend, kleine kämpfe¬ 
rische Basisgewerkschaften zu gründen, da 
gerade die vor rund einem Jahr gegründete 
UNIA (u.a. Bau-, Metall- und Industriege¬ 
werbe) sehr zentralistisch und undemokra¬ 
tisch funktioniert, Kritikerinnen auch aus 
dem Gewerkschaftsapparat fliegen, und die 
sich einen neuen Hafen suchen. Solche An¬ 
sätze gibt es seit längerem im Tessin, seit An¬ 
fang des Jahres im Wallis, einen zaghaften 
Versuch in Zürich und natürlich die Gewerk¬ 
schaft SUD in der Romandie, die vor allem im 
öffentlichen Dienst die „reformistischen" Ge¬ 
werkschaften ausbooten konnten. 

- Gibt es innerhalb der Schweiz auch 
Kontakte zu französisch- oder italienisch¬ 
sprachigen Genossinnen und Genossen? 

Wie schon erwähnt gibt es sehr gute Kon¬ 
takte zur Organisation Socialiste Libertaire, 
ins Tessin haben wir unregelmässige Kontak¬ 
te. Ich denke, da wird sich in nächster Zeit 
wieder etwas vermehrt tun, da die vorange¬ 
hend erwähnten Basisgewerkschaften auch 
an einer Vernetzung interessiert sind. Denke, 
da werden wir als FAU dabei sein. 

- Eine große Stärke syndikalistischer Ge¬ 
werkschaften gegenüber der kapitalisti¬ 
schen Strategie, die Arbeitskräfte verschie¬ 
dener Regionen gegeneinander auszuspie¬ 
len (Standortlogik), und den arschkrie¬ 
chenden Zentralgewerkschaften liegt in der 
starken internationalen Orientierung. Wie 
sieht es damit bei Euch aus? 

Tja, mit der starken internationalen 
Orientierung haben wir's ja nicht so. Natür¬ 
lich tragen wir internationale Kampagnen 
teilweise mit. Aber das könnte sicher noch 
verstärkt werden. Gerade die Starbucks Ak¬ 
tion zeigte das. Grundsätzlich haben wir die 
Möglichkeit, in fünf bis sechs Städten Aktio¬ 
nen gleichzeitig durchzuführen, wir könnten 
das mit Euch in Deutschland vernetzen und 
über Eure internationalen Kontakte nochmals 



verstärken, wäre eigentlich kein Problem, 
bloß das muß gemacht werden. Und natürlich 
sollte die Kommunikation verbessert werden. 

- Wie funktioniert die Zusammenarbeit 
mit den deutschsprachigen Genossinnen aus 
Deutschland und Österreich? 

Mit den österreichischen Genossinnen 
hatten wir bisher nur sehr wenig zu tun. Mit 
der FAU in Deutschland schon mehr, weil ge¬ 
legentlich Leute von uns hochfahren an ein 
Treffen, Veranstaltungen oder auch nur Kon¬ 
zerte. 


- Warum favorisiert Ihr einen Zu¬ 
sammenschluß nach nationalen Grenzen, 
anstelle eines solchen im deutschen Sprach- 
raum? 

Uff, wir kriegen's nicht mal hier klar, was 
sollen wir denn noch über die nationalen 
Grenzen hinweg? Oder seht Ihr das anders? 
Nee, natürlich wäre eine deutschsprachige 
Koordination gut, allerdings brauchen wir 
dann auch was zum Koordinieren, konkrete 
Projekte und Kampagnen. 

- Wie ist Euer Verhältnis zur Internatio¬ 
nalen Arbeiterlnnen-Assoziation (IAA)? 
Seht Ihr in dieser eine gute Möglichkeit, 
internationaler syndikalistischer Arbeit, 
oder gehört die IAA als solche eher der Ver¬ 
gangenheit an? 

Wir haben kein Verhältnis zur IAA. Na¬ 
türlich wäre die IAA die internationale Platt¬ 
form für syndikalistische Arbeit, aber ich 
wüsst' gerade nicht, was ich dort machen 
sollte, außer dem alten Spielchen, wen 
schließen wir als nächstes aus. 

- Macht Ihr internationale Solidaritäts¬ 
arbeit, und wie sieht die aus? 

(Denke, habe ich oben schon beantwor¬ 
tet) 

- Fühlt Ihr Euch einer bestimmten 
Ideenrichtung zugehörig, oder kombiniert 
Ihr mehrere Strömungen zur FAUCH? 

Diese Diskussion ist momentan wieder 
ziemlich aktuell. Bei der Gründung stand ei¬ 
gentlich das Bedürfnis im Vordergrund, eine 
Deutschschweizer Vernetzung unter Anar¬ 
chistinnen aufzubauen. Nun gibt es gerade 
unsere Ortsgruppe in Bern, die sich als anar- 
cho-syndikalistisch bezeichnet, dann gibt es 
OGs, die sich nicht explizit als syndikalistisch 
bezeichnen. Dann gibt es den Streit um den 
Namen, wir treten zum Beispiel als FAU auf, 
um das syndikalistische zu betonen, andere 
treten als FAUCH auf und sehen das ganze of¬ 
fener. Natürlich ist es wünschenswert, dies 
endlich einmal zu klären, was wir auch ver¬ 
suchen. Um auf die Frage zurück zu kommen, 
ja, es gibt mehrere Strömungen innerhalb der 
FAUCH. 

- Könnt Ihr auf bestimmte Traditionen 
zurückgreifen, habt Ihr Vorgängerorganisa¬ 
tionen, die Euch heute noch inspirieren kön¬ 
nen? 

Natürlich gibt es syndikalistische Tradi¬ 
tionen in der Schweiz, die liegen aber schon 
lange Zeit zurück oder beschränkten sich auf 
die Romandie oder auf Migrantlnnen-Orga- 
nisationen. Ich glaube, wir orientieren uns 
mehr auf die anarcho-syndikalistische Tradi¬ 
tion in Spanien, Deutschland oder anderen 
Ländern. 

- Gibt es einen bei Euch meist gelesenen 
Autoren (Autorin) aus der Bewegung, wie es 
in Deutschland etwa Rudolf Rocker sein 
dürfte? 

Ich mach' ja seit Jahren Büchertische, 
und Rudolf Rocker wird immer wieder gerne 
gelesen. Allgemein hat sich ja die Vielfalt der 
libertären Presse erfreulich verbreitert, und 
ich stelle allgemein ein großes Interesse fest, 
sei es an Konzerten, Demos oder Veranstal¬ 
tungen auch von älteren Menschen. 

- Was denk(s)t Ihr/Du, sind die größten 
Schwierigkeiten auf dem Weg zu einer an- 
archo-syndikalistischen Gewerkschaft? 

Kontinuität, Verbindlichkeit und Eigen¬ 
initiative, danach ergibt sich vieles schon von 
selbst. 

- Was gebt Ihr für Publikationen her¬ 
aus? Habt Ihr einen Vertrieb? 

Rebellion (zweisprachiges A2-Faltblatt, 
Auflage 3.000 - 5.000 Stk.), NoPasaran! 
(acht Seiten, Auflage 10 -15.000). Unser Ver¬ 
trieb wäre www.syndikalist.org - müssen ihn 
nur endlich mal einrichten;-) 

- Welche Voraussetzungen müssen Inter¬ 
essierte erfüllen, um bei Euch mitmachen 
zu können? 

Grundsätzlich reicht es, Interesse zu zei¬ 
gen und Engagement, dann kann es los ge¬ 
hen. 

M.V. und H. (FAU Bremen) 

Linktipps: 

www.antifa.ch 

www.rebellion.ch 

www.syndikalist.org 



Zwaziland: Anarchist verhaftet 

M.K., Mitglied der 
Anarchistisch-Kommunistischen 
Föderation Zabalaza (ZACF) im 
monarchistisch-diktatorisch 
regierten Zwaziland 
(Südafrika), wurde am 01.10.05 
zusammen mit sieben weiteren 
Mitgliedern des 
Jugendkongresses von 
Zwaziland (SWAY0C0) während 
einer Demonstration in der 
Stadt Manzini verhaftet. 

Mit dieser Demonstration wurde 
gegen das automatische Dekret 
des Königs Sobhuza II. von 
1973 protestiert. Dieses Dekret 
verbietet sämtliche politischen 
pro-demokratischen Aktivitäten 
in der letzten monarchistischen 
Diktatur Afrikas. 

Voraussichtlich werden M.K. 
und die anderen sieben wegen 
„Verletzung des Friedens" 
angeklagt. M.K. wurde in der 
Haftanstalt „Zakhele" in 
Manzini besucht. Es ging ihm 
gut; er ist jedoch krank, und es 
wird ihm die medikamentöse 
Behandlung untersagt. Der 
Staat hat eine Kaution von 
1.500 Rand festgesetzt. 
Organisierte Einwohnerinnen 
versuchen diese auf 500 Rand 
herunterzubringen; aber auch 
dies ist in einem solch armen 
Land wie diesem noch sehr viel. 
Kontakt: 

Zabalaza ZACF Postnet Suite 
153 Private Bag X42 
Braamfontein 2017 Sudäfrica 
h tt p: //www. za b a la za. n et/ 
(Quelle: 

http://www.nodo50.org/va- 
lenciajlibertaria/noticia.php 
?id = 1777 ) 
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Artikel zum Thema Rassimus in 
der deutschen 
Berichterstattung: 
GWR Oktober & Jungle World 
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New Orleans 


B is vor wenigen Wochen wusste kaum je¬ 
mand von uns etwas über New Orleans. 
Voodoo, Jazz, French Quarter und Sümpfe 
waren die typischen Assoziationen zur Stadt 
im Süden der USA. Die Stadt selbst hatte vor 
dem Hurrikan „Katrina" eine Bevölkerung 
von ca. 490.000 Menschen, davon waren 
67,25% Afro-Americans, 28,05% Weiße, 
3,06% Hispano-Americans, 2,26% Asiatin¬ 
nen und 0,20% „Native Americans". Im 
Großraum New Orleans, der „Metropolitan 
Area", lebten etwa 1,3 Millionen Menschen. 
Die Arbeitslosenquote unter Schwarzen ist 
doppelt so hoch wie unter Weißen, die Ar¬ 
mutsquote dreimal so hoch. Bei den Hispa¬ 
no-Americans und den „Natives" sieht es 
ähnlich aus. Die Evakuierung vor dem Sturm 
war „Privatsache". Alle diejenigen, welche 
über die nötigen finanziellen Mittel verfüg¬ 
ten, die Region zu verlassen, taten dies. Die¬ 
jenigen, die nicht über die finanziellen 
Mittel zur Flucht verfügten, blieben in der 
Stadt zurück. Aufgrund der Armutstruktur 
waren dies insbesondere die Afro-Americans. 


Klassenhass und Rassismus 

Vor einem Jahr wurde New Orleans vor dem 
Hurrikan Ivan evakuiert. Damals wurde die 
gesamte arme Bevölkerung der Stadt, die Al¬ 
ten, die ohne Auto und viele Schwarze, völ¬ 
lig alleingelassen. — Dieses mal war es ge¬ 
nauso. 

In den Tagen nach „Katrina" kam das 
ganze Ausmaß des strukturellen und per¬ 
sönlichen Rassismus und Klassenhasses für 
alle, die nicht blind sein wollen, an die Ober¬ 
fläche. Anstatt die Menschen nun aus der 
Stadt zu holen, wurde der Superdome (in 
den sich tausende auf Anraten der Stadt ge¬ 
flüchtet hatten) von der Polizei umstellt. Die 
versuchte die Menschen daran zu hindern, 
ihn zu verlassen — und dass, obwohl be¬ 
kannt war, dass es dort weder Strom noch 
Wasser gab. Aber nicht alle konnten daran 
gehindert werden, den Superdome zu ver¬ 
lassen, und tausende waren erst gar nicht in 
die Sportarena gekommen. 

Die Menschen mussten sehr schnell ler¬ 
nen, sich nicht einfach auf die Regierung 
zu verlassen, sondern das Nötigste erst ein¬ 
mal selbst zu organisieren. Dabei zeigten die 
Menschen ein erstaunliches Improvisation¬ 
stalent: 

- Die Kranken und Behinderten wurden mit 
Gabelstaplern befördert 


Hintergründe zur Katastrophe 

- Generatoren wurden geknackt, betankt 
und am Laufen gehalten 

- Zugang zu den wenigen intakten Strom¬ 
leitungen wurde gelegt 

- Boote wurden „gestohlen", um Menschen 
von ihren Hausdächern zu retten 

- Und „Groß-" und „Nachbarschaftsküchen" 
wurden eingerichtet, Nahrungsmittel und 
ihre Verteilung wurden organisiert 

- Autos wurden fahrtüchtig gemacht und 
kurzgeschlossen, um Menschen aus der 
Stadt zu bringen 

Diese Beschlagnahmungen wurden staatli- 
cherseits als „Plünderungen" bewertet. Des¬ 
halb bekamen die Sicherheitskräfte (Natio¬ 
nalgarde, Polizei, Wildhüter (sic!)) schon 
bald den Befehl, diese zu unterbinden, 
scharfund gezielt (!) zu schießen. Aber ich 
will nicht leugnen, dass es auch zu echten 
Plünderungen gekommen ist. Es scheint sich 
herauszustellen das die Plünderer die Uni¬ 
form der Polizei trugen. Die Polizei von New 
Orleans hat Ermittlungen gegen zwölf der ei¬ 
genen Beamten aufgenommen und vier da¬ 
von gleich vom Dienst suspendiert. 

Aber die Staatsmacht war nicht nur dazu 
da, das Eigentum der Supermärkte zu schüt¬ 
zen. Nach einem Augenzeugenbericht von 
Larry Bradshaw und Lorrie Beth Slonsky 
wurden die Sicherheitskräfte auch dafür ein¬ 
gesetzt, die Stadt hermetisch nach aussen 
abzuriegeln. Niemand sollte herauskommen. 
Die beiden berichten, wie sie mit mehreren 
hundert Menschen versuchten, über die Gre- 
ater New Orleans Brücke (eine Brücke mit 
sechs(!)spuriger Autobahn, welche zu die¬ 
sem Zeitpunkt verständlicherweise so gut 
wie leer war) aus der Stadt zu fliehen. Die 
Sheriffs verweigerten die Passage mit der 
Begründung, „ein weiteres New Orleans wer¬ 
den sie am Westufer eben so wenig zulassen 
wie ,Superdomes' in ihrer Stadt". Die Men¬ 
schen schlugen ein Lager auf, wurden aber 
durch Schüsse in die Luft und tieffliegende 
Hubschrauber verjagt. Diese Szene ist leider 
kein Einzellfall, sondern war über Tage hin¬ 
weg gängige Praxis. 


Geographische Gegebenheiten und 
Klimawandel 

70 Prozent der Stadtfläche liegen bis zu 
sechs Meter unterhalb des Meeresspiegels. 
Eingeschlossen vom Meer, einem See und 
dem Mississippi, ist New Orleans sehr anfäl¬ 
lig für Überschwemmungen. 1995 bezeich- 


nete die Internationale Klimakonferenz der 
UNO New Orleans als am stärksten durch die 
weltweiten Klimaänderungen betroffene 
Stadt in Nordamerika, da der steigende Mee¬ 
resspiegel und die steigenden Temperaturen 
im Golf von Mexico für häufigere und stär¬ 
kere Hurrikane sorgen. Die Deiche, die ver¬ 
hindern sollen, dass das etwa schüsselför¬ 
mige, mit der Oberlippe gerade über den 
Meeresspiegel ragende New Orleans vom 
Meer oder vom landeinwärts liegenden Lake 
Ponchartrain überflutet wird, sind nur für 
einen Hurrikan der Kategorie 3 ausgelegt. 
Trotz der wiederholten Warnungen durch die 
FEMA und den oben zitierten UNO-Bericht 


pelines zurückzuführen. Alle 38 Minuten 
geht ein Stück Küste in der Größe eines 
Footballfeldes verloren (ibid.), und diese 
Tendenz wird von der oben erwähnten Sub¬ 
urbanisierung und Bebauung von Küstenge¬ 
bieten noch verschärft. Insgesamt sind in 
Louisiana im Lauf des letzten Jahrhunderts 
fast 5.000 Quadratkilometer Land ver¬ 
schwunden — zum großen Teil aufgrund von 
Öl- und Gasförderung, Abholzung und der 
Erschließung von immer neuen Flächen für 
industrielle, kommerzielle, landwirtschaftli¬ 
che und Wohnzwecke. Zufällig gibt es in 
Louisiana auch 13 „Super Fund"-Gebiete, die 
von der US-Regierung zu den am stärksten 
verseuchten Gebieten des 
Landes gezählt werden 
und die zur gefährlichen 
Wasserverseuchung und 
dem Giftschlamm in New 
Orleans und den umlie¬ 
genden Gemeinden beige¬ 
tragen haben. Von 2001 
bis 2005 schrumpften die 
ohnehin schon unzurei¬ 
chenden Bundesmittel für 
die Sanierung dieser Ge¬ 
biete von 27 auf 17 Millio¬ 
nen Dollar. 


Schlussfolgerungen 



MkuüwAi 

■r 


Ufa- Puitai mTt*i 


ETaMJ IJMCRil 

OEVTllj 


Bi Lm j 


U 

rtff&uLud 

IPL 

__ i 1 

m 


| Llttt 

JQL 





von 1995, und trotz der zunehmenden Häu¬ 
figkeit und Stärke der Hurrikane im Golf 
wurden die Mittel für das Deichsystem und 
die Pumpen gekürzt, die also nicht ver¬ 
stärkt, sondern dem Verfall preisgegeben 
wurden. Hinzukommt, dass an der ganzen 
Küste und um New Orleans herum große Kü¬ 
sten- und Sumpfgebiete, die bisher als na¬ 
türliche Barrieren gegen Stürme und Fluten 
dienten, trockengelegt und zubetoniert wur¬ 
den. Statt natürlicher Barrieren sind dort 
jetzt Wohnhäuser und Industrie. Bebauung 
bedeutet auch mehr Straßen, vor allem grö¬ 
ßere Straßen und Autobahnen, die zusam¬ 
men mit Häusern und versiegelten Rasen¬ 
flächen die natürlichen Entwässerungs- und 
Abflussmöglichkeiten der Region weiter ein¬ 
schränken. Eine weitere Ursache für die Zer¬ 
störung der Umwelt ist der Umbau der Re¬ 
gion im Konzerninteresse, v.a. in den Berei¬ 
chen Schifffahrt, Erdgas und Erdöl. Laut 
Schätzung der Sektion Louisiana der Um¬ 
weltorganisation Sierra Club sind bis zu 40 
Prozent der Küstenerosion auf das Ausbag¬ 
gern und den Ausbau des Mississippi für die 
Schifffahrt und den Bau von Gas- und Ölpi- 


Schon dieser kurze Be¬ 
richt über die Hintergrün¬ 
de der „Natur"-Katastro- 
phe macht klar, das sie 
einerseits menschenge¬ 
macht ist und andererseits auch kurzfristig 
zu verhindern gewesen wäre. 

Natürlich sind die klimatischen und geo¬ 
grafischen Zustände nicht kurzfristig zu än¬ 
dern, aber gegen die Unkultur der Vereinze¬ 
lung, der Verwertbarkeit und den Rassismus 
lässt sich schon mittelfristig etwas tun. Set¬ 
zen wir dieser Entwicklung unsere Kultur der 
praktischen Solidarität, der gegenseitigen 
Hilfe, der Selbstorganisation und Eigenver¬ 
antwortung gegenüber. Eine Kultur, in der 
Eigenverantwortung nicht Vereinzelung be¬ 
deutet. Eine Kultur in der alle Menschen un¬ 
abhängig von Geschlecht, Alter, Gesund¬ 
heitszustand oder „Hautfarbe" ein generel¬ 
les Recht auf Leben haben. Eine Kultur, die 
zwar den individuellen und kollektiven Be¬ 
sitz respektiert, aber das Eigentum verach¬ 
tet. Eine Kultur, in der „Freiheit" definiert 
wird als Abwesenheit von Angst und der 
Möglichkeit zu tun, was immer der oder die 
Einzelne will, solange dies nicht die Mög¬ 
lichkeiten der anderen einschränkt, eben¬ 
falls zu tun, was sie wollen. 

Rudolf Mühlond 


Spektakulärer Streik der Seeleute 

Hafenblockade und Besetzung eines Fährschiffs in Frankreich 


W ir alle haben die Bilder der streiken¬ 
den Seeleute der staatlichen Fährge- 
sellschaft SNCM gesehen. Barrikaden im Ha¬ 
fen von Bastia und eine Blockade des Ha¬ 
fens von Marseille und die Besetzung und 
„Entführung" eines Fährschiffes durch 30 
Matrosen. 

Die SNCM hat eine der grössten Flotten 
des Mittelmeeres. Ihr Wert beträgt nach 
Schätzungen 450 Millionen Euro. Seit der 
Schiffsverkehr in den 90er Jahren für den 
Wettbewerb geöffnet wurde, ist der Kahn 
SNCM ins Schlingern geraten. 2004 betrug 
der Nettoverlust ca. 30 Millionen Euro. Da¬ 
rum will Frankreich den Betrieb nun priva¬ 
tisieren. Für 35 Millionen Euro soll das 
Unternehmen sprichwörtlich verhökert wer¬ 
den. Aber nicht nur das. Zur sogenannten 
Rekapitalisierung erhält der Käufer noch 
115 Millionen Euro vom Staat! Ein weiteres 
Bonbon ist die Tatsache, dass der Chef des 
franco-amerikanischen Investmentfonds 
„Butler Capital Partners", an den verkauft 
werden soll, ein Bekannter des französi¬ 
schen Premierministers Dominique de Vil- 
lepin ist. 

Die Arbeiterinnen erwarten Arbeitplatz¬ 


verluste (so sollen mindestens 400 der 
2.400 Stellen abgebaut werden) und Ein¬ 
schnitte bei Löhnen, Freizeit, und was sonst 
üblicherweise bei Privatisierungen so an¬ 
steht. Dagegen richten sich die zum Teil 


spektakulären Aktionen, zahlreichen De¬ 
monstrationen und die symbolische Unter¬ 
stützung diverser Parteien und Gewerk¬ 
schaften. 

Das Spektakulärste war sicherlich die 


Besetzung und „Entführung" des Fährschiffs 
„Pascal Paoli". Dazu trug sicherlich bei, dass 
vermummte Antiterrorsoldaten der Elite- 
und Spezialeinheit GIGN von Hubschraubern 
aus die Fähre enterten und voll bewaffnet 
die knapp 30 Arbeiter in 
Fesseln legten. Der Einsatz 
wurde persönlich von Re¬ 
gierungschef de Villepin 
geleitet. Die Seeleute sind 
nun mit Haftstrafen von bis 
zu 20 Jahren (!) bedroht. 

Mittlerweile ist der 
Streik beendet. Keine ein¬ 
zige Forderung der Streik¬ 
enden wurde durchgesetzt. 
Einzig die Tatsache, dass 
der Staat nun ggf. doch ein 
paar Anteile behalten will, 
wird von einigen als „Er¬ 
folg" gewertet. 

Der Hintergrund der Geschichte ist 
nichts neues. Das alles passiert mehr oder 
weniger täglich in Europa und auf der gan¬ 
zen Welt. 

Wenn auch das Spektakel, welches die 
Gewerkschaft organisierte, eine neue Qua¬ 


lität darzustellen scheint, so sollte doch klar 
sein, dass „Spektakel" allein nicht aus¬ 
reicht, um einen Arbeitskampf zu gewinnen. 
Neu ist für europäische Verhältnisse der Ein¬ 
satz von militärischen Elite-/Spezialeinhei- 
ten in Arbeitskämpfen. 

Dies sollte uns allen Sorge bereiten, zu¬ 
mal es sowohl in der SPD als auch der 
CDU/CSU Überlegungen zum Einsatz der 
Bundeswehr im Innern gibt. Schon 2006 soll 
sie im Rahmen der Sicherheit für die Fuss- 
ball-WM eingesetzt werden. 

Die Gewerkschaftsbewegung — egal ob 
anarchosyndikalistisch, kommunistisch 
oder sozialdemokratisch — täte gut daran, 
sich zum Thema Militär und Polizei frühzei¬ 
tig zu positionieren und meinungsbildend 
zu wirken. In den letzten Jahren wurden 
sowohl auf nationaler als auch auf europäi¬ 
scher Ebene diverse Antiterror-Gesetze und 
Verordnungen erlassen. Diese stellen z.B. 
„Eingriffe in den Verkehr" unter schwere 
Strafen, da sie als „terroristische Akte" gel¬ 
ten. Eine normale Strassenblockade, eine 
Blockade der Autobahn oder, wie in Frank¬ 
reich, der Häfen können so als „terroristi¬ 
scher Akt" gewertet werden. 

Verschlafen wir diese Entwicklung, dann 
kann es uns im schlimmsten Fall passieren, 
dass Streikposten sich demnächst mit Poli¬ 
zei und/oder Militär konfrontiert sehen. 

Rudolf Mühlond 
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Hotelangestellte in Oaxaca-Stadt (Mexiko) im Streik 

Seit gut 15 Monaten gegen „el patrön" 


liehe Situation des Hotels sich wieder gebessert Dolores (Name geändert, d. V.) vor dem Hotel, 
habe. Seit dem 01. Juli 2004 dauert nun der Sie dagegen habe seit Monaten nicht das Geld, 



D ie Frauen und Männer an dem Tisch di¬ 
skutieren, organisieren und klönen. Jeden 
Tag rund um die Uhr sitzen sie auf Bänken an 
Tischen vor „ihrem" bestreikten Hotel „Senori- 
al" im Zentrum von Oaxaca-City beim „Zöcalo" 
(dem großen Platz in der Innenstadt), einem 
Hotel mittlerer Größe, dessen Inhaber Gerado 
Bello Guerra aus Europa kommt, aus Spanien. 
Von den einst 60 festangestellten Hotelarbei¬ 
terinnen- und arbeitern blieben in den letzten 
Jahren nur noch 24, die anderen wurden le¬ 
diglich auf Zeit und zu schlechteren Bedin¬ 
gungen angestellt. Das war jedoch weniger das 
Verschulden der Arbeiterschaft als der Schlu- 
rigkeit oder Raffgier des Eigentümers geschul¬ 
det, immerhin hat das Hotel „Senorial" außer 
seiner zentralen Lage zusätzlich Swimming¬ 
pool, Dachterrasse und ein Parkhaus mit di¬ 
rektem Anschluß zum Haus zu bieten. Um die 
Abzocke der Angestellten auf die Spitze zu trei¬ 
ben, weigerte Guerra sich im Sommer letzten 
Jahres, die Löhne auszuzahlen, da er kein Geld 
mehr habe. Die Angestellten sollten jedoch 
ohne Gehalt Weiterarbeiten, bis die wirtschaft¬ 


streik an, während die Arbeiter herausfanden, 
wie es Guerra sich derweil mit sechs Autos und 
einem üppigen Privatanwesen gut gehen lässt. 
Autos sammeln sei sein Hobby, so erzählt uns 


um sich eine nötige Brille zu leisten. Was sie 
hier aushalten lässt, ist die gute Stimmung un¬ 
ter den Kollegen und die Solidarität der Kolleg¬ 
innen benachbarter Hotels, die ein Tagesgehalt 


pro Monat bzw. den Lohn einer Stunde pro Tag 
spenden und auch schon zu einem Solidari¬ 
tätsstreik angesetzt hatten. Vor dem Hotel fin¬ 
den die Zusammenkünfte statt, aufmunternde 
Worte werden gewechselt und gemeinsam Es¬ 
sen gemacht. Solidarität kommt auch aus den 
Familien und von der örtlichen Gewerkschaft. 

Dass die mit reichlich Berufserfahrung 
ausgestatteten Streikenden nicht ihr eigenes 
Hotel aufmachen, liegt an den Schwierigkeiten 
bei der Lizenzvergabe und an den mangelnden 
finanziellen Möglichkeiten ihrerseits. Trotzdem 
bieten sich vor dem Hotel bescheidene Ge¬ 
nussmöglichkeiten im solidarischen Tausch ge¬ 
gen Spenden: Kollegen, Freunde usw. kommen 
vorbei, um zu essen, sich zu unterhalten, und 
wenn die Mittagspause vorbei ist, geben sie et¬ 
was und gehen wieder. 

Viele der Hotelangestellten arbeiten seit 
20 Jahren dort und betrachten das Hotel somit 
als feste Existenzgrundlage. Sie werden weiter¬ 
kämpfen und unsere Solidarität brauchen. 

Unser Korrespondent vorort ist zu errei¬ 
chen unter: Menschenrechte-in-m@gmx.de 

FflU Bremen/Korrespondent in Oaxaco- 
Stodt (Mexiko) 


Wobblies, wir stehen für Hoffnung! 

Ein Gespräch mit Alexis Buss, der Generalsekretärin der IWW 


Das Interview wurde geführt von und 
erschien erstmals in der Schweizer 
Zeitung NoPasaran. 

- NoPasaran: Was ist speziell an der 
IWW? 

Alexis Buss: Das einzigartige an der IWW 
ist, dass wir uns organisiert haben, um den 
Kapitalismus abzuschaffen - während die an¬ 
deren Gewerkschaften damit zufrieden sind, 
über die Beziehung zwischen Chef und Lohn¬ 
sklaven zu verhandeln. Als die IWW 1905 in 
Chicago gegründet wurde, waren die meisten 
amerikanischen Arbeiterinnen im Berufs¬ 
oder Handwerksverbänden organisiert. Un¬ 
sere Gewerkschaft wurde geschaffen für die 
ungelernten Industriearbeiterinnen. Wir sind 
bekannt für viele Sachen: Für unsere Pro¬ 
testlieder, die Kunst- und Kulturtraditionen, 
die multiethnische Organisierung, die Frau¬ 
enförderung, den Ausdruck unserer interna¬ 
tionalen Solidarität selbst in Kriegszeiten, 
unsere unverminderte Wehrhaftigkeit - aber 
im humoristischen Sinn - und für unsere Or¬ 
ganisierung durch die direkte Aktion. All dies 
sind Grundsätze unserer Gewerkschaft. 

- NP: Wie geht es in Zukunft weiter mit 
der IWW? 

A.B: Die IWW wächst am meisten in den 
Gebieten, die die normalen Gewerkschaften 
ignoriert haben: prekarisierte Arbeiterinnen, 
Scheinselbständige, Arbeiterinnen, die auf 
eigene Rechnung arbeiten, die also nicht die 
üblichen Rechte von Angestellten haben, so¬ 
wie junge Arbeiterinnen und Migrantlnnen. 

Ich glaube, in den letzten Jahren sind 
wir gewachsen, weil wir eine Alternative zu 
den herkömmlichen Gewerkschaften darstel¬ 
len. Wenn wir das Arbeitsgesetz in unseren 
Kampagnen anwenden, verlassen wir uns 
nicht darauf, dass es uns auch das Recht gibt, 
mit den Bossen zu verhandeln. Die IWW 


schliesst keinen Vertrag ab, bevor die Mit¬ 
glieder ihn nicht gesehen und abgesegnet 
haben. Der Organisationsgrad der herkömm¬ 
lichen Gewerkschaften fällt jedes Jahr - er 
liegt gegenwärtig bei acht Prozent. Mehr und 
mehr machen die normalen Gewerkschaften 
in ihren Verträgen Zugeständnisse, so dass 
die Arbeiterinnen immer mehr an Boden ver¬ 


lieren. 

- NP: Was sind Beispiele von positiv ver¬ 
laufenen Kampagnen? 

A.B: Hier ein paar neuere Beispiele: Die 
der IWW angeschlossenen „South Street Wor- 
kers Union" in Philadelphia organisiert wö¬ 
chentlich Englisch- und Spanischunterricht 
für mexikanische Migrantlnnen, die in Gross¬ 
küchen arbeiten. Sie haben Gesundheitszen¬ 
tren aufgebaut, die sehr populär sind, weil 
weniger als zehn Prozent der Arbeiterinnen 
krankenversichert sind. Sie haben Beschwer¬ 


den gegen mehrere Geschäfte gewonnen - 
dies sogar, obwohl sie keine gesetzlichen Ver¬ 
tretungsrechte haben. Sie haben die Bezah¬ 
lung der Reinigungszeit für Arbeiterinnen er¬ 
reicht, die vorher nicht bezahlt wurden, den 
Schutz der Jobs von Gewerkschaftaktivistin¬ 
nen in den Betrieben, und sie haben die ge¬ 
rechte Bezahlung von farbigen Arbeiterinnen 


erkämpft. Die Gewerkschaft war erfolgreich 
im Aufbau eines intergenerationellen, mul¬ 
tiethnischen und vielsprachigen Gewerk¬ 
schaftskomitees. 

In Chicago haben Velokurierinnen kürz¬ 
lich eine beträchtliche Lohnerhöhung durch¬ 
gesetzt mit einer direkten Aktion, bei der sie 
ihre Funkgeräte für ein Stunde ausgeschaltet 
haben. Sie haben ausserdem mehrere Firmen 
davon abgehalten, mit der „National Inde¬ 
pendent Contractors Association" NICA zu¬ 
sammenzuarbeiten. NICA versucht Firmen 


dazu zu bringen, ihre Arbeitskräfte in unab¬ 
hängige Vertragsnehmerlnnen umzuwan¬ 
deln, die natürlich weniger Rechte haben als 
Angestellte. 

In Nordkalifornien sind zweihundert 
Fernfahrer, die unabhängige Verträge gehabt 
haben, der IWW beigetreten, und haben die 
Wiedereinstellung von entlassenen Fahrern 
erreicht. Ausserdem konnten sie die unbe¬ 
zahlte Wartezeit zwischen dem Ein- und Aus¬ 
laden von zwei Stunden auf eine halbe Stun¬ 
de reduzieren. 

Ich glaube, die IWW hat das Potential, 
neue Wege zu schaffen, damit Arbeiterinnen 
Verbesserungen erreichen können und ler¬ 
nen, in Solidarität miteinander zu handeln. 
Wir stehen für Hoffnung während einer Zeit 
der Rekordarbeitslosigkeit, Unsicherheit und 
Verzweiflung. 

- NP: Du bist die Generalsekretärin und 
„Schatzmeisterin", was sind deine Aufga¬ 
ben? 

A.B: Ich bin die Oberbohnenzählerin: Se¬ 
kretärinnen und Schatzmeisterinnen verwal¬ 
ten die Finanzen und Mitgliederakten der Ge¬ 
werkschaft, erledigen die Korrespondenz und 
leisten Kommunikationsarbeit, unterstützen 
die Branchen und Gewerkschaftsdelegierten 
bei ihrer Arbeit. Die IWW versucht, die Büro¬ 
kratie so klein wie möglich zu halten. Es gab 
früher ein Büro für einen Präsidenten, aber 
die Stelle wurde ein Jahr nach der Gründung 
abgeschafft. 

- NP: Du kommst im November auf eine 
Rundreise in die Schweiz, worauf dürfen sich 
die Besucherinnen freuen? 

A.B: Ich werde die Geschichte unserer 
Gewerkschaft und der nordamerikanischen 
Arbeiterinnenbewegung aufzeigen und über 
die laufenden Kampagnen informieren. Ich 
teile gerne das Know-How, wie wir uns am Ar¬ 
beitsplatz organisieren können. Ich hoffe, 
dass wir an diesen Veranstaltungen gemein¬ 
sam von unseren Kämpfen lernen können 
und ein besseres Gefühl für die Möglichkeiten 
der Solidarität zwischen unseren Gruppen 
schaffen können. 



Ba Jin 

Ein Nachruf 

D ie Xinhua News Agency meldet, dass Ba 
Jin, einer der bekanntesten Autoren Chi¬ 
nas, im Alter von 100 Jahren in Shanghai an 
Krebs starb. 

Er war einer der, wenn nicht gar DER be¬ 
kannteste Schriftsteller bei den jungen Men¬ 
schen der 30er und 40er Jahre, der später ei¬ 
nigen Einfluß auf das politische Leben in 
China nahm. 1927 ging er für zwei Jahre 
nach Frankreich und London und lernte An¬ 
archistinnen wie Alexander Berkman, T.H. 


Keell und Emma Goldman kennen. Er über¬ 
setzte viele Arbeiten von Peter Kropotkin, 
Emma Goldman, Rudolf Rocker and anderen 
und machte sie so Millionen Menschen zu¬ 
gänglich. 

Ba Jin wurde am 25. November 1904 als 
Li Yaotang in Chengdu als Sohn eines Groß¬ 
grundbesitzers geboren. Schon als Teenager 
schloss er sich der anarchistischen Bewe¬ 
gung Chinas an. Später änderte er seinen Na¬ 
men in Ba Jin, eine Hommage an die Anar¬ 
chisten Michail Bakunin und Pjotr Kropot¬ 
kin. 

1936 wurde er Mitglied in einer progres¬ 
siven Schriftstellervereinigung. 

1944 heiratet Ba Jin Xiao Shan, welche 
unter anderem Turgenev und Alexander 
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Pushkin übersetzte. Xiao Shan starb 1972 an 
Krebs. 

Während der „Kulturrevolution" wurde 
er von der KPCh als Konterrevolutionär ge¬ 
brandmarkt. Ihm wurde das Schreiben unter¬ 
sagt. Stattdessen zwang man ihn in eine Ka¬ 


nalreinigungsbrigade. 

Erst 1977 wurde ihm wieder gestattet, zu 
schreiben. Seine Anregung, ein Museum zur 
Erinnerung an den Horror der „Kulturrevo¬ 
lution" einzurichten, wurde bis heute igno¬ 
riert. 

Im Alter erkrankte er an einer Form der 
Parkinson-Krankheit, dies hielt ihn nicht da¬ 
von ab, weiterhin als Vorsitzender der Chi¬ 
nesischen Autoren-Assoziation tätig zu sein. 
1984 war er Ehrengast des P.E.N.-Kongresses 
in Tokyo, wo er eine vielbeachtete Rede zum 
Thema: „Literatur im atomaren Zeitalter: Wa¬ 
rum schreiben wir?" gehalten hat. 

Ba Jin - möge die Erde dir leicht sein 

Rudolf Mühland 


Die Forderungen der 
Arbeiterinnen und Ar¬ 
beiter des Hotels „Sen- 
orial" dokumentiert: 

„An die Öffentlichkeit 
An die Regierung des Staates 
(könnte auch Bundesstaat 
heißen) 

An die nationalen und 
internationalen Touristen 
An die Klasse der Arbeiter 
An die gesamte Bevölkerung 
Die Arbeiter des Hotels 
„Senorial" in Oaxaca sind seit 
dem 1. Juli 2004 in den Streik 
getreten, um unter anderem 
das folgende zu fordern: 

- die Erfüllung unseres (Arbeits- 
,)Vertrags 

- die Auszahlung unserer Löhne 

- wir fordern die Übergabe der 
Lebensmittel-Gutscheine 

- die Zahlung von 4,5% unserer 
Löhne ab dem 1.1.2004 an 
Infonavit (Infonavit: Institute) 
Nacional de fomento a la 
viviendo de tos trabajadores. Das 
ist etwas ähnlich wie eine 
Bundesversicherung , die 
Krankenversicherung , usw. 
beinhaltet) 

- die Zahlung an IMSS zu den 
üblichen Quoten. (IMSS: 
Institute) mexicano de seguro 
social. Sozialversicherung) 

- sofortige Erfüllung unserer 
Forderungen. 

Die Arbeiter im Streik hoffen, 
dass sie auf Verständnis und 
Unterstützung zählen können. 
„Die Einheit und die Stärke der 
Arbeiter ist präsent" 
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□ Ich möchte die 
Wochenzeitung Jungle 
World 5 Wochen lang 
für nur 10 Euro im 
Probe-Abo testen. 

Das Abo verlängert sich 
nkht automatisch. Einen 
Zehneuroschein odereinen 
Scheck habe ich beigelegt. 


Name 


Vorname 


Straße, Nr. 


PLZ, Ort 

Jungle World 
Bergmannstr. 68 
10961 Berlin 
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Wissen, was zu tun ist 

Gegen den atomaren Irrsinn und für ein selbstbestimmtes Leben. Widerstandskultur im Wendland 


Ein neuer Castor-Transport ins 
Zwischenlager Gorleben steht im 
November 2005 vor der Tür. Eine kleine 
Quiz-Frage: Wieviele solcher Transporte 
hat es mittlerweile gegeben?[*] Wer die 
Antwort kennt; gehört bestimmt zu den 
eingefleischten Anti-Atom-Aktivistlnnen 
oder ist bei staatlichen Stellen mit der 
Thematik befasst Klar ist jedenfalls: 
Andauernd rollt der gefährliche Müll ins 
Wendland. Klar ist auch: Der Widerstand 
der Region gegen den Atomstaat ist bis 
heute ungebrochen. Auch wenn die 
Medien das Thema immer weniger 
beachten. Das Wendland ist 
wahrscheinlich die widerspenstigste 
ländliche Region in Deutschland. Und 
das seit über 25 Jahren. Wir sprachen 
mit Francis Althoff Sprecher der 
Bürgennitiative Lüchow-Dannenberg 
(Bl), und Dieter Metk, Mitglied der BI. 
Beide sind seit langen Jahren im 
Landkreis beheimatet und dort im 
Widerstand aktiv. 



- Das Wendland scheint mir eine recht 
besondere ländliche Region zu sein. Kann 
man sagen, dass hier eine Art alternativer 
Biotop entstanden ist? 

Francis: Biotop ist auf jeden Fall ein hin¬ 
kender Begriff, weil ein Biotop dadurch wei¬ 
ter existiert, dass er in Ruhe gelassen wird. 
Und wir werden hier nunmal nicht in Ruhe 
gelassen. Hier sind permanente Störungen 
über Castor-Transporte. Jetzt hatten wir ge¬ 
rade wieder mal Hausdurchsuchungen in den 
Redaktionsräumen der „Anti-Atom-aktuell". 
Aber auf der anderen Seite: Hier im Wendland 
ist die höchste Dichte an Bio-Bauern in 
Deutschland, hier ist auch die höchste Dich¬ 
te an Seminar- und Tagungshäusern, die 
auch für einen sozusagen alternativen Be¬ 
reich eine Bedeutung haben. Man kann 
schon sagen, dass hier eine höheres Maß an 
Umweltbewußtsein oder politischem Be¬ 
wußtsein existiert. 

Dieter: Und es entwickelt sich immer wie¬ 
der Neues, angeregt durch Einflüsse von au¬ 
ßen. Das ist tatsächlich so. Da sind neue 
Ideen ins Wendland gebracht worden, egal 
ob kultureller Art oder im Bereich beispiels¬ 
weise regenerativer Energien. Vor fast zehn 
Jahren ist hier die Idee aufgekommen, das 
Wendland zu einer 100%igen Regenerativ- 
Region zu machen. Und da sind wir schon 
ein gutes Stück voran gekommen. Hier wer¬ 
den sehr viel „spinnerte Ideen" in die Praxis 
umgesetzt. Hat nur den Nachteil, dass die 
Leute, die diese Ideen umsetzen, hier kaum 
den Nutzen davon haben. Profitieren tun 
Leute von außerhalb. 

- Sag mal ein Beispiel... 

Dieter: Die Windenergie. Hier wurde die 
erste Windanlage des Wendlands gebaut. Die 
wurde genau an dem Tag in Betrieb genom¬ 
men, als der zweite Castor-Transport kam. 
Was auf der einen Seite ein Symbol war und 
vielen Menschen wieder Power gegeben hat. 
Auf der anderen Seite konnte sich die Wind¬ 
energie nicht so entwickeln wie gewünscht, 
weil dann plötzlich die großen Unternehmen 
hier ins Wendland eingefallen sind, als sie 
gehört haben, hier werden bestimmte Vor¬ 
ranggebiete für Windenergie ausgewiesen, 
und mit den 20.000-DM-Scheinen gewedelt 
haben. Dadurch wurden die erforderlichen 
Flächen von den Landwirten in Besitz ge¬ 
nommen, so dass für eine Entwicklung von 
bürgernaher Windenergie kein Raum mehr 
war. 


Derzeit gibt es auch Diskussionen um al¬ 
ternative Verkehrskonzepte. In einer weit¬ 
flächigen Region ist der Transport ein ganz 
schwieriges Kapitel. Dazu kommt die Ent¬ 
wicklung der Spritpreise und Hartz IV. Viele 
Menschen sind dadurch ausgegrenzt, weil sie 
in ihrer Mobilität und Kommunikation ein¬ 
geschränkt sind. 

Francis: In der Stadt hast Du einfach 
mehr Chancen von A nach B zu kommen. 

Dieter: Der Landkreis hat 1000 km 2 Flä¬ 
che und nur 50.000 Einwohner. Da sind 330 
Dörfer. Es gibt einige wenige Buslinien, die 
nur die Marginalien abdecken. Ansonsten 
bist Du aufs Auto angewiesen oder auf je¬ 
manden, der Dich mitnimmt. Das ist ein Rie¬ 
senproblem. 

Dann gibt es noch solche Initiativen, die 
aus dem Wendland wirken und ihre Basis im 
Widerstand haben, auch wenn sie nicht ex¬ 
plizit „politisch" rüberkommen. Wie die „kul¬ 
turelle Landpartie" - ein Event zwischen 
Himmelfahrt und Pfingsten, das Jahr für Jahr 
über 20.000 Menschen hierher lockt. 

Francis: Die „kulturelle Landpartie" war 
entstanden, um dem Bild vom Wendland als 
Hort der Chaoten und Protestler etwas ent¬ 
gegen zu halten. Um zu sagen: Kommt mal 
her, das machen wir sonst noch hier. Das sind 
Tage der offenen Tür im Landkreis. Überall 
wo sich jemand regt, künstlerisch oder sonst¬ 
wie aktiv ist, sind Ausstellungen. 

Dieter: Das Konzept wird auch schon von 
anderen Regionen versucht abzukupfern. Es 
zeigt auch: Hier sind nicht nur irgendwelche 
Politfreaks eingewandert, sondern auch 
Künstler oder hochqualifizierte Wissen¬ 
schaftler. Die Mischung ist schon sehr ein¬ 
malig. Die reine Zahl ist allerdings so gering, 
dass es mir schwierig erscheint, weitere wirt¬ 
schaftliche Prozesse in Gang zu bringen. 

- Du sagst, der Biotop müsse in Ruhe 
gelassen werden, um zu gedeihen, Francis, 
aber was die Alternativ- und Widerstands¬ 
kultur angeht, ist es doch so, dass sie da¬ 
durch am Leben bleibt, weil der Landstrich 
in den Medien ist, weil er populär ist und 
ständig was passiert. In anderen Regionen 
ist der Widerstand doch ziemlich abgeebbt 
und damit auch der Biotop versandet, um 
im Bild zu bleiben ... 

Francis: Ich glaube, das ist so ein allge¬ 
meiner gesellschaftlicher Traum. Das Wend¬ 
land steht symbolisch auch für eine Sehn¬ 
sucht. Die Menschen, die aus der Stadt hier 
her kommen, kriegen mit, dass von der Oma 
bis zum Enkel alle mit dabei sind. Dass ist ein 
Gefühl von einer großen Familie. Das hat man 
in den Städten nicht unbedingt. Hier geht es 
auch um das Erleben basisdemokratischer 
Strukturen. Deshalb - nicht nur wegen der 
Atomenergie - finde ich es wichtig, hier wei¬ 
ter zu machen. 

Dieter: Wobei es auch Konflikte gibt, die 
sich ganz massiv entwickeln. Wieder am Bei¬ 
spiel Windanlagen. Zuerst wurden sie be¬ 
grüßt, jetzt fühlen sich einige auch aus dem 
Widerstand bedroht, z.B. durch den Schat¬ 
tenwurf der Windanlagen, der auf ihr Grund¬ 
stück fällt. Oder in einem anderen touristi¬ 
schen Ort, Nemitz, da wollen örtliche Bauern 
eine Biogasanlage bauen und vor allem Zu¬ 
gezogene wehren sich, weil ihr schönes Dorf 
dadurch gestört wird, dass ein- bis zweimal 
am Tag Trecker oder LKW durch fahren wer¬ 
den, um Nachschub für die Biogasanlage zu 
bringen. Es sind zum Teil auch absurde Kon¬ 
flikte, die in dieser Region hier aufbrechen. 

- Wie würdet Ihr die Entwicklung be¬ 
schreiben, die der Landkreis Lüchow-Dan¬ 
nenberg in den letzten 30 Jahren genom¬ 
men hat? 

Dieter: Im Grunde genommen war dieser 
Landkreis schwarz-braun, kann man sagen, 
bevor die ganzen Konflikte um Gorleben sich 
entwickelten. Im Zusammenhang damit, hat 
sich das Bewußtsein der Beteiligten entwik- 
kelt. Das hat zum Teil lange gedauert. Aber 
man muss mal eins festhalten: Was ist hier 
überhaupt passiert, und was ist hier verhin¬ 
dert worden? Das ist eigentlich wahnsinnig 


viel. Ursprünglich sollte Mitte der 70er Jah¬ 
re hier in Langendorf an der Elbe ein Atom¬ 
kraftwerk gebaut werden sollte. Da kamen 
die ersten Menschen hier aus der Region ins 
Grübeln: Moment, das geht doch so nicht. 
Außerhalb des Wendlands war das gar nicht 
groß bekannt. Und daraus haben sich die 
Vorläufer der Bürgerinitiative (BI) gegrün¬ 
det. Als dann auch noch ein riesiges nuklea¬ 
res Entsorgungszentrum diskutiert wurde, 
kam die Eigendynamik langsam voran. 

- Und es ist historisch betrachtet ein Er¬ 
folg, dass hier „nur" ein Atommüll-Lager 
entstanden ist, meint Ihr, weil eigentlich 
ein viel größer dimensioniertes Projekt 
hoch gezogen werden sollte? 

Francis: Das ist sogar zweimal passiert. 
In Gorleben sollte Ende der 70er Jahre eine 
Wiederaufbereitungsanlage entstehen. Das 
musste wegen des Widerstandes aufgegeben 
werden. Ein paar Jahre später war das Gleiche 
nochmal in Dragahn, 30 km von Gorleben 
entfernt, geplant. Das haben wir auch ver¬ 
hindern können. Das geplante AKW Langen¬ 
dorf hat Dieter schon erwähnt. Und die erste 
Castor-Einlagerung konnten wir zumindest 
13 Jahre aufschieben. Über Widerstand, über 
Gerichtsverfahren und Klagen. Das sind alles 
Sachen, die wir als Erfolge werten. Inklusive 
des Jetzt-Zustandes. Der erste Transport 
nach Gorleben brachte einen Behälter. Der 
zweite bestand aus drei Behältern. Jetzt wer¬ 
den immer gleich zwölf Behälter gefahren. 
Das ist auch eine Reaktion auf den Wider¬ 
stand. Die haben gemerkt, dass es so einfach 
nicht ist, einen nach dem anderen zu brin¬ 
gen. Dass der Widerstand nicht abebbt. Man 
kriegt mit, dass die Gegenseite reagieren 
muss. 



Dieter: Der wichtige Punkt ist, dass der 
Widerstand noch soviel Dynamik hat, dass er 
nach dem zweiten und dritten Transport 
nicht zusammen gebrochen ist. Er läuft wei¬ 
ter und es gibt z.T. schon routineähnliche 
Ansätze. Dass nicht mehr ewig lang vorbe¬ 
reitet wird, sondern dass die Menschen aus 
der Region einfach wissen, was sie zu tun 
haben. Man wundert sich manchmal und 
denkt ein paar Wochen vor dem Transport, 
Mensch, da tut sich nix, das gibt's keine 
Treffen usw., und dann innerhalb von einer 
Woche funktioniert alles wieder wie eh und 
je, chaotisch, aber fast perfekt. 

- Das birgt natürlich auch eine Gefahr in 
sich. Was Du sagst, entspricht in etwa dem 
Verhalten der Kölnerlnnen vor Karneval. 
Für sich oder mit Freunden und Familie nä¬ 
hen alle an ihren Kostümen, und wenn das 
Trömmelche geht, stehen sie alle wieder pa¬ 
rat. Das ist sehr schön. Aber es birgt sich in 
dieser Ritualisierung auch ein Abfinden mit 
der Realität. Man macht, was man immer 
macht. Das tut - im Wendland - auch die 
Gegenseite, der Staat, und so droht es viel¬ 
leicht auf ein Nullsummenspiel hinaus zu 
laufen... 

Francis: Da stecken auch Erfahrungswer¬ 
te hinter. Beim ersten mal haben wir drei bis 
vier Monate vor dem Transport angefangen, 
zu demonstrieren. Wenn Du über die Jahre 
mitkriegst, dass es wenig nützt und sich 
auch über die Medien wenig verbreitet, dann 
verlieren viele ihr Interesse und fangen erst 
kurz vor knapp an. Aber das mit Hand und 
Fuß. Da hat jeder für sich einen Plan. 

- Gibt es noch eine konkrete Hoffnung, 
mal einen Transport zu verhindern? 

Dieter: Man weiß nie, was passiert. Auf 
der anderen Seite müssen wir auch ehrlicher 
Weise sagen: So richtig große Ideen haben 


wir nicht. Wir können nicht alles immer noch 
toppen - wie es vor allem die Medien gerne 
hätten. Immer höher, immer weiter. Das ist 
nicht Sinn der Sache. Die Botschaft ist viel¬ 
mehr: Egal wie, egal wie oft - an uns kommt 
Ihr nicht so einfach vorbei. Auch wenn der 
Medientross in den vergangenen Jahren im¬ 
mer kleiner wurde und wir schon von Jour¬ 
nalisten angesprochen wurden: ,Ihr müsst 
mal sehen, dass wieder was passiert. Sonst 
können wir nicht immer mit so vielen Jour¬ 
nalistenkollegen kommen, auch wir müssen 
sparen'. Was vor zehn Jahren für die Jour¬ 
naille noch eine Riesensensation war, ist 
heute völlig uninteressant geworden. Wenn 
wir daran denken, dass es auch beim letzten 
Transport im vergangenen November mög¬ 
lich war, den Castor in Frankreich zu stop¬ 
pen, und dass auch die Transporte in die 
Wiederaufarbeitung mehrfach gestoppt wor¬ 
den sind, ist es höchst verwunderlich, dass 
das kaum bekannt wurde. Selbst der fürch¬ 
terliche Tod von Sebastien BriaÜ 2 ] am 7. No¬ 
vember 2004 in Frankreich hat die Medien 
nur interessiert, weil es eine gewisse Sensa¬ 
tion war. Dass der Transport auch vorher in 
Frankreich bereits gestoppt worden war, ist 
dabei völlig untergegangen. An dieser Stelle 
muss man aufpassen, dass man nicht den Er¬ 
folg oder Misserfolg am breiten Echo misst. 

Auf der anderen Seite ist es einfach so: 
Hier besteht noch die Möglichkeit, wirklich 
aktiv zu werden. Nehmen wir mal eine Bau¬ 
platzbesetzung bei einem x-beliebigen AKW, 
das hat eine gewisse Zeit eine Bedeutung, 
aber irgendwann ist der Widerstand an dieser 
Stelle möglicherweise gebrochen, das AKW 
ist gebaut, und da gibt's dann wirklich nur 
noch die Rituale wie z.B. in Brokdorf, dass 
sich da regelmäßig noch zwei Hände voll 
Menschen treffen. Ist ja auch o.k. Bei den 
Castortransporten hier hat man aber immer 
noch eine Chance, persönliche Erfolgserleb¬ 
nisse zu haben, die die Kraft wieder stärken. 

Francis: In der BI geht es außerdem 
nicht nur um Demonstrationen. Das ist eine 
von drei Säulen. Die anderen, die eher unse¬ 
ren Alltag bestimmen, sind die Juristerei, 
also das Durchfechten von Klagen und die 
Öffentlichkeitsarbeit, Broschüren, Plakate, 
Flugblätter, Pressearbeit. Demonstrative Ak¬ 
tionen kommen für eine gemeinnützige Bür¬ 
gerinitiative vielleicht erst an dritter Stelle. 
Wobei historisch klar war, dass man durch 
Aktionen manchmal mehr Gehör findet. Aber 
man muss die alltägliche Arbeit machen. 
Auch die juristische Nachbereitung der gan¬ 
zen Ordnungswidrigkeiten gehört dazu, 
ebenso wie eine wissenschaftliche Ausein¬ 
andersetzung. Wir sind eine Art alternativer 
TÜV geworden. Über unsere Fachgruppe Ra¬ 
dioaktivität - in der u.a. Physiker mitarbei- 
ten - ist so mancher Skandal hochgekom¬ 
men. Zur Sicherheit der Behälter und ganz 
vielen Geschichten. Da erfüllen wir auch eine 
wichtige gesellschaftliche Funktion. Sicher¬ 
heitsmängel werden gern unter den Tisch ge¬ 
kehrt. Mir persönlich wäre es zu wenig, nur 
in Aktionen zu denken. 



Dieter: Ein weiterer Aspekt ist die Ent¬ 
wicklung der bürgerlichen Rechte, deren Ein¬ 
schränkung man im Wendland wunderbar 
verfolgen kann. In den 10 Jahren der Ca- 
stortransporte hat sich immer wieder ge¬ 
zeigt, wie die Menschen auf der Straße ins 
Unrecht gesetzt worden sind. Wenn das Gan¬ 
ze dann aber juristisch aufbereitet wurde - 
das dauert dann z. T. mehr als vier oder fünf 
Jahre - dann stellt sich heraus, dass in den 
allermeisten Fällen die Polizei unrechtmäßig 
gehandelt hat. Das wirkt sich in vielen ande¬ 
ren Bereichen aus. Wenn diese juristisch-bür¬ 
gerrechtliche Arbeit hier nicht gemacht wor¬ 
den wäre, wäre die Erosion der Grundrechte 

Fortsetzung auf Seite 13 









November/Dezember 2005 


Hintergrund Nr 172 B 3 Seite 13 


Fortsetzung „Wissen ..." von Seite 12 

womöglich im ganzen Land viel weiter voran 
geschritten. 

Francis: Das Recht auf körperliche Un¬ 
versehrtheit, die Meinungsfreiheit und De¬ 
monstrationsfreiheit sind für uns enorm 
wichtig. Das sind auch wichtige Berüh¬ 
rungspunkte zu anderen sozialen Bewegun¬ 
gen. Da wäre das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung. Schily hat angekündigt, 
dass jeder, der sich in Gorleben ankettet, mit 
einem Gentest zu rechnen habe ... Solche 
Methoden werden auch auf andere Gruppie¬ 
rungen zu kommen. Zum Glück haben wir 
Anwältlnnen, die an dem Thema interessiert 
sind. 


erwartenden „Allgemeinverfügung" hat die 
BI Mitte Oktober Verfassungsbeschwerde 
beim Bundesverfassungsgericht eingelegt. 

Ein anderer Punkt: Man muss auch am 
praktischen Beispiel lernen, dass man seine 
Grundrechte wahrnehmen muss und wahr¬ 
nehmen kann. Wir hatten neulich Besuch 
von einer Anti-AKW-Gruppe aus München 
und die waren völlig überrascht, dass wir bei 
einer kurzfristigen Aktion in Lüchow, für uns 
ganz selbstverständlich, einfach die Straße 
gesperrt haben - wenn auch nur für kurze 
Zeit. Das wäre für München schwer vorstell¬ 
bar. 

- 1997 gab es vor dem Castortransport 
eine recht große Bewegung, mit Wurfan¬ 
kern und anderen Aktionen in den Bahn¬ 



dieter. Beispiel Versammlungsrecht: Eins 
der zentralen Grundrechte, das durch die Po¬ 
lizei ständig eingeschränkt wird. Es gibt hier 
während des Castor-Transportes über eine 
Strecke von mehr als 72 km Demonstrations¬ 
verbotszonen, die 100 Meter bis einen Kilo¬ 
meter breit sind. Diese Zonen werden über ei¬ 
nen Zeitraum von bis zu 14 Tagen verhängt. 
Gegen diese Aushebelung des Versamm¬ 
lungsrechts sind inzwischen recht deutliche 
Urteile gesprochen worden. So konnte die 
Polizei bei Protesten gegen das kriegsver¬ 
herrlichende Veteranen-Treffen der Gebirgs¬ 
jäger im süddeutschen Mittenwald aufgrund 
der wendländischen Urteile nicht so Vorge¬ 
hen, wie sie es gern gewollt hätte. In Zu¬ 
sammenhang mit der auch für dieses Jahr zu 


verkehr einzugreifen , um die Bahn als 
Atom-Transporteurin zu schädigen. Das 
endete m.E'. nach der ICE-Katastrophe von 
Eschede am 8. Juni 1998 r die zwar auf 
Schlamperei bei der Bahn und deren Ko¬ 
sten- und Lohndrückerei in der Wartung zu¬ 
rückzuführen war, die dennoch zeigte: Ein¬ 
griff in den Schienenverkehr kann ver¬ 
dammt gefährlich werden und wird von 
Staat und Medien sicher in Zukunft anders 
bewertet Zudem spekulierten die Medien in 
den ersten Tagen nach dem Unfall noch 
über eine Sabotage-Aktion als Ursache. Ein 
ähnlicher Tenor ließ sich auch nach dem Tod 
von Sebastien beobachten: Dass der Wider¬ 
stand zu gefährlich sei. Rechnet Ihr mit ei¬ 
nem Abebben der Aktionen an Gleisen? 
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Keine Analyse 

Betr.: „Goldene Türme ..." - Hintergrund in DA 171, 9-10/05 
Liebe Genossinnen, 

Als ich vor rund einem Monat Euer neuestes Blatt in die Hand bekam, habe ich mich über das 
(kritische) Breittreten von sozialdemokratisch/(neo-)keynesianischen Positionen tierisch ge¬ 
ärgert [...]. 

Mittlerweile sehe ich das nicht mehr so eng — selbstverständlich ist die Kritik an den ökono¬ 
mischen Vorstellungen von attac bis ver.di durchaus berechtigt. Leider beruht aber auch DIE¬ 
SE „syndikalistische" Kritik mehr oder weniger auf dem Herunterbeten von Glaubenssätzen, 
die mit tatsächlicher (wissenschaftlicher) Analyse der gesellschaftlichen „Verhältnisse" herz¬ 
lich wenig gemein haben ... 

Die [...] Angehörigen der Klasse von „Mitzehrern am Mehrwert" [...] pflegen gewöhnlich doch 
lieber das Denken in (bürgerlichen) „Vernunft"-Kategorien, was auch erklärt, daß IHR, als DA- 
Rdaktion, Euch lieber mit mit einer Kritik an der SPD-(etc.)-Vernunft abgebt, als mit wirklicher 
Fundamental-Kritk... 


Liebe Grüße 
Rosa G. 


Antwort von Tsodor Webin 


Liebe Rosa, 

als Autor des Artikels möchte ich kurz Stellung nehmen: Dein Artikel ist mir leider nicht be¬ 
kannt, da er wahrscheinlich an die alte DA-Redaktion gegangen ist, die Pfingsten dieses Jah¬ 
res gewechselt hat. 

Ich habe dennoch den Eindruck, die Ansätze sind nicht allzu verschieden: In meinem Artikel 
sollte es darum gehen, den Keynesianismus als letztendlich nicht konsistente Wirtschafts¬ 
theorie zu entlarven, gerade weil sie die Marx'sche Analyse zu wenig berücksichtigt. Dabei wur¬ 
den in der Tat die sozialdemokratischen Parteien attackiert, weil diese Ausgabe der DA direkt 
vor den Bundestagswahlen erschien. Er harmoniert somit mit dem Leitartikel auf S. 1 dersel¬ 
ben Ausgabe. 

Liebe Grüße 
Teodor Webin 


Francis: Das ist ambivalent. Zum einen 
gibt es im Widerstand seit Jahren einen brei¬ 
ten Konsens, Menschen nicht zu gefährden. 
Was man zum einen münzen kann auf diese 
Wurfanker-Geschichten, zum anderen auf 
den körperlichen Einsatz bei Blockaden. 
Sprich den Tod von Sebastien. Da ist eine 
ziemlich hohe Verantwortung jedes Einzel¬ 
nen gefragt. Es gibt - sage ich mal - „pro¬ 
fessionelle" Gruppen, die wissen, wie sie sich 
an Schienen anketten, wie Greenpeace, Ro- 
bin Wood und andere, vielleicht sogar na¬ 
menlose Gruppen. Da ist eine gewisse Gefahr 
der Nachahmung ohne konkreten „professio¬ 
nellen" Hintergrund, dass die Aktion zu ama¬ 
teurhaft durchgeführt wird. Deshalb kann 
man die Aktionsform aber grundsätzlich 
nicht verteufeln. Das ist eine Frage an das 
Bewußtsein jedes Einzelnen und der Grup¬ 
pen, die das machen. Im Falle von Sebastien 
war das eine unglückliche Verkettung von 
Umständen. Er war nicht angekettet, er woll¬ 
te sich anketten und ist dann von dem Sog 
des mit 100 km/h vorbei fahrenden Zuges 
angezogen und mitgerissen worden und vor 
dem Zug gelandet. 

- Habt Ihr das nochmal recherchiert? 
Bei meinem Vertrauen in die französische 
Polizei und andere Staatsorgane habe ich 
instinktiv mit einer Art Zufall gerechnet, 
der keiner war. 

Francis: Wir waren direkt mit der betrof¬ 
fenen Gruppe in Kontakt. Wir haben sie ein¬ 
geladen. Die waren zu Ostern 2005 im Wend¬ 
land. Es gab da einen Kulturaustausch, denn 
Sebastien war Mitglied einer Theatergruppe. 
Es ist so, dass die französische Eisenbahn- 
Gewerkschaft SUD-RAIL die Staatsanwalt¬ 
schaft aufgefordert hat, die Ermittlungen 
nicht einseitig zu fahren. Denn es wurde nur 
gegen Sebastiens Gruppe ermittelt. SUD- 
RAIL hat erreicht, dass auch gegen die SNCF 
(frz. Bahn) ermittelt wurde. Wie der Stand 
der Dinge ist, wissen wir nicht. Die Gewerk¬ 
schaft hat sich einerseits ganz klar mit dem 
Lokführer solidarisiert, aber ganz viel hinter¬ 
fragt, was die Bahn betrifft. D.h., warum 
sind die so schnell gefahren, wo doch 90 Mi¬ 
nuten vorher schon eine Blockade stattge¬ 
funden hatte und man davon ausgehen 
konnte, dass weitere folgen? 

- Und dass der Hubschrauber; der die 
Strecke observiert, ausgerechnet in dem 
Moment tanken musste... 

Francis: Ja. Aber das ist wieder die Fra¬ 
ge der Professionalität. Man darf sich halt 
nicht darauf verlassen, dass da wirklich ein 
Hubschrauber fliegt. Wenn man so ein Risi¬ 
ko eingeht, darf man sich nicht von gewissen 
Begleitumständen abhängig machen. 

Dieter: Man muss zugleich sehen: Es hat 
auch nach dem fürchterlichen Tod von Seba¬ 
stien kein Einhalten auf Seiten der Atom-Be¬ 
treiber oder Polizei gegeben. Wenn man 
überlegt, wie lang der Zug für die Strecke 
durch Deutschland benötigt hat, stellt man 
fest, dass er mit einer Durchschnittsge¬ 
schwindigkeit von 60-80 km/h unterwegs 
war, obwohl er zwischendurch Aufenthalt 
hatte. D.h., man hat mit aller Macht ver¬ 
sucht, die Verzögerungen, die entstanden 
sind, wieder einzufahren. Um nachzuweisen 

- so das Ritual der Gegenseite - wir haben 
keine Störungen gehabt und die Transport¬ 
zeit nach Dannenberg wieder unterschritten 
und auch den Transport nach Gorleben auf 
der Straße in Rekordzeit hinter uns gebracht. 
Was da passiert, ist unglaublich und unver¬ 
antwortlich. 

Francis: Nach dem Todesfall gab es hier 
lange Auseinandersetzungen. Und eine Fol¬ 
ge war, dass es beim letzten Transport in die 
Wiederaufarbeitung sowohl in Deutschland 
als auch in Frankreich eine Blockade gab, 
die von deutschen und französischen Grup¬ 
pen gemeinsam gemacht wurde. Da waren 
auch gezielt Menschen aus dem Wendland 
beteiligt. Diese Blockade- und Ankett-Aktion 
ist gefilmt worden - im Stile eines Lehrfilms 

- und auf Indymedia als Video-Stream veröf¬ 
fentlicht worden. Das war im Dunkeln. Da 
sieht man eine Vorgruppe, die Leuchtraketen 
abgeschossen hat, um auf sich aufmerksam 
zu machen, als der Zug am Horizont er¬ 
schien, da gab es 20 km vorher Absperrbän¬ 
der ... Dort wurde gezeigt, wie es gehen 
könnte. Der Zug blieb dann natürlich auch 
stehen und wurde ca. zwei Stunden aufge¬ 


halten. Diese Aktion war der Versuch, ein ge¬ 
meinsames Zeichen zu setzen. Da wurde auch 
gesagt: Sebastien wollte vieles, unter ande¬ 
rem den Castor verhindern, es wäre kontra¬ 
produktiv, aufgrund seines Todes das Gegen¬ 
teil von dem zu machen, was er wollte. 

Dieter: Die Debatte hat hier im Wendland 
sehr intensiv stattgefunden. Es gibt auch 
Stimmen, die sagen: Keine Aktionen mehr 
an den Gleisen. Es ging sogar soweit, dass ei¬ 
nige gesagt haben: keine Straßenblockaden 
mehr. Das hat sich aber binnen recht kurzer 
Zeit in einen großen Konsens aufgelöst, der 
besagt: Verantwortung muss übernommen 
werden, man muss noch dreimal vorsichti¬ 
ger sein, aber wir lassen uns unsere Art und 
Form von Widerstand nicht einschränken. 
Wir wissen, was wir zu tun haben und wir 
werden es auch weiter tun. 

- Der nächste Castortransport kommt in 
diesem November. Was kann man jetzt 
schon konkret sagen? 

Dieter: Am 5. November wird ab 13 Uhr 
eine bundesweite Demo in Lüneburg statt¬ 
finden, die von über 30 Umweltverbänden 
und -initiativen getragen wird. Das Motto 
lautet „Atomkraft Nein Danke - Erneuerbare 
Energien jetzt!". Und zum Kennenlernen der 
Transportstrecke ins Wendland sind für den 
darauf folgenden Sonntag eine ganze Reihe 
von kulturellen und demonstrativen Veran¬ 
staltungen vorgesehen. 

Am Montag, dem 7. November, dem To¬ 
destag Sebastiens, wird es bundesweit an 
den Bahnstrecken Mahnwachen und Aktio¬ 
nen geben. Im Wendland ist um 18 Uhr eine 
große Gedenkveranstaltung in der Nähe der 
Gleise bei Seerau/Hitzacker vorgesehen. 

Francis: Der eigentliche Transport wird 
voraussichtlich am 19. November in Frank¬ 
reich starten, am 20. die deutsche Grenze 
passieren, am 21. in Dannenberg eintreffen, 
wo die Behälter auf LKW umgeladen werden. 
Der Straßentransport auf den letzten 20 km 
ins Zwischenlager Gorleben wird dann vor¬ 
aussichtlich in der Nacht/am frühen Morgen 
des 22. durchgeführt werden. Während die¬ 
ser Zeit - zu erwarten ist wiederum ein Ver¬ 
sammlung sverbot per „Allgemeinverfügung" 
- werden überall entlang der Transport¬ 
strecke von diversen Menschen und Gruppen 
Demonstrationen und Aktionen vorbereitet. 
Die BI wird für den 19. November um 13 Uhr 
im Wendland eine Auftaktdemonstration or¬ 
ganisieren. 



Dieter: Mittlerweile ist vielen deutlich 
geworden: Ich brauche mich eigentlich doch 
nur selbst auf den Weg zu machen, am besten 
mit einer Gruppe aus meinem Ort, fahre ins 
Wendland, informiere mich. Ich komme mit 
Sicherheit irgendwo unter und finde hier auf 
jeden Fall Gleichgesinnte, ob in Camps oder 
bei Aktionen. Hier stehen Türen und Scheu¬ 
nen offen. Das ist eigentlich das Wunderba¬ 
re und eben doch selbstverständliche in der 
Region hier. 

Francis: Das betrifft auch Kirchen und 
Gemeindesäle, die bei den letzten Transpor¬ 
ten zunehmend geöffnet wurden. Ein Ange¬ 
bot, das bei Extremwetterlagen im November 
nicht zu unterschätzen ist. Dann macht Zel¬ 
ten nicht mehr wirklichen Spaß. 

Interview: Elmor Wigand 

[1] Im November 2005 soll der neunte 
Castor-Transport nach Gorleben erfolgen 

[2] Sebastien Briat gehörte einer lothringi¬ 
schen Bürgerinitiative mit dem Namen „Car- 
pe Diem" an. An der Universität war er in ei¬ 
ner Gruppe der anarchosyndikalistischen Ge¬ 
werkschaft Confederation Nationale du Tra- 
vail (CNT-F) aktiv. 

[3] Termine rund um den Castor-Transport 
unter: 

http: //www. castor. de/ 8termine .html 
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Broschüren über Bro¬ 
schüren 


Eine aktuelle Übersicht 

Zur Zeit befinden wir uns in 
einem wahren Broschürenboom. 

Das Syndikat A veröffentlicht 
seit September 2005 eine Reihe 
aus dem Archiv für die 
Geschichte des Widerstandes 
und der Arbeit (AGWA). Den 
Anfang macht der Text von 
Andreas Müller, „Aufbruch in 
neue Zeiten. 
Anarchosyndikalisten und 
Nationalsozialisten in Mengede 
(Anm: bei Dortmund) in der 
Frühphase der Weimarer 
Republik". Ein fachkundiger, gut 
recherchierter und lesenswerter 
Ausschnitt anarcho- 
syndikalistischer 
Lokalgeschichte. Leider bleibt 
bei oberflächlichen Leserinnen 
und Lesern nur der an sich 
marginale Zusammenhang 
zwischen Syndikalisten und 
Nazis im Gedächtnis hängen, 
was der Geschichte insgesamt 
nicht gerecht wird. Da dies nicht 
am Text liegt, die Broschüre fein 
layoutet und gut erschwinglich 
ist, kann ich diese 
uneingeschränkt empfehlen. 
Weitere Texte aus Band 8 des 
AGWA sollen folgen! 

http://www.fau.org/fau_medien 

/syndikat-a/laden/content 

Ein ganzer Schwung an 
Broschüren ist erschienen bei 
„armed response distribution. 
Vertrieb für Konsumgüter mit 
libertärer Neigung" in Nürnberg. 

Darin befindet sich das Beste 
aus Syndikalismus, Anarchismus 
und Rätekommunismus! Texte 
aus der „Direkten Aktion", viel 
von Rudolf Rocker, aber auch 
von Max Nettlau, Sebastian 
Faure, Fernand Pelloutier, 
Kropotkin, Louise Michel, Otto 
Rühle, und vielen mehr. Eine 
wahre Fundgrube an Texten, die 
bisher nur im Internet verfügbar 
waren und jetzt zu sehr 
günstigen Preisen und in 
schöner schlichter Aufmachung 
mit rotem Umschlag erhältlich 
sind. Schaut auf folgende 
Internetseite und lasst Euch 
verwöhnen: 
http://www.armed-response.de 

Ein weiterer empfehlenswerter 
Vertrieb ist in Rendsburg 
ansässig mit dem Namen „Black 
Mosquito" mit sympathischer 
Eigendarstellung: „Black 
Mosquito ist ein kleiner 
antikommerzieler D.I.Y. - 
Versand für politische 
Hefte/Bücher, Musik, Aufnäher 
und sonstigem Kleinkram. Es 
wird keinerlei Gewinn gemacht 
und falls doch, wird dieser 
umgehend gespendet!" 

h ttp:// www. blae k- 
mosquito.de.vu 


Ich schreibe, wie ich scheiße... 

Interview mit dem französische Krimiautor Jean-Bernard Pouy 


Übersetzung eines Textes aus der 
Zeitschrift Barricata, Nr. 12, Juni 2004. 

-Barricata: Schreibst Du jeden Tag? 

Pouy: Wenn ich dazu komme, ja. Aber ich 
schreibe, wie ich scheiße, ich habe immer 
gegen das Image des Schriftstellers ange¬ 
kämpft, ich brauch' das nicht für mein Ego, 
ich verdiene meine Brötchen damit, ganz ein¬ 
fach. Ich bin seit zwanzig Jahren im Ge¬ 
schäft. Der Krimi galt vor zwanzig Jahren 
noch als der letzte Dreck. Seit 1983 haben 
wir es geschafft, dass man anders über uns 
redet. Wir haben uns als Gruppe zusammen¬ 
geschlossen, jetzt ist das fast eine eigene 
Ökonomie, eine Parallelwelt, mit ihren Festi¬ 
vals, ihren Treffen, ihrer Arbeit, den Berei¬ 
chen, wo wir uns engagieren ... kurzum, eine 
Welt, die mit Literatur nichts zu schaffen hat. 
Wir gehen nie auf eine Buchmesse, da haben 
wir nichts verloren. Wir haben unsere eigenen 
Festivals, wir gehen in die Gefängnisse, die 
Schulen, wo die anderen nicht hinkommen. 
Unsere Beziehungen zur „Institution des 
Schriftstellers" waren immer sehr problema¬ 
tisch. 

- B: Hast Du immer schon geschrieben, 
oder bist Du ein Spätzünder? 

P: Nein, nein, ich wurde dazu gezwun¬ 
gen, als ich 31 war. Vorher habe ich gemalt. 
Man hat mich gezwungen, „Spinoza encule 
Hegel" (Spinoza fickt Hegel) zu schreiben. 

- B: Warst Du nicht Erzieher? 

P: Alleinunterhalter an einer Schule, ja, 
danach Zeichenlehrer, Klempner, so Zeug halt 
... Ich will damit nicht behaupten, ich hätte 
tausend Berufe ausgeübt, das gehört zu den 
Mythen des amerikanischen Schriftstellers, 
fünfzehn Mal geschieden, tausend Jobs ge¬ 
macht, Alkoholiker, sondern nur, das es da¬ 
mals leicht war, Arbeit zu finden. 

- B: „Spino" war also Dein erstes Buch, 
vor zwanzig Jahren? 

P: Ich habe es 77 geschrieben, und es ist 
82 erschienen. Von Mosconi verlegt, dem ich 
Geld schuldete. Er sagte zu mir: „Wie du aus¬ 
siehst, kannst du's mir sowieso nie zurück¬ 
zahlen. Der einzige Weg ist: Du musst mir ein 
Buch schreiben, für lau". Zufällig war er Ver¬ 
leger. Hätte er Pornobücher gemacht oder 
wär ich an einen Regisseur beknackter Filme 
geraten, wäre ich heute woanders. Also hab 
ich losgelegt, das Ding runtergeschrieben, 
aber er meinte, das sei nicht genug, das sei 
zu kurz, ich sollte noch eins schreiben. Also 
hab ich das Ding mit den Engländern ge¬ 
schrieben (dt.: Feuer für Jeanne). Das hat er 
an die „Serie noire" weitergegeben, weil es 
selbst aufgehört hat. 

- B: Liest Du manchmal deine eigenen 
Bücher wieder? 

P: Nein, ich schäme mich. Zu Recht, ich 
finde immer Sachen, die ich hätte anders ma¬ 
chen sollen, bestimmte Formulierungen. Ich 
schreibe sehr schnell und lese nicht noch mal 
nach, ich scheiß' drauf. Und dass ich drauf 
scheiße, wirft man mir immer häufiger vor. 
Ich gehe in zwei Schritten vor: Ich lasse das 
Manuskript ruhen und lese es dann noch ein 
einziges Mal. Ich bin halt kein Schriftsteller, 
ich muss niemandem was vormachen, ich 
mach' es, weil ich Spaß dran habe. Es ist 
schließlich ein absolutes Privileg: kein Chef, 
keine geregelten Arbeitszeiten, viel Freizeit, 
und außerdem zahlt man mich noch für den 
Quatsch, den ich zusammenschreibe. Ist doch 
okay, oder? 

- B: Jedes Mal, wenn einer aus der Clique 
der linksradikalen Krimiautoren interviewt 
wird, heißt es, der Plot sei oft zweitrangig, 
was zählt, sei der Hintergrund. 

P: Damit bin ich nicht einverstanden. Wir 
haben es schließlich so weit gebracht, wir 
haben es geradezu durchgesetzt, dass der 
„roman noir" als Gesellschaftskritik verstan¬ 
den wird. Was die Leute häufig vergessen, be¬ 
sonders die aus der jüngeren Generation, im 
Gegensatz zu uns, ist, dass es sich um Popu¬ 
lärliteratur handelt, mit festen Regeln und 
Konventionen. Mit Populärliteratur meine ich 
nicht Literatur für das Volk, sondern einen 
Roman, der von der größtmöglichen Zahl von 


Leuten gelesen werden kann. Die Codes, die 
Interpretationsraster, die Textbezüge, das 
kommt alles hinterher. Ein Hauptschüler 
kann ihn genauso gut lesen wie ein Akade¬ 
miker, außer dass der Intellektuelle vielleicht 
Dinge entdeckt, die der andere nicht sieht. 
Während die Allgemeinliteratur, die „Wei¬ 
ßen", wie wir sagen, es anders herum macht. 


damit. 

- B: Am Anfang war die Idee, das auch 
Nicht-Professionelle Manuskripte einrei¬ 
chen? 

P: Ganz genau, wir wollten eine Reihe von 
zehn Bänden machen, fünf von Cracks aus 
der Krimiszene, um die Sache in Schwung zu 
bringen, und fünf von Unbekannten. Wir ha¬ 



die Codes und Raster in den Vordergrund 
stellt. Du kannst Finnegans Wake von Joyce 
keinem Berufsschüler in die Hand drücken, 
er wird nicht damit klar kommen, weil ihm 
der „Schlüssel" fehlt. 

- B: Anfangs warst Du nur ein Krimile¬ 
ser, mehr nicht? 

P: Ja, ich habe das gelesen, aber auch 
andere Sachen, ich war kein ausgesprochener 
Fan. 

- B: Und Bahnhofsliteratur, die hast Du 
wirklich gelesen? 

P: Nein, aber die sogenannte „Bahnhofs¬ 
literatur" ... Man sagt das immer, aber es ist 
bescheuert, auch wenn man früher tatsäch¬ 
lich an den Bahnhöfen das mieseste Zeug ge¬ 
funden hat. 

- B: Und der Versuch, den „Pulp" in die 
Bahnhöfe oder die Bahnhofskioske zu brin¬ 
gen, hat das funktioniert? 

P: Ein paar Mal schon, aber nein, eigent¬ 
lich ist das komplett gescheitert. In medialer 
Hinsicht ist es gescheitert, weil sich sofort 
die Intellektuellen, die Krimiliebhaber auf die 
Sache gestürzt haben. Am Anfang war das 
buchstäblich eine Schnapsidee, eine Erfin¬ 
dung von mir, Raynal und Quadruppani in ei¬ 
nem vollbesetzten Cafe. Am Ende sind daraus 
200 Bücher geworden, davon 150 von Unbe¬ 
kannten. 

- B: Und Du, hast Du alle Manuskripte 
gelesen, oder wart ihr zu mehreren? 

P: Ich habe 150 gelesen, die letzten 50 
habe ich so durchgehen lassen, ohne sie zu 
lesen. Der Autor hat sich schließlich die 
Mühe gemacht, einen Text zu schreiben, da 
wollte ich nicht dazwischenfunken und hab 
ihn veröffentlicht. 

- B: Das Problem beim „Pulp" ist viel¬ 
leicht die Qualität, die ersten sind gut, aber 
die anderen ... Ich habe etwa 20 gelesen, 
und davon war einer von fünfen in Ordnung. 

P: Ich bin sehr zufrieden damit. Ich habe 
wirklich Scheiße veröffentlicht, aber ich bin 
zufrieden damit, weil sich die Literaturszene 
darüber aufgeregt hat wie bekloppt. Aber 
dann haben sie angefangen, Sachen zu er¬ 
zählen, von wegen, ich hätte mir mit dem 
Geld von „Pulp" einen Ferrari gekauft, ich 
hab nicht mal den Führerschein ... Man hat 
alles unter die Lupe genommen, jede Klei¬ 
nigkeit ist auf mich zurückgefallen, es war 
die Hölle, ich bin froh, dass jetzt Schluss ist 


ben ihn (Pulp) als libertär, nicht als anarchi¬ 
stisch deklariert, weil es bei den Stalinisten 
15 Richtungen gibt, bei den Trotzkisten ge¬ 
nauso viel, nur das Wort libertär gefiel komi¬ 
scherweise allen. Alle haben sich mit dem Be¬ 
griff angefreundet, und keiner hat ideologi¬ 
sche Bauernfängerei betrieben. Ich werte das 
als Erfolg. 

- B: Erzähl uns ein wenig von Deinem 
Werdegang? 

P: Ziemlich bescheuert, klingt wie ein Co¬ 
mic: Spanischer Vater, Katalane, Großvater 
ist über die Pyrenäen gekommen, später zu¬ 
rückgekehrt. Also, das normale Programm im 
Südwesten. 

- B: Dein Großvater war Kommunist, li¬ 
bertärer Kommunist, CNTler? 

P: Ja, CNT. In Llerida. Steinmetz. Wie ich 
schon sagte, wie aus einem schlechten Ro¬ 
man, einem schlechten Pulp. Und meine Mut¬ 
ter war praktizierende Katholikin. 

- B: Dein Großvater hat Spanien 1939 
verlassen? 

P: Nein, viel früher. Er ist 1895 abgehau¬ 
en, wegen so einer Pfaffenmord-Geschichte. 
Da war er noch nicht der CNT, die kam erst 
später. Dann, mit 75, ist er nach Spanien zu¬ 
rückgegangen und dort gestorben, ver¬ 
schwunden. 

- B: Wie? 

P: Weiß man nicht, jedenfalls keine 
rühmliche Geschichte. Mein Vater hat sich 
Ende 37 auf die Suche gemacht. Er ist ein 
Jahr dort geblieben. Ich hab nie erfahren, 
was er in der Zeit getrieben hat, aber er ist 
voller Wut zurückgekommen. Er hat mir nie 
was davon erzählen wollen. Als die Amerika¬ 
ner kamen, haben meine Eltern noch mal ein 
Kind gezeugt. Ich bin 1946 geboren, meine 
Geschwister sind Jahrgang 1929 und 1935. 
Meine Mutter war Katholin, mein Vater, ich 
will nicht sagen Anarcho, weil ich keine Be¬ 
weise dafür habe, aber seinem Denken und 
seinen Worten nach Libertärer. Wir wohnten 
in einer kommunistischen Gemeinde. Man 
musste sich also für ein Lager entscheiden 
und zwar schnell. Ich habe mich für das li¬ 
bertäre entschieden. Allerdings waren die 
Kommunisten in Ivry und Vitry auch derma¬ 
ßen bescheuert und nervig ... Wir Anarchos 
waren 15, erklärte Anarchisten, wir arbeite¬ 
ten auch mit der Gemeindeverwaltung zu¬ 
sammen, betrieben Filmclubs, organisierten 


Kulturveranstaltungen. Bis ich 1968, mit 22, 
aus Vitry abgehauen bin, habe ich ständig 
was aufs Maul bekommen. Bei der letzten 1. 
Mai-Demo hab ich einen CGT-Funktionär 
wiedergetroffen, einen alten Bekannten aus 
Vitry, der meinte: „Ist alles nicht mehr wie 
früher. Da haben wir uns schon drauf gefreut, 
dass wir Euch am Ende der Demo auf die Fres¬ 
se hauen konnten." 

- B: Wenn Du auf eine Demo gegan¬ 
gen bist, gehörtest Du keiner Organisa¬ 
tion an? Aber es gab doch schon anar¬ 
chistische Organisationen? 

P: Ich war in den Gewerkschaften, 
vor allem in den CNT, wenn ich am arbei¬ 
ten war. 

- B: Wie schreibst Du? Am Morgen, 
oder am Abend, mit der Flasche? 

P: Ich setze mich morgens an mei¬ 
nen Mac, mit der Flasche! 

- B: Nicht wirklich, oder? 

P: Nein, zuerst habe ich alles mit der 
Hand geschrieben, später bin ich zum 
Schreiben ins Cafe gegangen, jetzt habe 
ich eine Wohnung mit einem Schreib¬ 
tisch, im Keller, wo ich ungestört bin, 
und tippe direkt in meinen Computer. 

- B: Du schreibst also still vor Dich 
hin, mit deiner Flasche? 

P: Nein! Rock'n Roll, volles Rohr, es 
muss laut sein. Je mehr Krach, desto bes¬ 
ser. Sonst wirst du Ende noch zum Pe¬ 
danten, dann dürfen die Kinder nicht 
mehr schreien, das Telefon nicht mehr 
klingeln, du wirst eine Nervensäge. 

- B: Hast Du heute Morgen ge¬ 
schrieben? 

P: Nein, heute Morgen habe ich einen 
Kurs gegeben. Ansonsten schreibe ich mor¬ 
gens von neun bis 13:30 Uhr. 

- B: Und den Rest des Tages? 

P: Leute treffen, einkaufen gehen, mit 
der Kleinen Matheaufgaben machen, ein Mit¬ 
tagsschläfchen halten. 

- B: Was ich wissen wollte, war, ob Du im 
stillen Kämmerlein schreibst, in deiner ei¬ 
genen Welt... 

P: Das ist kein Problem, das hängt von 
den Leuten ab. Es wird zum Problem, wenn 
die Autoren damit rumnerven. Es gibt zwei 
wiederkehrende Mythen des Schriftstellers. 
Beim französischen Modell ist der Schrift¬ 
steller ein Kranker, er nervt seine Familie, 
lässt sich scheiden, leidet unter Verfolgungs¬ 
wahn, ist ein Pedant, magert ab, hat immer 
eine Katze. Kein einziger, der einen Papagei 
oder eine Pythonschlange hat, sie haben alle 
Katzen. Als er mit der Hand schrieb, brachte 
die Katze die Manuskriptseiten durcheinan¬ 
der, jetzt läuft sie über die Computertastatur. 
Sie hören alle Mozart, und bei Mozart zu 75% 
Don Juan. Der andere Mythos ist der ameri¬ 
kanische. Da muss man zehn Scheidungen 
hinter sich haben, zehntausend Jobs ge¬ 
macht haben, Alkoholiker und selbstmordge¬ 
fährdet sein. Aber ich kenne viele amerika¬ 
nische Autoren, die gar nicht so sind, die 
schreibende Opas sind. Nein, viel wichtiger 
ist, ob die Leute nur das machen oder nicht. 
Wenn jemand tagsüber sieben Stunden im so¬ 
zialen Bereich arbeitet und sich am Abend 
noch auf das Schreiben konzentrieren soll, 
ist das nicht leicht. Er wird sich sagen: 
„Schreibe ich halt am Wochenende". Aber am 
Wochenende wollen die Kinder ins Eurodis- 
ney. Also, sagt er sich, dann schreibe ich im 
Urlaub. Wenn die anderen am Strand sind und 
rumalbern, setzt er sich hin und versucht, 
seinen Roman auf die Reihe zu kriegen. Das 
dauert manchmal zehn Jahre. Aber wenn du 
nur das machst wie ich, und es gibt nicht vie¬ 
le Leute, die nur das machen, dann hast du 
auch Spaß daran, dann stellst du dir keine 
Fragen, brauchst keinem Image gerecht zu 
werden, brauchst dir nicht einzureden, dass 
du große Literatur machst, du schreibst sehr 
schnell, weil es dir leicht von der Hand geht. 

- B: Hast Du immer noch so viel Spaß am 
Schreiben? 

P: Ja, sonst würde ich aufhören. 

Übersetzung: MH 
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Von Spinoza bis Pulp 

Überblick über das Werk von Jean-Bernard Pouy 


Jean-Bernard Pouy gehört zu jener 
Generation anarchistischer bzw. 
linksradikaler Autoren, die in den 
späten 1940er Jahren geboren und 
durch die 68er-Bewegung sozialisiert; 
Anfang der 1980er Jahre ihr 
schriftstellerisches Debüt gaben und sich 
mit Romanen einen Namen machten, in 
denen die Reflexion ihrer politischen 
Überzeugungen und Erfahrungen in die 
Genrekonventionen des Krimis 
eingebunden wird. 

N eben Pouy sind hier etwa Jean-Frangois 
Vilar, Didier Daeninckx oder Frederic Fa- 
jardie zu nennen. Diesen Autoren, durch die 
Umstände mehr oder weniger gezwungen, 
sich zu einer Art „pressure group" in eigener 
Sache zusammenschließen, gelang es, das 
seinerzeit wenig geachtete Krimigenre zum 
„roman noir", zum kritischen Gesellschafts¬ 
und Gegenwartsroman weiterzuentwickeln 
und damit eine dezidiert linksradikale Lite¬ 
ratur zu schaffen, die noch dazu bei Publi¬ 
kum und Kritik gleichermaßen Anklang fand. 

Pouy hat vor allem durch ungewöhnli¬ 
che, manchmal bizarre Einfälle, die die 
Handlung seiner Romane strukturieren, auf 
sich aufmerksam gemacht. In seinem zweiten 
Roman, „Feuer für Jeanne", spielt eine Grup¬ 
pe junger Exzentriker die Taten der Jeanne 
d'Arc aus dem 15. Jahrhundert nach, was 
nach außen als Serie unzusammenhängender 
und unmotivierter Verbrechen wirkt. Dass ein 
abstürzender Satellit dabei ebenfalls eine 
tragende Rolle spielt, sei nur am Rande ver¬ 



merkt. 

In „Die Schöne von Fontenay" gerät En- 
ric, ein taubstummer Anarchosyndikalist, in 
Verdacht, einen Mord begangen zu haben, 
und beginnt gezwungenermaßen, selbst 


nach dem wahren Täter zu fahnden. Dass ihn 
sein Handicap nicht eben zum Ermittler prä¬ 
destiniert, liegt auf der Hand. Ebenso, dass 
der Roman relativ dialogarm ist. 

Doch die vielleicht ungewöhnlichste Hel¬ 
din der modernen Krimiliteratur ist Momone 
aus „Larchmütz 5632", eine telepathisch ver¬ 
anlagte bretonische Kuh, die die Gedanken 
ihrer Besitzer liest und ihnen damit im ent¬ 
scheidenden Moment aus der Patsche hilft. 

Thematisch sind es die materiellen und 
ideologischen Hinterlassenschaften der 
autoritären Linken (vor allem maoistischer 
und trotzkistischer Provenienz), die Pouy im¬ 
mer wieder beschäftigen. Bereits in seinem 
ersten Roman, laut Eigenauskunft mehr ein 
Flugblatt als ein Roman, „Spinoza fickt He¬ 
gel" (bisher nicht ins Deutsche übersetzt), 
persifliert er die politischen Richtungs¬ 
kämpfe der Nach-68er-Zeit. In „Larchmütz 
5632" stehen zwei als bretonische Kuhbau¬ 
ern ein beschauliches Dasein fristende 
„Schläfer" einer revolutionären Geheimarmee 
(Vorbild dürfte die maoistische „Gauche pro- 
letarienne" sein, die Anfang der 1970er Jah¬ 
re eine Weile mit dem bewaffneten Kampf ko¬ 
kettierte) im Mittelpunkt, die, unverhofft re¬ 
aktiviert, zunächst als gehorsame Parteisol¬ 
daten funktionieren, bevor ihnen Zweifel an 
ihrem Tun und den Motiven ihrer Auftragge¬ 


ber kommen. 

In „Papas Kino" ist es ein kompromittie¬ 
rendes Filmdokument, das einen längst zur 
Stütze der Gesellschaft mutierten Ex-Trotz- 
kisten über Leichen gehen lässt. 


Bekannt wurde Pouy seit Mitte der 
1990er Jahre auch als „Papa Pulp", als Erfin¬ 
der der gleichnamigen Romanfigur und Be¬ 
gründer bzw. Herausgeber der entsprechen¬ 
den Serie. Grundidee dieses in feuchtfröh¬ 
licher Runde, und, wie Pouy betont, nicht 
zufällig während der großen französischen 
Streikwelle im Winter 1995 ausgeheckten Kri¬ 
mikonzepts war, ein Gegengewicht zu der 
überwiegend reaktionären Krimi-Massenlite¬ 
ratur zu schaffen. Im Zentrum sollte die Ge¬ 
stalt des anarchistischen Ermittlers Gabriel 
Lecouvreur (Pulp genannt) stehen, ausge¬ 
stattet mit einem Set fester und wiederkeh¬ 
render Eigenschaften (hinsichtlich Ausse¬ 
hens, Überzeugungen, Vorlieben, Stamm¬ 
kneipe, Freundin, Hobbies usw.), um die he¬ 
rum jeweils ein Autor einen Roman schreibt. 
Ziel war, die Fortsetzungen in möglichst 
schneller Folge erscheinen zu lassen, um den 
im Wochenrhythmus herauskommenden Bil¬ 
ligserien an den Kiosken Konkurrenz zu ma¬ 
chen. Im Gegensatz zu den üblichen Prota¬ 
gonisten der Krimiliteratur, den vielen Kom¬ 
missaren im staatlichen Auftrag bzw. den im 
Dienste der Besserverdienenden stehenden 
Privatschnüfflern, ist der Pulp ein Hobbyde¬ 
tektiv, der sich selbst seine Fälle sucht, d.h. 
dubiosen Zeitungsmeldungen nachgeht und 
dabei auf politische Machenschaften (häufig 



Füchse der Ramblas 

Historischer Roman von Oliver Steinke 


Es ist der lange Arm der Revolution, der 
diesen Roman durchzieht, über 40 
Jahre bis in die 70er Jahre hinein. Was 
wurde aus den Menschen, die in 
Spanien nicht nur Francos Militärputsch 
abwehrten, sondern darüber hinaus 
eine soziale Revolution entfachten, wie 
sie die Menschheit bis dahin nicht 
erlebt hatte? 

I m Barcelona zur Mitte des letzten Jahr¬ 
hunderts gibt es in diesem Roman neben 
denjenigen, die sich im intimen Privatleben 
ein bisschen Glück erhoffen, auch solche, 
die unterschiedliche Wege des Widerstan¬ 
des gegen das Franco-Regime gehen. Ein¬ 
gebettet wird dieser gesellschaftliche Zu¬ 
stand des Verharrens („Er lag ja bereits im 
Grab seiner Arbeit und Ehe") in den histo¬ 
rischen Kontext des Dualismus von kleri¬ 
kalfaschistischen Diktaturen und revolutio¬ 
närem Aufbegehren jener Jahrzehnte. Zeit¬ 
liche Übergänge, Rückblenden wie Sprünge 
werden so treffend vorgenommen, dass sich 
hier den Leserinnen und Lesern die kom¬ 


plexen Verlaufsmechanismen der Revolution 
erschließen können. Von ihrer jahrzehnte¬ 
langen Vorbereitung über die Barrikaden¬ 
kämpfe des 19. Juli (ohne Pfaffenmitleid 
dargestellt!), des Verrats der CNT-Führung 
an der Bewegung, der kommunistischen 
Putsche innerhalb der revolutionären Be¬ 
wegung und deren militärischem Ende 
durch den Einzug der Franco-Truppen in 
Barcelona 1939 werden im Verlaufe des Ro¬ 
mans alle Stationen mittels exquisiter Fak¬ 
ten beschrieben. 

Die Charaktere des Romans gewinnen 
durch gekonnte Rückblenden allmählich an 
Schärfe, und wir dürfen gespannt sein, als 
was sie sich letztendlich offenbaren wer¬ 
den, zumal es sich in der Hauptsache um 
Polizisten handelt, die damit beauftragt 
sind, die Widerstandskämpfer zu fassen. Mit 
einem von ihnen haben sie dabei ihre liebe 
Mühe, nämlich mit dem aus dem Exil nach 
Barcelona zurückgekehrten Francisco Saba- 
te, dem es in der Tat immer wieder gelungen 
ist, die Hoffnung vieler innerlich emigrier¬ 
ter oder vorsichtig Widerstand leistender 


Regimegegner über Jahrzehnte wach zu 
halten. Und dies mit teils spektakulären Ak¬ 
tionen, wie sie Steinke anschaulich be¬ 
schreibt und damit wie auch insgesamt dazu 
beiträgt, dass dieses wichtige Kapitel spa¬ 
nischer Geschichte und ihrer Protagonisten 
nicht in Vergessenheit gerät. Die Rahmen¬ 
handlungen gelingen dem Autoren sogar so 
gut, dass die eigentliche Handlung (der 
Mord an einer Prostituierten und dessen 
Aufklärung) davor verblasst und einfach ge¬ 
strickt wirkt. Hierbei ist von Seiten der han¬ 
delnden Romanfiguren jener Idealismus im 
Spiel, der uns heute zwar fremd erscheinen 
mag, aber die Grundlage für die Spanische 
Revolution war. 

Insgesamt verknüpft der Autor die 
Hauptpersonen so geschickt sowohl mit der 
Story als auch mit den historischen Rah¬ 
menhandlungen, dass der Roman ein ein¬ 
heitliches Ganzes ergibt. Das Ende sowohl 
der Story als auch des gesamten Romans 
fällt dann anschaulich dynamisch aus. Die¬ 
ser in angenehm flüssigen Stil gehaltene hi¬ 
storische Roman ist zudem mit einer Zeit- 


mit rechtsradikalem Hintergrund) stößt. 

Der Erfolg übertraf alle Erwartungen. 
Wurden zunächst zehn Romane mit einer 
Startauflage von 3.000 Exemplaren ins Auge 
gefasst, so verkaufte sich allein der erste 
Band, Pouys „Pulp und die Petze", 200.000 
mal, und auch später sank die Auflage nicht 
unter 10.000. Aus den geplanten zehn wur¬ 
den am Ende etwa 200 Romane. Auch die 
Idee der literarischen Nachwuchsförderung 
ging auf. Neben bekannten Namen der fran¬ 
zösischen Krimiszene sollten junge Autoren 
die Chance erhalten, über die Pulp-Reihe ihr 
erstes Buch zu veröffentlichen. Durch den 
Erfolg entwickelte sich „Pulp" zu einer „gi¬ 
gantischen Schreibwerkstatt" (Pouy), einem 
kollektiven literarisch-politischen Experi¬ 
ment, das Pouy, ungeachtet der häufig be¬ 
mängelten, schwankenden Qualität unbeirr¬ 
bar fortsetzte. Die Reihe ist inzwischen be¬ 
endet und wird von Pouy im Nachhinein eher 
als letztes Aufbäumen einer literarischen Be¬ 
wegung gesehen, die ihren Höhepunkt über¬ 
schritten hat und sich in dem Maße, wie sich 
ihre wesentlichen Vertreter dem Rentenalter 
nähern, langsam in ein Auslaufmodell ver¬ 
wandelt. 

Der Versuch in den Jahren 1998/99, dem 
französischen Vorbild nachzueifern und 
deutsche Übersetzungen der Pulp-Romane 
durch schrille Aufmachung und günstigen 
Preis einem hiesigen Massenpublikum 
schmackhaft zu machen, wurde bereits nach 
15 Titeln wieder aufgegeben. Letztlich wa¬ 
ren die Romane dafür offenbar zu politisch 
bzw. literarisch zu anspruchsvoll (wenigstens 
die übersetzten). 


MH 


Jean-Bernard Pouy auf deutsch: 

Geld für kleine Engel (1988) 

Volle Dröhnung (1988) 

Feuer für Jeanne (1989) 

Verdammte Ferien (1989) 

Machtspiele (mit D. Pennac u. P. Raynal, 
1990) 

Der Schlüssel zur Affäre (1991) 

Sprengsatz aus der Vergangenheit (1991) 
Pulp und die Petze (1998) 

Engelfänger (2001, Neuausg. v. Geld für 
kleine Engel) 

Larchmütz 5632 (2001) 

Die Schöne von Fontenay (2001) 

Papas Kino (2002, Neuausg. v. Sprengsatz 
aus der Vergangenheit) 

H4Blues (2004) 

Die ersten sieben Titel erschienen in der 
Reihe rororo thriller des Rowohlt-Verlages, 
„Pulp und die Petze" in der Pulp-Reihe von 
Wunderlich (Imprint des Rowohlt-Verla¬ 
ges), die letzten fünf Titel in der „Serie 
Noire" des Distel-Literaturverlags. 
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tafel versehen, die uns die historische 
Orientierung erleichtert. 


H. (FflU Bremen) 


Oliver Steinke: Füchse der Ramblas. Histo¬ 
rischer Roman, Verlag Edition AV, 183 S., 14 
Euro, ISBN 3-936049-46-7 
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Broschüren über Bro¬ 
schüren 


Eine aktuelle Übersicht 

Eine weitere Broschürenreihe 
gibt die FAU Bremen über den 
FAU-Materialienvertrieb (FAU- 
MAT) heraus. Diese beschäftigt 
sich mit vornehmlich 
syndikalistischen Inhalten, wie 
der „Entwicklung der 
revolutionären 
syndikalistischen 
Arbeiterbewegung Deutschlands 
in der Kriegs- und 
Nachkriegszeit (1918-1929)", 
mit „Syndikalismus, 
kommunistischer Anarchismus 
und Rätekommunismus", mit 
„Syndikalismus - Geschichte 
und Perspektiven", und 
demnächst noch einigem mehr. 
Hier werden für die Bewegung 
sehr wichtige historische 
Dokumente wieder ausgegraben 
und mit aktuellen Ansichten auf 
eine Stufe gestellt, wozu es in 
einer Einleitung heißt: 
„Insgesamt kombiniert diese 
Broschüre plus Ergänzungsband 
eine fundierte historisch¬ 
analytische Herangehensweise 
mit der konkreten 
syndikalistischen Praxis vor Ort. 
Und genau hierin liegt unser 
Hauptanspruch. Deshalb haben 
wir der Broschüre diesen Titel 
gegeben, um gleich klar zu 
machen, daß es uns um eine 
möglichst nutzbringende 
Verknüpfung von Geschichte 
und Gegenwart geht", so die 
FAU Bremen. Deren 
Internetseite findet ihr hier: 
http://www.fau-bremen.de.vu 
http://www.fau-mat 

H. (FAU Bremen) 
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Was will die 
FAU-IAA? 

Wir Anarcho-Syndikalistlnnen 
haben die herrschaftslose, 
ausbeutungsfreie, auf Selbst¬ 
verwaltung begründete Gesell¬ 
schaft als Ziel. 

Die Selbstbestimmung in allen 
Lebensbereichen ist die grund¬ 
legende Idee des flnarcho-Syn- 
dikalismus. 

Daher lehnen wir die Organisa¬ 
tion unserer Interessen in zen¬ 
tralistisch aufgebauten Orga¬ 
nisationen ab, da diese stets 
Machtkonzentration und Hier¬ 
archie bedeuten. Weder soll, 
noch kann mensch mit Stell- 
vertreterlnnen-Politik wie sie 
z.B. von reformistischen Ge¬ 
werkschaften, Parteien und 
Kirchen betrieben wird,unsere 
Interessen durchsetzen. 

Wm 

FAUurlAA 

Dagegen sind wir direkt und 
indirekt lohnabhängigen Men¬ 
schen für Selbstorganisation in 
unabhängigen Betriebs-, Bran¬ 
chen- und Ortsgruppen. Diese 
sind bundesweit (in der FflU) 
und international (in der IAA) 
zusammengeschlossen. 

Zur Durchsetzung unserer Ziele 
und Forderungen dienen uns 
sämtliche Mittel der Direkten 
Aktion, wie z.B. Besetzungen, 
Boykotts, Streiks etc. Im Ge¬ 
gensatz dazu lehnen wir die 
parlamentarische Tätigkeit in 
jeglicher Form ab. Mit dieser 
Art von Organisation verbinden 
wir die Möglichkeit, Vereinze¬ 
lung und Perspektivlosigkeit 
aufzuheben und so für eine re¬ 
volutionäre Veränderung auf 
freiheitlicher Grundlage zu 
kämpfen. 

Da die Macht und die Stärke des 
kapitalistischen Systems in der 
privaten bzw. staatlichen Ver¬ 
fügungsgewalt über die Pro¬ 
duktionsmittel und in der tag¬ 
täglichen Ausbeutung der ar¬ 
beitenden Klasse begründet 
sind, ist der ökonomische Be¬ 
reich der Hauptansatzpunkt 
für den antikapitalistischen 
Kampf. 

Revolutionäre Arbeit in den Be¬ 
trieben trifft den Kapitalismus 
nicht nur in seinen Erschei¬ 
nungsformen, sondern an sei¬ 
ner Wurzel. Diese Arbeit kann 
nur erfolgreich sein, wenn in 


alle Kämpfe in einer Wechsel¬ 
beziehung zueinander stehen. 

Alle Menschen, die in diesem 
Sinne mit uns Zusammenarbei¬ 
ten wollen, sind uns will¬ 
kommen. 


Die Fratze der Reaktion 

Des letzten Rätsels Lösung: Maggy Thatcher, die Primadonna des Neokonservatismus 


N ein, Maggy Thatcher ist keine Revolu¬ 
tionärin, auch wenn sie sich parado¬ 
xerweise selbst als solche versteht. Ganz 
im Gegenteil, mit einer frisch konservierten 
Klassengesellschaft und einem frikassier- 
ten Sozialstaat servierte sie als britische 
Premierministerin ein reaktionäres Allerlei 
- und eröffnete in Europa die neoliberale 
Ära der kapitalistischen Selbstbedienung. 

Margaret Hilda Roberts, so ihr vollstän¬ 
diger Mädchenname, wurde am 13. Oktober 
1925 als bedeutungslose Krämerstochter im 
provinziellen Grantham geboren. Im An¬ 
schluss an das Chemiestudium vollbrachte 
sie als Chemikerin ihren ersten Streich, mit 
dem sie die Welt zu bereichern gedachte: 
ihr Arbeitsteam erfand das Softeis. 

Nach ihrer Heirat mit dem Millionär De¬ 
nis Thatcher wandte sie sich der Rechts¬ 
wissenschaft zu und legte ein Intermezzo 
als praktizierende Steuerrechtsanwältin 
ein, bis sie 1950 jenen Schritt wagte, der 
der Welt besser erspart geblieben wäre, als 
sie als Kandidatin bei den Unterhauswah¬ 
len ihre politische Karierre startete - zu¬ 
nächst erfolglos. 


1953 noch Zwillinge zur Welt gebracht, 
ging es seit 1959 ab wie die Post auf dem 
Weg an die Macht. Zunächst einfache Abge¬ 
ordnete für die Conservative Party im Unter¬ 
haus, war sie bereits 1970 Kultus- und Wis¬ 
senschaftsministerin in der Heath-Admini- 
stration und machte sich landesweit als 
„Milchräuberin" einen Namen, indem sie die 
Gratismilch in den Primarschulen abschaff¬ 
te. Infolge der konservativen Wahlniederla¬ 
ge konnte sie 1975 innerparteilich gegen 
Edward Heath putschen und in die Rolle der 
Parteivorsitzenden und Oppositionsführerin 
schlüpfen. 

Von nun an bestimmten scharfe Attak- 
ken gegen die Sowjetunion und die Forde¬ 
rungen nach „Ausmerzung des Sozialismus" 
- im Außen und Innern - die politische 
Rhetorik der Thatcher-Clique. Abgesehen 
von ihren früheren Auftritten als rechte Par¬ 
teidissidentin (Thatcher stimmte mehrfach 
gegen ihre eigene, „zu schlappe" Regie¬ 
rung), hatte sie sich gerade als glühende 
Antikommunistin einen Namen als kompro¬ 
misslose Politikerin gemacht. Den 1976 von 
Radio Moskau vorgebrachten Spitznamen 


„Eiserne Lady" nahm sie begeistert auf, den 
dazu entstehenden Mythos pflegte sie in 
selbstgefälliger Weise mit geschickten In¬ 
szenierungen. 

Mit ihrer Machtübernahme nach dem 
konservativen Wahlsieg 1979 machte sie 
sich als erste Regierungschefin an die Um¬ 
setzung ihrer politischen Visionen, die als 
Thatcherismus bekannt wurden. Ihre Vor¬ 
stellung von britischer Größe und Bedeu¬ 
tung verfolgend, führte sie eine kriegeri¬ 
sche und konzessionslose Außenpolitik und 
einen rigorosen Feldzug gegen ihre gewerk¬ 
schaftlichen Erzfeinde, die sie als „Feind im 
Inneren" brandmarkte (siehe Seite 8). Hier¬ 
bei ließ sie keine Zweifel an ihrer Ent¬ 
schlossenheit aufkommen und widmete ihr 
Leben vollständig der Politik. Quasi-dikta¬ 
torisch kümmerte sie sich um jedes Ressort, 
ihr Leben war die Öffentlichkeit, ihre „Frei¬ 
zeit" verwendete sie vollständig für politi¬ 
sche Weiterbildung. Es war dieser entschie¬ 
dene Einsatz, der sie vielen als „konservati¬ 
ve Revolutionärin" erscheinen ließ und der 
es ebenso schwierig macht, etwas über das 
Private dieser Despotin zu sagen. 


1990 verlor sie den innerparteilichen 
Rückhalt und wurde schließlich zum Rück¬ 
zug gedrängt. Mit drei Amtszeiten ist That¬ 
cher damit der am längsten amtierende bri¬ 
tische Premier im 20. Jahrhundert. Die Bu¬ 
senfreundin Ronald Reagans, die noch kurz 
zuvor emphatisch verkündete: „Ja, ich 
möchte immer weitermachen", wurde zwar 
noch 1992 zur Baronesse geadelt, war aber 
nach dieser Schlappe ein zutiefst gekränkter 
Mensch. Nach einem kleinen Freund¬ 
schaftsbesuch bei Ex-Diktator Pinochet 1998 
folgten mehrere Schlaganfälle, die sie öf¬ 
fentlich weitestgehend ruhig stellten. 

Holger Mareks 
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Hinweis zum Rätsel: Umlaute (ä, ö, ü) blei¬ 
ben, das ß wird (falls vorhanden) als „ss" ge¬ 
schrieben 
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Waagerecht 

1. gewerkschaftliche Lokalorganisationen, die 
nach Einführung des „Sozialistengesetzes" 
1878 eine rege Agitation entwickelten; 1901 
wurden sie zur Freien Vereinigung deutscher 
Gewerkschaften 5. unberührte (und unwirtli¬ 
che) Natur 8. früher in Polen: Landbesitzer; 
heute polnisch für „Herr" 9. Leitspruch 10. 
Aktionsbündnis gegen die Abschiebepraxis der 
Lufthansa und anderer Fluggesellschaften: ~- 
Class 15. kochsalzhaltiges Wasser 16. als ei¬ 
nige Zeitgenossen von Columbus sich damit 
rühmten, ihnen hätte die Entdeckung der 
„Neuen Welt" ebenso glücken können, soll die¬ 
ser ihnen die Aufgabe gestellt haben, ein ~ 
aufrecht auf den Tisch zu stellen 17. Tonträger 
<Abk.> 18. die Klasse der Arbeitenden 19. 
Gründer der Viet-Cong: ~ Minh 20. Landes¬ 
kennzeichen für Tunesien 22. Fährschiff, v.a. 
für die Eisenbahn 23. Staatenbund, Möchte¬ 
gern-Supermacht 24. bei welchem Fußball¬ 
club spielte in den 1980ern ein Torwart, der in 
der berüchtigten Hafenstraße wohnte? <Name 


zusammengeschrieben> 25. kryptisch: ein 
Kreis und ein zweiter Kreis mit eingeschlage¬ 
ner rechter Seite 27. jüdische heilige Schrift 
Schreibweise ohne -h-> 29. erforderlich, un¬ 
entbehrlich 30. Gefahr des Untergangs von 
Schiffen 32. Ausruf des Erstaunens 34. Wo¬ 
chentag <Abk.> 35. ökologisches Aktions¬ 
bündnis, dessen Name eine Anspielung auf ei¬ 
nen englischen Volkshelden enthält <Name zu- 
sammengeschrieben> 37. Anarchist (1873- 
1922), einflussreiche Figur der Mexikanischen 
Revolution Anfang des 20. Jh. 39. gestrande¬ 
tes oder stark beschädigtes Schiff 42. einge¬ 
zäuntes Stück Land oder Wald zum Halten von 
Tieren, besonders von Wild 46. Inselgruppe im 
westlichen Mittelmeer 48. US-amerikanische 
Bürgerrechtskämpferin (geb. 1944), kandi¬ 
dierte 1980 auf einer Liste der KP für das Amt 
des Stellvertretenden Präsidenten der USA, 
heute Frauenforscherin/Akademikerin, Vorna¬ 
me: Angela 49. Urheber des Spruchs: „Es ist 
nichts zu hoffen, es ist alles zu tun" 


Senkrecht 

1. Däumlinge in J. Swifts Buch „Gullivers Rei¬ 
sen" <männliche Form> 2. Weltraumfahrer 
<männliche Form> 3. was rechtlich einem 
Bundesland gehört <Adj.> 4. englisches Kö¬ 
nigshaus, z.B. Heinrich der VIII. (1509-47) 5. 
im Kapitalismus wird fast jeder Gegenstand, je¬ 
des menschliche Bedürfnis und jeder Wunsch 
zur ~ 6. Hauptgott der Inka 7. Angehöriger ei¬ 
ner ursprünglich Sozialrevolutionären Bewe¬ 
gung in Nicaragua 8. Strom in Norditalien 11. 
Auslese der Angepasstesten und/oder Lei¬ 
stung sstärksten in einer Gesellschaft 12. eng¬ 
lisch für Erdnuss 13. sagenumwobene Stadt 
der Antike 14. Ausruf der Enttäuschung oder 
Gleichgültigkeit 15. freier Überschlag, Luft¬ 
rolle 21. der größte „Arbeitgeber" in der DDR 
24. Abkürzung im Namen vieler „sozialisti¬ 
scher" Staaten und Republiken im ehern. Ost¬ 
block 26. Abschiedslied eines Partisanen an 
seine Geliebte: „Bella 28. ohne Gewähr 
<Abk.> 31. Welcher Ordnung der Säugetiere 
gehören folgende Tiere an: Eichhörnchen, Bi¬ 
ber, Maus, Meerschweinchen? 32. Chemiker 
und Industrieller, erfand 1867 das Dynamit; 
aus den Zinsen der nach ihm benannten Stif¬ 
tung werden jährlich international angesehene 
Preise verliehen (für Physik, Chemie, Medizin, 
Literatur und Frieden) 33. relativ eigenständi¬ 
ge Richtung der (west)deutschen Rockmusik 
der 1980er <Abk.> 34. portugiesisch verwal¬ 
tetes Territorium an der südchinesische Küste 
36. Frauenname 38. arabische Bezeichnung 
für Minze, die u.a. im Tee verwendet wird 40. 
weiter kragenloser Mantel in arabischen Län¬ 
dern 41. Kfz-Kennzeichen für Kleve 43. fünf¬ 
ter + fünftletzter Buchstabe des Alphabets 44. 
Kfz-Kennzeichen für Hildesheim 45. Landes¬ 
kennzeichen für Spanien, z.B. in eMail-Adres- 
sen 47. häufige Vorsilbe bei deutschen Verben, 
die den „Beginn" eines Vorgangs oder Zustan¬ 
des, aber auch die „Vollendung" eines Vorgangs 
oder einer Handlung bezeichnen kann 


Wieder gibt es ein DA-Abo (sechs Ausgaben) zu 
gewinnen. Das Lösungswort könnt ihr der DA- 
Aboverwaltung schicken, entweder per eMail 
<da-abo@fau.org> oder per Post (DA-Abover- 
waltung, c/o FAU-Leipzig, Kolonnadenstr. 19, 
04109 Leipzig). Gewonnen hat diesmal bei sechs 
richtigen Einsendungen Lutz G. aus Frankfurt a. 
M. 


Auflösung 
N? 37 


KAPP ZWANGSJACKE C 
A G HUI OLEAT R 
TRIKOLORE GUMMI A 
E N N AR EL B BUS 
RÜDIGER EULE ALU H 
I CAB Bö BLIXA 
MIRACULIX B AO T S 
AERF NU EP 
R KI EW CHRISTOPHER 
I ST P EBOX ZULU I 
A JENNY B E ODIN 
NAJA HäUTUNG ENG 
N VESTA SEE 
ELBA CONSTANTINI R 








































































































































































































